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Abschnitt 1

Allgemeine Bestimmungen

§1

Anwendungsbereich, Allgemeine Begriffsbestimmungen

(1) Dieses Gesetz regelt den Vollzug der Freiheitsstrafe, der Jugendstrafe, der Untersuchungshaft und des Strafar-
rests in Justizvollzugsanstalten (Anstalten).

(2) Fiir den Vollzug der Haft nach § 127b Absatz 2, § 230 Absatz 2, §§ 236, 329 Absatz 4 Satz 1, § 412 Satz 1 und
§ 453c der Strafprozessordnung sowie der einstweiligen Unterbringung nach § 275a Absatz 6 der Strafprozessord-

nung gelten die Bestimmungen fiir den Vollzug der Untersuchungshaft entsprechend.

(3) Gefangene im Sinne dieses Gesetzes sind Strafgefangene, Jugendstrafgefangene und Untersuchungsgefangene.
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(4) Junge Untersuchungsgefangene im Sinne dieses Gesetzes sind solche, die zur Tatzeit das 21. Lebensjahr noch
nicht vollendet hatten und die das 24. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.

(5) Junge Gefangene im Sinne dieses Gesetzes sind Jugendstrafgefangene und junge Untersuchungsgefangene.

§2
Ziel und Aufgabe des Vollzugs der Freiheits- und Jugendstrafe

Der Vollzug der Freiheitsstrafe und der Jugendstrafe dient dem Ziel, die Straf- und Jugendstrafgefangenen zu beféhi-
gen, kiinftig in sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu fiihren. Er hat die Aufgabe, die Allgemeinheit
vor weiteren Straftaten zu schiitzen.

§3

Aufgabe des Vollzugs der Untersuchungshaft, Zusammenarbeit

(1) Der Vollzug der Untersuchungshaft hat die Aufgabe, durch sichere Unterbringung der Untersuchungsgefange-
nen die Durchfiihrung eines geordneten Strafverfahrens zu gewéhrleisten und der Gefahr weiterer Straftaten zu be-
gegnen.

(2) Die Anstalt arbeitet eng mit Gericht und Staatsanwaltschaft zusammen, um die Aufgabe des Vollzugs der Un-
tersuchungshaft zu erfiillen und die Sicherheit und Ordnung der Anstalt zu gewéhrleisten.

(3) Die Anstalt hat Anordnungen nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung zu beachten und umzusetzen.

§4
Stellung der Gefangenen

(1) Die Personlichkeit der Gefangenen ist zu achten. Ihre Selbststédndigkeit im Vollzugsalltag ist so weit wie mog-
lich zu erhalten und zu fordern.

(2) Die Gefangenen werden an der Gestaltung des Vollzugsalltags beteiligt. Vollzugliche Maflnahmen sind ihnen
regelméBig zu erldutern.

(3) Die Gefangenen unterliegen den in diesem Gesetz vorgesehenen Beschriankungen ihrer Freiheit. Soweit das
Gesetz eine besondere Regelung nicht enthélt, diirfen ihnen nur Beschriankungen auferlegt werden, die zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheit oder zur Abwendung einer schwerwiegenden Stérung der Ordnung der Anstalt oder im
Vollzug der Untersuchungshaft zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung uner-
lasslich sind. Sie miissen in einem angemessenen Verhéltnis zum Zweck der Anordnung stehen und diirfen die Ge-
fangenen nicht mehr und nicht linger als notwendig beeintréchtigen.

§5

Besondere Stellung der Untersuchungsgefangenen

Die Untersuchungsgefangenen gelten als unschuldig. Sie sind so zu behandeln, dass der Anschein vermieden wird,
sie wiirden zur Verbiiung einer Strafe festgehalten.

§6
Mitwirkung im Vollzug der Freiheits- und Jugendstrafe

(1) Zur Erreichung des Vollzugsziels bedarf es der Mitwirkung der Straf- und Jugendstrafgefangenen. Ihre Bereit-
schaft hierzu ist zu wecken und zu férdern.

(2) Die Jugendstrafgefangenen sind verpflichtet, an der Erreichung des Vollzugsziels mitzuwirken.



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil I — Nr. 14 vom 24. April 2013 9

§7

Allgemeine Gestaltungsgrundséitze
(1) Das Leben im Vollzug ist den allgemeinen Lebensverhéltnissen so weit wie moglich anzugleichen.
(2) Schéadlichen Folgen des Freiheitsentzugs ist entgegenzuwirken.

(3) Ein besonderes Augenmerk ist auf die Verhiitung von Selbsttdtungen und den Schutz der Gefangenen vor
Ubergriffen Mitgefangener zu richten.

(4) Die unterschiedlichen Bediirfnisse der Gefangenen, insbesondere im Hinblick auf Geschlecht, Alter, Herkunft,
Religion, Behinderung und sexuelle Identitdt werden bei der Vollzugsgestaltung beriicksichtigt.

§8
Grundsitze der Gestaltung des Vollzugs der Freiheits- und Jugendstrafe

(1) Der Vollzug der Freiheits- und Jugendstrafe ist auf die Auseinandersetzung der Straf- und Jugendstrafgefange-
nen mit ihren Straftaten, deren Ursachen und deren Folgen auszurichten. Das Bewusstsein fiir die den Opfern zuge-
fligten Schéden soll geweckt werden.

(2) Der Vollzug der Freiheits- und Jugendstrafe wird von Beginn an auf die Eingliederung der Straf- und Jugend-
strafgefangenen in das Leben in Freiheit ausgerichtet.

(3) Die Straf- und Jugendstrafgefangenen sind zu einer selbststindigen, eigenverantwortlichen und gemeinschafts-
fahigen Lebensflihrung in Achtung der Rechte anderer zu befdhigen.

(4) Strafgefangene mit angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung und Jugendstrafgefangene mit
vorbehaltener Sicherungsverwahrung sind individuell und intensiv zu betreuen, um ihre Unterbringung in der Siche-
rungsverwahrung entbehrlich zu machen. Soweit standardisierte Mafnahmen nicht ausreichen oder keinen Erfolg
versprechen, sind individuell zugeschnittene Behandlungsangebote zu unterbreiten.

(5) Der Bezug der Straf- und Jugendstrafgefangenen zum gesellschaftlichen Leben ist zu wahren und zu fordern.
Personen und Einrichtungen auflerhalb des Vollzugs sollen in den Vollzugsalltag einbezogen werden. Straf- und
Jugendstrafgefangenen ist so bald wie mdglich die Teilnahme am Leben in der Freiheit zu gewéahren.

§9
Erzieherische Gestaltung des Vollzugs der Jugendstrafe

(1) Der Vollzug der Jugendstrafe ist erzicherisch zu gestalten und auf die Forderung der Jugendstrafgefangenen
auszurichten.

(2) Erziehung und Forderung erfolgen durch MaBnahmen und Programme zur Entwicklung und Stirkung der
Féhigkeiten und Fertigkeiten der Jugendstrafgefangenen im Hinblick auf die Erreichung des Vollzugsziels.

(3) Durch differenzierte Angebote soll auf den jeweiligen Entwicklungsstand und den unterschiedlichen Erzie-
hungs- und Forderbedarf der Jugendstrafgefangenen eingegangen werden. Die besonderen Lebenslagen und Bediirf-
nisse von minderjahrigen Gefangenen sind zu beriicksichtigen.

(4) Die MaBnahmen und Programme richten sich insbesondere auf die Auseinandersetzung mit den eigenen Straf-
taten, deren Ursachen und Folgen, die schulische und berufliche Qualifizierung, die soziale Integration und die ver-
antwortliche Gestaltung des alltdglichen Zusammenlebens, der freien Zeit sowie der AuBlenkontakte.

(5) Die Personensorgeberechtigten und die Eltern von volljdhrigen Jugendstrafgefangenen mit deren Einversténd-
nis sind, soweit dies moglich ist und dem Vollzugsziel nicht zuwiderlauft, in die Planung und Gestaltung des Voll-
zugs einzubeziehen.
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§10

Erzieherische Gestaltung des Vollzugs der Untersuchungshaft an jungen Untersuchungsgefangenen

(1) Fiir den Vollzug der Untersuchungshaft an jungen Untersuchungsgefangenen gilt § 9 Absatz 1 und 3 entspre-
chend.

(2) Die Personensorgeberechtigten sind, soweit dies moglich ist, in die Gestaltung des Vollzugs einzubeziehen,
ebenso die Eltern volljahriger junger Untersuchungsgefangener auf deren Antrag.

(3) Von der Anwendung der Bestimmungen dieses Gesetzes iiber junge Untersuchungsgefangene kann abgesehen
werden, wenn diese volljahrig sind und die erzieherische Ausgestaltung des Vollzugs fiir sie nicht oder nicht mehr
angezeigt ist. Diese Bestimmungen konnen ausnahmsweise auch iiber die Vollendung des 24. Lebensjahres hinaus
angewendet werden, wenn dies im Hinblick auf die voraussichtlich nur noch geringe Dauer der Untersuchungshaft
zweckmaBig erscheint.

(4) Beschrankungen kdnnen minderjahrigen Untersuchungsgefangenen auch auferlegt werden, soweit es dringend
geboten ist, um sie vor einer Gefdhrdung ihrer Entwicklung zu bewahren.

§11
Soziale Hilfe

(1) Die Gefangenen werden darin unterstiitzt, ihre personlichen, wirtschaftlichen und sozialen Schwierigkeiten zu
beheben. Sie sollen dazu angeregt und in die Lage versetzt werden, ihre Angelegenheiten selbst zu regeln. Bei Frei-
heits- und Jugendstrafen bis zu zwei Jahren hélt die bislang zustindige Bewdhrungshelferin oder der bislang zustén-
dige Bewidhrungshelfer auch wihrend des Vollzugs Kontakt zu ihren oder seinen Probanden und beteiligt sich an der
Gewihrung der Hilfen.

(2) Die Straf- und Jugendstrafgefangenen sollen angehalten werden, den durch die Straftat verursachten materiellen
und immateriellen Schaden wieder gutzumachen und eine Schuldenregulierung herbeizufiihren. Sie erhalten Hilfe
insbesondere bei der Feststellung und Regelung von Unterhaltsverpflichtungen und Schadensersatzforderungen sowie
Beratung in sozialen und finanziellen Angelegenheiten.

(3) Die Beratung der Untersuchungsgefangenen soll die Benennung von Stellen und Einrichtungen auflerhalb der
Anstalt umfassen, die sich um eine Vermeidung der weiteren Untersuchungshaft bemiihen. Auf Wunsch sind den
Untersuchungsgefangenen Stellen und Einrichtungen zu benennen, die sie in ihrem Bestreben unterstiitzen kdnnen,
einen Ausgleich mit dem Tatopfer zu erreichen oder auf andere Weise zur Wiedergutmachung beizutragen.

Abschnitt 2

Aufnahme, Diagnose, Vollzugs- und Eingliederungsplanung

§12

Aufnahmeverfahren

(1) Mit den Gefangenen wird unverziiglich nach der Aufnahme ein Zugangsgesprich gefiihrt, in dem ihre gegen-
wirtige Lebenssituation erdrtert wird und sie iiber ihre Rechte und Pflichten in einer fiir sie verstdndlichen Form
informiert werden. Soweit erforderlich, ist eine Sprachmittlerin oder ein Sprachmittler oder eine Gebédrdendolmet-
scherin oder ein Gebédrdendolmetscher hinzuzuziehen. Den Gefangenen wird ein Exemplar der Hausordnung ausge-
héndigt oder in anderer Form zur Verfiigung gestellt. Dieses Gesetz, die von ihm in Bezug genommenen Gesetze
sowie die zu seiner Ausfiihrung erlassenen Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften sind den Gefangenen
auf Verlangen zugénglich zu machen.

(2) Wihrend des Aufnahmeverfahrens diirfen andere Gefangene nicht zugegen sein.

(3) Die Gefangenen werden alsbald &rztlich untersucht.
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(4) Die Gefangenen werden dabei unterstiitzt, etwa notwendige MaBnahmen fiir hilfsbediirftige Angehorige, zur
Erhaltung des Arbeitsplatzes und der Wohnung und zur Sicherung ihrer Habe auBerhalb der Anstalt zu veranlassen.

(5) Den Untersuchungsgefangenen ist Gelegenheit zu geben, eine Angehdrige oder einen Angehdrigen oder eine
Vertrauensperson von der Aufthahme in die Anstalt zu benachrichtigen.

(6) Die Personensorgeberechtigen, die zustindige Vollstreckungsleiterin oder der zustindige Vollstreckungsleiter
und das Jugendamt werden von der Aufhahme der jungen Gefangenen unverziiglich unterrichtet.

(7) Bei Strafgefangenen, die eine Ersatzfreiheitsstrafe verbiilen, sind die Moglichkeiten der Abwendung der Voll-
streckung durch freie Arbeit oder ratenweise Tilgung der Geldstrafe zu erdrtern und zu férdern, um so auf eine mog-
lichst baldige Entlassung hinzuwirken.

§13

Diagnoseverfahren

(1) Im Vollzug der Freiheits- und Jugendstrafe schlieB3t sich an das Aufnahmeverfahren das Diagnoseverfahren zur
Vorbereitung der Vollzugs- und Eingliederungsplanung an.

(2) Das Diagnoseverfahren muss wissenschaftlichen Erkenntnissen geniigen. Insbesondere bei Strafgefangenen mit
angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung und Jugendstrafgefangenen mit vorbehaltener Sicherungs-
verwahrung ist es von Personen mit einschldgiger wissenschaftlicher Qualifikation durchzufiihren.

(3) Das Diagnoseverfahren erstreckt sich auf die Personlichkeit, die Lebensverhéltnisse, die Ursachen und Um-
stinde der Straftat sowie alle sonstigen Gesichtspunkte, deren Kenntnis fiir eine zielgerichtete und wirkungsorientier-
te Vollzugsgestaltung und die Eingliederung nach der Entlassung notwendig erscheint. Neben den Unterlagen aus der
Vollstreckung und dem Vollzug vorangegangener Freiheitsentzichungen sind insbesondere auch Erkenntnisse der
Gerichts-, Jugendgerichts- und Bew#hrungshilfe sowie der Fiihrungsaufsichtsstellen einzubeziehen.

(4) Im Diagnoseverfahren werden die im Einzelfall die Straffilligkeit begilinstigenden Faktoren ermittelt. Glei-
chermafen werden die Féhigkeiten der Straf- und Jugendstrafgefangenen ermittelt, deren Stirkung einer erneuten
Straffélligkeit entgegenwirken kann.

(5) Im Vollzug der Freiheitsstrafe kann bei einer voraussichtlichen Vollzugsdauer bis zu einem Jahr das Diagnose-
verfahren auf die Umsténde beschrinkt werden, deren Kenntnis fiir eine angemessene Vollzugsgestaltung unerliss-
lich und fiir die Eingliederung erforderlich ist. Unabhéngig von der Vollzugsdauer gilt dies auch, wenn ausschlieBlich
Ersatzfreiheitsstrafen zu vollziehen sind.

(6) Im Vollzug der Jugendstrafe ist das Diagnoseverfahren maBgeblich auf die Ermittlung des Forder- und Erzie-
hungsbedarfs auszurichten.

(7) Das Ergebnis des Diagnoseverfahrens wird mit den Straf- und Jugendstrafgefangenen erortert.

§14

Vollzugs- und Eingliederungsplanung

(1) Auf der Grundlage des Ergebnisses des Diagnoseverfahrens wird ein Vollzugs- und Eingliederungsplan erstellt.
Er zeigt den Straf- und Jugendstrafgefangenen bereits zu Beginn der Haftzeit unter Beriicksichtigung der voraussicht-
lichen Vollzugsdauer die zur Erreichung des Vollzugsziels erforderlichen Mafinahmen auf. Daneben kann er weitere
Hilfsangebote und Empfehlungen enthalten. Auf die Fahigkeiten, Fertigkeiten und Neigungen der Straf- und Jugend-
strafgefangenen ist Riicksicht zu nehmen. Stehen zur Erreichung des Vollzugsziels mehrere geeignete Mallnahmen
zur Verfiigung, so haben die Straf- und Jugendstrafgefangenen ein Wahlrecht.

(2) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan wird regelméBig innerhalb der ersten acht Wochen nach der Aufnahme
erstellt. Diese Frist verkiirzt sich bei einer voraussichtlichen Vollzugsdauer von unter einem Jahr auf vier Wochen.
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(3) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie die darin vorgesehenen MaBnahmen werden fiir Straf- und Ju-
gendstrafgefangene regelméBig alle sechs Monate, spitestens aber alle zwolf Monate iiberpriift und fortgeschrieben.
Bei Jugendstrafen von weniger als drei Jahren erfolgt die Uberpriifung regelmiBig alle vier Monate. Die Entwicklung
der Straf- und Jugendstrafgefangenen und die in der Zwischenzeit gewonnenen Erkenntnisse sind zu beriicksichtigen.
Die durchgefiihrten Maflnahmen sind zu dokumentieren.

(4) Die Vollzugs- und Eingliederungsplanung wird mit den Straf- und Jugendstrafgefangenen erdrtert. Dabei wer-
den deren Anregungen und Vorschldge einbezogen, soweit sie der Erreichung des Vollzugsziels dienen.

(5) Zur Erstellung und Fortschreibung des Vollzugs- und Eingliederungsplans fiihrt die Anstaltsleiterin oder der
Anstaltsleiter eine Konferenz mit den an der Vollzugsgestaltung mafBgeblich Beteiligten durch. Standen die Straf- und
Jugendstrafgefangenen vor ihrer Inhaftierung unter Bewdhrungs- oder Fithrungsaufsicht, ist auch die fiir sie bislang
zustdndige Bewdhrungshelferin oder der fiir sie bislang zustdndige Bewidhrungshelfer an der ersten Konferenz zu
beteiligen. Bei Freiheits- und Jugendstrafen bis zu zwei Jahren ist ihre oder seine regelméafBige Teilnahme auch an den
weiteren Konferenzen vorzusehen. Den Straf- und Jugendstrafgefangenen wird der Vollzugs- und Eingliederungsplan
in der Konferenz erdffnet und erldutert. Sie konnen auch dariiber hinaus an der Konferenz beteiligt werden.

(6) Personen auBerhalb des Vollzugs, die an der Eingliederung mitwirken, sind nach Mdglichkeit in die Planung
einzubeziehen. Sie kdnnen mit Zustimmung der Straf- und Jugendstrafgefangenen auch an der Konferenz beteiligt
werden.

(7) Werden die Straf- und Jugendstrafgefangenen nach der Entlassung voraussichtlich unter Bewédhrungs- oder
Fiihrungsaufsicht gestellt, so ist der kiinftig zustdndigen Bewéhrungshelferin oder dem kiinftig zustdndigen Bewéh-
rungshelfer in den letzten zwolf Monaten vor dem voraussichtlichen Entlassungszeitpunkt die Teilnahme an der
Konferenz zu ermdglichen und sind ihr oder ihm der Vollzugs- und Eingliederungsplan und seine Fortschreibungen
zu libersenden.

(8) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan und seine Fortschreibungen werden den Straf- und Jugendstrafgefange-

nen ausgehindigt. Im Vollzug der Jugendstrafe werden sie der Vollstreckungsleiterin oder dem Vollstreckungsleiter
und auf Verlangen den Personensorgeberechtigten iibersandt.

§ 15
Inhalt des Vollzugs- und Eingliederungsplans

(1) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie seine Fortschreibungen enthalten insbesondere folgende Angaben:

1.  Zusammenfassung der fiir die Vollzugs- und Eingliederungsplanung maB3geblichen Ergebnisse des Diagnose-
verfahrens,

2. voraussichtlicher Entlassungszeitpunkt,

3. Unterbringung im geschlossenen oder offenen Vollzug,

4. Unterbringung in einer Wohneinheit,

5. MaBnahmen zur Férderung der Mitwirkungsbereitschaft,

6.  Unterbringung in einer Wohngruppe und Teilnahme am Wohngruppenvollzug,

7. Unterbringung in einer sozialtherapeutischen Abteilung und Teilnahme an deren Behandlungsprogrammen,
8. Teilnahme an einzel- oder gruppentherapeutischen Maflnahmen, insbesondere Psychotherapie,

9.  Teilnahme an psychiatrischen Behandlungsmafnahmen,

10. Teilnahme an MaBinahmen zur Behandlung von Suchtmittelabhéngigkeit und -missbrauch,

11.  Teilnahme an TrainingsmaBnahmen zur Verbesserung der sozialen Kompetenzen,
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12.  Teilnahme an schulischen und beruflichen Qualifizierungsmafinahmen einschlieBlich Alphabetisierungs- und
Deutschkursen,
13.  Teilnahme an arbeitstherapeutischen Mafnahmen oder am Arbeitstraining,
14.  Arbeit,
15.  Freies Beschiftigungsverhéltnis, Selbstbeschéftigung,
16. Teilnahme an Sportangeboten und MaBnahmen zur strukturierten Gestaltung der Freizeit,
17.  Ausfiihrungen, Aulenbeschiftigung,
18. Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels,
19. Aufrechterhaltung, Forderung und Gestaltung von Auflenkontakten, insbesondere familidrer Beziehungen,
20. Schuldnerberatung, Schuldenregulierung und Erfiillung von Unterhaltspflichten,
21. Ausgleich von Tatfolgen,

22. MaBnahmen zur Vorbereitung von Entlassung, Eingliederung und Nachsorge, Bildung eines Eingliederungs-
geldes und

23.  Frist zur Fortschreibung des Vollzugs- und Eingliederungsplans.

Bei angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung enthalten der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie
seine Fortschreibungen dariiber hinaus Angaben zu sonstigen Maflnahmen im Sinne des § 8 Absatz 4 Satz 2 und einer
Antragstellung im Sinne des § 119a Absatz 2 des Strafvollzugsgesetzes.

(2) Bei Strafgefangenen sind MaBnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 bis 13 und Satz 2, die nach dem Ergeb-
nis des Diagnoseverfahrens als zur Erreichung des Vollzugsziels zwingend erforderlich erachtet werden, als solche zu
kennzeichnen und gehen allen anderen MafBinahmen vor. Andere MaBinahmen diirfen nicht gestattet werden, soweit

sie die Teilnahme an Mallnahmen nach Satz 1 beeintrachtigen wiirden.

(3) Die Jugendstrafgefangenen sind verpflichtet, an den im Vollzugs- und Eingliederungsplan als erforderlich
erachteten Malinahmen teilzunehmen. § 30 Absatz 1 bleibt unberiihrt.

(4) Spitestens ein Jahr vor dem voraussichtlichen Entlassungszeitpunkt hat die Planung zur Vorbereitung der Ein-
gliederung zu beginnen. Ankniipfend an die bisherige Vollzugsplanung werden ab diesem Zeitpunkt die Maflnahmen
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 22 konkretisiert oder ergénzt. Insbesondere ist Stellung zu nehmen zu:

1.  Unterbringung im offenen Vollzug, in einer Eingliederungsabteilung oder in einer Ubergangseinrichtung,

2. Unterkunft sowie Arbeit oder Ausbildung nach der Entlassung,

3. Unterstiitzung bei notwendigen Behordengidngen und der Beschaffung der notwendigen personlichen Doku-
mente,

4.  Beteiligung der Bewéhrungshilfe und der forensischen Ambulanzen,

5. Kontaktaufnahme zu Einrichtungen der Entlassenenhilfe und freien Tragern der Straffalligenhilfe sowie gege-
benenfalls Unterrichtung der Personensorgeberechtigten und des Jugendamtes,

6.  Fortsetzung von im Vollzug noch nicht abgeschlossenen Mafinahmen,

7. Anregung von Auflagen und Weisungen fiir die Bewéahrungs- oder Fithrungsaufsicht,
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8. Vermittlung in nachsorgende Mafinahmen und

9. nachgehende Betreuung durch Bedienstete.

ADb diesem Zeitpunkt enthdlt der Vollzugs- und Eingliederungsplan zudem fiir diejenigen Straf- und Jugendstrafge-
fangenen, bei denen der Eintritt der Fiihrungsaufsicht zu erwarten ist, eine Geféhrlichkeitsprognose. Diese dient,

vorbehaltlich der Entscheidung des Gerichts, der Bew#hrungshilfe als Grundlage fiir die weitere Arbeit mit den Straf-
und Jugendstrafgefangenen.

§16

Ermittlung des Forder- und Erziehungsbedarfs der jungen Untersuchungsgefangenen, Mafinahmen

(1) Nach dem Aufnahmeverfahren wird der Forder- und Erziehungsbedarf der jungen Untersuchungsgefangenen
unter Beriicksichtigung ihrer Personlichkeit und ihrer Lebensverhéltnisse ermittelt.

(2) In einer Konferenz mit an der Erziehung mafBigeblich beteiligten Bediensteten werden der Forder- und Erzie-
hungsbedarf erortert und die sich daraus ergebenden MaBinahmen festgelegt. Diese werden mit den jungen Untersu-
chungsgefangenen besprochen und den Personensorgeberechtigten auf Verlangen mitgeteilt.

(3) Den jungen Untersuchungsgefangenen ist eine Bedienstete oder ein Bediensteter als besondere Vertrauensper-
son zuzuordnen.

Abschnitt 3

Unterbringung und Verlegung

§17

Trennungsgrundsétze
(1) Jeweils getrennt voneinander werden untergebracht
1.  minnliche und weibliche Gefangene,
2. Strafgefangene, Jugendstrafgefangene und Untersuchungsgefangene und
3. junge Untersuchungsgefangene und die iibrigen Untersuchungsgefangenen.
Die Unterbringung erfolgt in eigenstdndigen Anstalten, zumindest in getrennten Abteilungen.

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 kdnnen Untersuchungsgefangene zusammen mit Strafgefangenen
untergebracht werden

1.  mit Zustimmung der einzelnen Untersuchungsgefangenen,

2. zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung oder

3. aus Griinden der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt.

Das gilt fiir junge Untersuchungsgefangene nur, wenn eine erzieherische Gestaltung des Vollzugs gewihrleistet bleibt
und schidliche Einflisse auf die jungen Untersuchungsgefangenen nicht zu befiirchten sind. Unter den Vorausset-

zungen von Satz 1 und 2 kénnen sie auch mit den iibrigen Untersuchungsgefangenen und mit Jugendstrafgefangenen
untergebracht werden.
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(3) Uber Absatz 2 hinaus konnen Gefangene ausnahmsweise mit solchen anderer Haftarten untergebracht werden,
wenn ihre geringe Anzahl eine getrennte Unterbringung nicht zulésst und das Vollzugsziel nicht gefdhrdet wird. Bei
jungen Gefangenen muss zudem die erzieherische Gestaltung des Vollzugs gewihrleistet sein.

(4) Absatz 1 gilt nicht fiir eine Unterbringung zum Zwecke der medizinischen Behandlung.

(5) Gemeinsame Mafinahmen, insbesondere zur schulischen und beruflichen Qualifizierung, sind zuléssig.

§18

Unterbringung wéhrend der Einschlusszeiten
(1) Die Gefangenen werden in ihren Haftrdumen einzeln untergebracht.
(2) Eine gemeinsame Unterbringung ist zuldssig:
1. auf Antrag der Gefangenen, wenn schédliche Einfliisse nicht zu befiirchten sind, oder
2. wenn Gefangene hilfsbediirftig sind oder eine Gefahr fiir Leben oder Gesundheit besteht.

In den Féllen des Satzes 1 Nummer 2 bedarf es der Zustimmung der nicht gefdhrdeten oder hilfsbediirftigen Gefan-
genen zur gemeinsamen Unterbringung.

(3) Dariiber hinaus ist eine gemeinsame Unterbringung nur voriibergehend und zur Uberwindung einer nicht vor-
hersehbaren Notlage zuléssig.

§19

Aufenthalt auBlerhalb der Einschlusszeiten
(1) AuBerhalb der Einschlusszeiten diirfen sich die Gefangenen in Gemeinschaft aufhalten.
(2) Der gemeinschaftliche Aufenthalt kann eingeschrénkt werden,
1. wenn es die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erfordert,
2. wenn ein schidlicher Einfluss auf andere Gefangene zu beflirchten ist,
3. wihrend des Diagnoseverfahrens, aber nicht langer als sechs Wochen,
4.  Dbei jungen Gefangenen, wenn dies aus erzieherischen Griinden unerlédsslich ist,
5. zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung oder

6.  Dbei jungen Untersuchungsgefangenen wéhrend der ersten zwei Wochen nach der Aufnahme.

§20

Unterbringung in einer Wohneinheit

(1) Zur Erhaltung ihrer Selbststéindigkeit konnen Gefangene, die zu korrekter Fithrung unter geringerer Aufsicht
féhig sind und die Bereitschaft zur Einordnung in die Gemeinschaft sowie zur Mitarbeit am Vollzugsziel mitbringen,
mit ihrer Zustimmung in einer Wohneinheit untergebracht werden.

(2) Eine Wohneinheit wird in einem baulich abgegrenzten Bereich eingerichtet, zu dem neben den Haftrdumen
weitere Réume und Einrichtungen zur gemeinsamen Nutzung gehoren. Diese Form der Unterbringung erméglicht es
den dort Untergebrachten, ihren Vollzugsalltag selbststdndig zu regeln.
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§21

Unterbringung von Eltern mit Kindern

(1) Ein Kind kann mit Zustimmung des Aufenthaltsbestimmungsberechtigten bis zur Vollendung des dritten Le-
bensjahres gemeinsam mit seiner Mutter oder seinem Vater in der Anstalt untergebracht werden, wenn die baulichen
Gegebenheiten dies zulassen und Sicherheitsgriinde nicht entgegenstehen. Vor der Unterbringung ist das Jugendamt
zu horen.

(2) Die Unterbringung erfolgt auf Kosten der oder des fiir das Kind Unterhaltspflichtigen. Von der Geltendma-
chung des Kostenersatzanspruchs kann ausnahmsweise abgesehen werden, wenn hierdurch die gemeinsame Unter-
bringung von Mutter oder Vater und Kind geféhrdet wiirde.

§22

Geschlossener und offener Vollzug

(1) Die Straf- und Jugendstrafgefangenen werden im geschlossenen oder im offenen Vollzug untergebracht. An-
stalten des offenen Vollzugs sehen keine oder nur verminderte Vorkehrungen gegen Entweichungen vor.

(2) Die Strafgefangenen sind im offenen Vollzug unterzubringen, wenn sie dessen Anforderungen geniigen, insbe-
sondere verantwortet werden kann zu erproben, dass sie sich dem Vollzug nicht entziehen oder die Mdglichkeiten des
offenen Vollzugs nicht zu Straftaten missbrauchen werden. Sie kdnnen mit ihrer Zustimmung im geschlossenen
Vollzug untergebracht werden oder verbleiben, wenn dies der Erreichung des Vollzugsziels dient.

(3) Die Jugendstrafgefangenen sind im offenen Vollzug unterzubringen, wenn sie dessen Anforderungen geniigen,
insbesondere verantwortet werden kann zu erproben, dass sie sich dem Vollzug nicht entziehen oder die Méglichkei-
ten des offenen Vollzugs nicht zur Begehung von Straftaten missbrauchen werden. Sie konnen im geschlossenen
Vollzug untergebracht werden oder verbleiben, wenn dies der Erreichung des Vollzugsziels dient.

(4) Geniigen die Straf- und Jugendstrafgefangenen den Anforderungen des offenen Vollzugs nicht mehr, werden
sie im geschlossenen Vollzug untergebracht.

(5) Die Untersuchungsgefangenen werden im geschlossenen Vollzug untergebracht.

§23
Wohngruppenvollzug

(1) Der Wohngruppenvollzug dient der Einiibung sozialvertriaglichen Zusammenlebens, insbesondere von Toleranz
sowie der Ubernahme von Verantwortung fiir sich und andere. Er ermdglicht den dort Untergebrachten, ihren Voll-
zugsalltag weitgehend selbststéndig zu regeln.

(2) Eine Wohngruppe wird in einem baulich abgegrenzten Bereich fiir bis zu 15 Personen eingerichtet, zu dem
neben den Haftrdumen weitere Rdume und Einrichtungen zur gemeinsamen Nutzung gehdren. Sie wird in der Regel
von fest zugeordneten Bediensteten verschiedener Fachrichtungen betreut.

(3) Geeignete junge Gefangene sind in Wohngruppen unterzubringen. Nicht geeignet sind in der Regel junge Ge-
fangene, die aufgrund ihres Verhaltens nicht gruppenféhig sind.

(4) Geeignete Strafgefangene sollen in Wohngruppen untergebracht werden.

§24
Verlegung und Uberstellung

(1) Die Gefangenen konnen abweichend vom Vollstreckungsplan in eine andere Anstalt verlegt werden, wenn
Griinde der Vollzugsorganisation oder andere wichtige Griinde dies erfordern. Sie diirfen aus wichtigem Grund in
eine andere Anstalt iiberstellt werden.
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(2) Dariiber hinaus kénnen die Straf- und Jugendstrafgefangenen abweichend vom Vollstreckungsplan in eine
andere Anstalt verlegt werden, wenn die Erreichung des Vollzugsziels hierdurch geférdert wird.

(3) Die Untersuchungsgefangenen kénnen zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozess-
ordnung verlegt oder iiberstellt werden.

(4) Vor einer Verlegung oder Uberstellung von Untersuchungsgefangenen ist dem Gericht und der Staatsanwalt-
schaft Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. § 12 Absatz 5 gilt entsprechend.

(5) Bei jungen Gefangenen werden die Personensorgeberechtigten und das Jugendamt, bei Jugendstrafgefangenen
auch die Vollstreckungsleiterin oder der Vollstreckungsleiter von der Verlegung unverziiglich unterrichtet.

Abschnitt 4

Sozial- und Psychotherapie

§25

Sozialtherapie

(1) Sozialtherapie dient der Verringerung einer erheblichen Gefahrlichkeit der Straf- und Jugendstrafgefangenen.
Auf der Grundlage einer therapeutischen Gemeinschaft bedient sie sich psychotherapeutischer, sozialpddagogischer
und arbeitstherapeutischer Methoden, die in umfassenden Behandlungsprogrammen verbunden werden. Personen aus
dem Lebensumfeld der Straf- und Jugendstrafgefangenen auflerhalb des Vollzugs werden in die Behandlung einbezo-
gen.

(2) Straf- und Jugendstrafgefangene sind in einer sozialtherapeutischen Abteilung unterzubringen, wenn ihre Teil-
nahme an den dortigen Behandlungsprogrammen zur Verringerung ihrer erheblichen Gefahrlichkeit angezeigt ist.
Eine erhebliche Gefahrlichkeit liegt vor, wenn schwerwiegende Straftaten gegen Leib oder Leben, die personliche
Freiheit oder die sexuelle Selbstbestimmung zu erwarten sind.

(3) Im Ubrigen konnen Straf- und Jugendstrafgefangene in einer sozialtherapeutischen Abteilung untergebracht
werden, wenn die Teilnahme an den dortigen Behandlungsprogrammen zur Erreichung des Vollzugsziels angezeigt
ist.

(4) Die Unterbringung soll zu einem Zeitpunkt erfolgen, der entweder den Abschluss der Behandlung zum voraus-
sichtlichen Entlassungszeitpunkt erwarten ldsst oder die Fortsetzung der Behandlung nach der Entlassung ermoglicht.
Hierzu arbeitet die sozialtherapeutische Abteilung eng mit forensischen Ambulanzen oder anderen ambulanten Nach-
sorgeeinrichtungen zusammen. Ist Sicherungsverwahrung angeordnet oder vorbehalten, soll die Unterbringung zu
einem Zeitpunkt erfolgen, der den Abschluss der Behandlung noch wéhrend des Vollzugs der Freiheits- oder Jugend-
strafe erwarten lésst.

(5) Die Unterbringung wird beendet, wenn das Ziel der Behandlung aus Griinden, die in der Person des Straf- oder
Jugendstrafgefangenen liegen, nicht erreicht werden kann.

§ 26
Psychotherapie

Psychotherapie im Vollzug dient insbesondere der Behandlung psychischer Stérungen des Verhaltens und Erlebens,
die in einem Zusammenhang mit der Straffélligkeit stehen. Sie wird durch systematische Anwendung wissenschaft-
lich fundierter psychologischer Methoden der Gesprachsfiihrung mit einer oder mehreren Personen durchgefiihrt.
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Abschnitt 5

Arbeitstherapeutische Mafinahmen, Arbeitstraining,
schulische und berufliche Qualifizierungsmafinahmen, Arbeit

§27

Arbeitstherapeutische Mafinahmen

Arbeitstherapeutische MaBinahmen dienen dazu, dass die Gefangenen Eigenschaften wie Selbstvertrauen, Durchhal-
tevermogen und Konzentrationsfahigkeit einliben, um sie stufenweise an die Grundanforderungen des Arbeitslebens
heranzufiihren.

§ 28

Arbeitstraining

Arbeitstraining dient dazu, Gefangenen, die nicht in der Lage sind, einer regelméBigen und erwerbsorientierten Be-
schéftigung nachzugehen, Fahigkeiten und Fertigkeiten zu vermitteln, die eine Eingliederung in das leistungsorien-
tierte Arbeitsleben fordern. Die in der Anstalt dafiir vorzuhaltenden Maflnahmen miissen den Anforderungen des
Arbeitsmarktes Rechnung tragen.

§29

Schulische und berufliche Qualifizierungsmafinahmen

(1)  Schulische und berufliche Aus- und Weiterbildung und vorberufliche Qualifizierung (schulische und berufliche
QualifizierungsmaBnahmen) im Vollzug haben das Ziel, die Fahigkeiten der Gefangenen zur Eingliederung und zur
Aufnahme einer Erwerbstdtigkeit nach der Haftentlassung zu vermitteln, zu verbessern oder zu erhalten. Bei der
Festlegung von Inhalten, Methoden und Organisationsformen der Bildungsangebote werden die Besonderheiten der
jeweiligen Zielgruppe beriicksichtigt. Schulische und berufliche Aus- und Weiterbildung werden in der Regel als
VollzeitmaBnahmen durchgefiihrt.

(2) Schulpflichtige junge Gefangene nehmen in der Anstalt am allgemein- oder berufsbildenden Unterricht nach
den fiir 6ffentliche Schulen geltenden Bestimmungen teil.

(3) Die Jugendstrafgefangenen sind vorrangig zur Teilnahme an schulischen und beruflichen Orientierungs-, Be-
rufsvorbereitungs-, Aus- und Weiterbildungsmafinahmen oder speziellen Maflnahmen zur Forderung ihrer schuli-
schen, beruflichen oder personlichen Entwicklung verpflichtet. Die minderjdhrigen Untersuchungsgefangenen kon-
nen hierzu verpflichtet werden.

(4) Geeigneten Straf- und Jugendstrafgefangenen soll die Teilnahme an einer schulischen oder beruflichen Ausbil-
dung ermoglicht werden, die zu einem anerkannten Abschluss fiihrt.

(5) Geeigneten Untersuchungsgefangenen soll nach Moglichkeit Gelegenheit zum Erwerb oder zur Verbesserung
schulischer und beruflicher Kenntnisse, auch zum Erwerb eines anerkannten Abschlusses, gegeben werden, soweit es
die besonderen Bedingungen der Untersuchungshaft zulassen.

(6) Berufliche Qualifizierungsmafinahmen sind danach auszurichten, dass sie den Gefangenen fiir den Arbeitsmarkt
relevante Qualifikationen vermitteln.

(7) Bei der Vollzugsplanung ist darauf zu achten, dass die Straf- und Jugendstrafgefangenen Qualifizierungsmali-
nahmen wihrend ihrer Haftzeit abschlieen oder sie nach der Inhaftierung fortsetzen kdnnen. Kénnen Maflnahmen
wihrend der Haftzeit nicht abgeschlossen werden, trigt die Anstalt in Zusammenarbeit mit auervollzuglichen Ein-
richtungen dafiir Sorge, dass die begonnene Qualifizierungsmafinahme nach der Haft fortgesetzt werden kann.

(8) Nachweise iiber schulische und berufliche QualifizierungsmaBnahmen diirfen keinen Hinweis auf die Inhaftie-
rung enthalten.
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§30
Arbeit

(1) Den Gefangenen soll Arbeit angeboten und ihnen auf Antrag oder mit ihrer Zustimmung zugewiesen werden,
soweit dadurch nach dem Vollzugs- und Eingliederungsplan vorrangige Maflnahmen nicht beeintréchtigt werden.

(2) Nehmen die Gefangenen eine Arbeit auf, gelten die von der Anstalt festgelegten Arbeitsbedingungen. Die
Arbeit darf nicht zur Unzeit niedergelegt werden.

§31

Freies Beschiiftigungsverhiiltnis, Selbstbeschéftigung

(1) Straf- und Jugendstrafgefangenen, die zum Freigang (§ 46 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4) zugelassen sind, soll
gestattet werden, einer Arbeit oder einer schulischen oder beruflichen Qualifizierungsmafinahme auf der Grundlage
eines freien Beschdftigungsverhiltnisses oder der Selbstbeschéftigung aulerhalb der Anstalt nachzugehen, wenn die
Beschiftigungsstelle geeignet ist und nicht iiberwiegende Griinde des Vollzugs entgegenstehen. § 48 gilt entspre-
chend.

(2) Das Entgelt ist der Anstalt zur Gutschrift fiir die Straf- und Jugendstrafgefangenen zu iiberweisen.

§32

Freistellung von der Arbeit
(1) Haben die Gefangenen ein halbes Jahr lang gearbeitet, so kdnnen sie beanspruchen, zehn Arbeitstage von der
Arbeit freigestellt zu werden. Zeiten, in denen die Gefangenen infolge Krankheit an der Arbeitsleistung gehindert
waren, werden bis zu 15 Arbeitstagen auf das Halbjahr angerechnet. Der Anspruch verfillt, wenn die Freistellung
nicht innerhalb eines Jahres nach seiner Entstehung erfolgt ist.
(2) Auf die Zeit der Freistellung wird Langzeitausgang (§ 46 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3) angerechnet, soweit er in
die Arbeitszeit fallt. Gleiches gilt fiir einen Langzeitausgang nach § 47 Absatz 1, soweit er nicht wegen des Todes
oder einer lebensgefahrlichen Erkrankung naher Angehoriger erteilt worden ist.
(3) Die Gefangenen erhalten fiir die Zeit der Freistellung ihr Arbeitsentgelt weiter.

(4) Urlaubsregelungen freier Beschiftigungsverhéltnisse bleiben unberiihrt.

(5) Fiir Arbeitstraining, schulische und berufliche Qualifizierungsmafinahmen gelten Absétze 1 bis 4 entsprechend,
sofern diese den Umfang der regelméBigen wochentlichen Arbeitszeit erreichen.

Abschnitt 6

Besuche, Telefongespriche, Schriftwechsel, andere Formen der Telekommunikation und Pakete

§33

Grundsatz

Die Gefangenen haben das Recht, mit Personen auflerhalb der Anstalt im Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes
zu verkehren. Der Verkehr mit der AuBBenwelt, insbesondere die Erhaltung der Kontakte zu Bezugspersonen und die
Schaffung eines sozialen Empfangsraums, ist zu férdern.
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§34

Besuch

(1) Die Gefangenen diirfen regelmiBig Besuch empfangen. Die Gesamtdauer betrdgt im Vollzug der Freiheitsstrafe
und der Untersuchungshaft mindestens vier, im Vollzug der Jugendstrafe und der Untersuchungshaft an jungen Un-
tersuchungsgefangenen mindestens sechs Stunden im Monat.

(2) Besuche von Angehorigen im Sinne von § 11 Absatz 1 Nummer 1 des Strafgesetzbuches werden besonders
unterstiitzt.

(3) Besuche sollen dariiber hinaus zugelassen werden, wenn sie

1. personlichen, rechtlichen oder geschiftlichen Angelegenheiten der Gefangenen dienen, die von diesen nicht
schriftlich erledigt, durch Dritte wahrgenommen oder bis zur voraussichtlichen Entlassung aufgeschoben wer-
den konnen,

2. die Eingliederung der Straf- und Jugendstrafgefangenen férdern oder
3. die Erziehung der jungen Gefangenen fordern.

(4) Mehrstiindige, unbeaufsichtigte Besuche (Langzeitbesuche) sind zuzulassen, wenn dies zur Pflege der familia-
ren, partnerschaftlichen oder ihnen gleichzusetzender Kontakte der Straf- und Jugendstrafgefangenen geboten er-
scheint und die Straf- und Jugendstrafgefangenen hierfiir geeignet sind. Die Entscheidung trifft die Anstaltsleiterin
oder der Anstaltsleiter.

(5) Besuche von Verteidigerinnen oder Verteidigern sowie von Rechtsanwiltinnen oder Rechtsanwilten und Nota-
rinnen oder Notaren in einer die Gefangenen betreffenden Rechtssache sind zu gestatten. Dies gilt auch fiir Besuche
von Beistdnden nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes.

§35

Untersagung der Besuche
Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann Besuche untersagen, wenn
1. die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefahrdet wiirde,

2. bei Personen, die nicht Angehorige der Strafgefangenen und jungen Gefangenen im Sinne von § 11 Absatz 1
Nummer 1 des Strafgesetzbuches sind, zu befiirchten ist, dass sie einen schidlichen Einfluss auf die Strafgefan-
genen oder jungen Gefangenen haben oder die Erreichung des Vollzugsziels behindern,

3. bei Personen, die Opfer der Straftat waren oder im Haftbefehl als Opfer benannt werden, zu befiirchten ist, dass
die Begegnung mit den Gefangenen einen schédlichen Einfluss auf sie hat,

4.  die Personensorgeberechtigten nicht einverstanden sind.

§36

Durchfiihrung der Besuche

(1) Aus Griinden der Sicherheit kénnen Besuche davon abhédngig gemacht werden, dass sich die Besucherinnen
und Besucher durchsuchen oder mit technischen Hilfsmitteln absuchen lassen. § 86 Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt ent-
sprechend. Eine inhaltliche Uberpriifung der von Verteidigerinnen und Verteidigern oder von Beistinden nach § 69
des Jugendgerichtsgesetzes mitgefiihrten Schriftstiicke und sonstigen Unterlagen ist nicht zulédssig. § 42 Absatz 2
Satz 2 und 3 bleibt unberiihrt.
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(2) Besuche werden regelmiBig beaufsichtigt. Uber Ausnahmen entscheidet die Anstaltsleiterin oder der Anstalts-
leiter. Die Beaufsichtigung kann mittels optisch-elektronischer Einrichtungen durchgefiihrt werden; die betroffenen
Personen sind vorher darauf hinzuweisen. Eine Aufzeichnung findet nicht statt.

(3) Besuche von Verteidigerinnen und Verteidigern und von Beistdnden nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes
werden nicht beaufsichtigt.

(4) Besuche diirfen abgebrochen werden, wenn Besucherinnen oder Besucher oder Gefangene gegen dieses Gesetz
oder aufgrund dieses Gesetzes getroffene Anordnungen trotz Abmahnung verstoBen oder von den Besucherinnen
oder Besuchern ein schidlicher Einfluss auf junge Gefangene ausgeht. Dies gilt auch bei einem Versto3 gegen eine
Anordnung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung. Die Abmahnung unterbleibt, wenn es unerlésslich ist, den
Besuch sofort abzubrechen.

(5) Gegenstinde diirfen beim Besuch nicht iibergeben werden. Dies gilt nicht fiir die bei dem Besuch der Verteidi-
gerinnen und Verteidiger oder der Beistdnde nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes iibergebenen Schriftstiicke und
sonstigen Unterlagen sowie fiir die bei dem Besuch von Rechtsanwéltinnen und Rechtsanwilten oder Notarinnen und
Notaren zur Erledigung einer die Gefangenen betreffenden Rechtssache iibergebenen Schriftstiicke und sonstigen
Unterlagen. Bei dem Besuch von Rechtsanwiltinnen und Rechtsanwélten oder Notarinnen und Notaren kann die
Ubergabe aus Griinden der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt von der Erlaubnis der Anstaltsleiterin oder des An-
staltsleiters abhingig gemacht werden. § 42 Absatz 2 Satz 2 und 3 bleibt unberiihrt.

(6) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann im Einzelfall die Nutzung einer Trennvorrichtung anordnen,

wenn dies zum Schutz von Personen oder zur Verhinderung einer Ubergabe von Gegenstinden erforderlich ist.

§37

Uberwachung der Gespriche
(1)  Gespriche diirfen iiberwacht werden, soweit es im Einzelfall
1. aus Griinden der Sicherheit,
2. bei den Straf- und Jugendstrafgefangenen wegen einer Gefdhrdung der Erreichung des Vollzugsziels oder
3. Dbeijungen Gefangenen aus Griinden der Erziehung
erforderlich ist.
(2) Gespriache mit Verteidigerinnen und Verteidigern oder mit Beistdnden nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes

werden nicht iberwacht.

§ 38
Telefongespriche

(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, Telefongesprache zu fiihren. Die Bestimmungen iiber den Besuch
gelten entsprechend. Eine beabsichtigte Uberwachung teilt die Anstalt den Gefangenen rechtzeitig vor Beginn des
Telefongesprichs und den Gespriachspartnerinnen oder Gespriachspartnern der Gefangenen unmittelbar nach Herstel-
lung der Verbindung mit.

(2) Die Kosten der Telefongespréche tragen die Gefangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die

Kosten in begriindeten Féllen in angemessenem Umfang {ibernehmen.

§39
Schriftwechsel

(1) Die Gefangenen haben das Recht, Schreiben abzusenden und zu empfangen.
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(2) Die Kosten des Schriftwechsels tragen die Gefangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die
Kosten in begriindeten Féllen in angemessenem Umfang {ibernehmen.

§ 40
Untersagung des Schriftwechsels

Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann den Schriftwechsel mit bestimmten Personen untersagen, wenn
1. die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefahrdet wiirde,

2. Dbei Personen, die nicht Angehdrige der Strafgefangenen und jungen Gefangenen im Sinne von § 11 Absatz 1
Nummer 1 des Strafgesetzbuches sind, zu befiirchten ist, dass der Schriftwechsel einen schidlichen Einfluss auf
die Strafgefangenen oder jungen Gefangenen haben oder die Erreichung des Vollzugsziels behindern wiirde,
oder

3. Dbei Personen, die Opfer der Straftat waren oder im Haftbefehl als Opfer benannt werden, zu befiirchten ist, dass
der Schriftwechsel mit den Gefangenen einen schidlichen Einfluss auf sie hitte,

4.  die Personensorgeberechtigten nicht einverstanden sind.

§41

Sichtkontrolle, Weiterleitung und Aufbewahrung von Schreiben

(1) Die Gefangenen haben das Absenden und den Empfang ihrer Schreiben durch die Anstalt vermitteln zu lassen,
soweit nichts anderes gestattet ist.

(2) Ein- und ausgehende Schreiben werden in Anwesenheit der Gefangenen auf verbotene Gegenstdnde kontrolliert
und sind unverziiglich weiterzuleiten.

(3) Die Gefangenen haben eingehende Schreiben unverschlossen zu verwahren, sofern nichts anderes gestattet
wird. Sie konnen sie verschlossen zu ihrer Habe geben.

§42

Uberwachung des Schriftwechsels
(1) Der Schriftwechsel darf iiberwacht werden, soweit es im Einzelfall
1. aus Griinden der Sicherheit,
2. bei den Straf- und Jugendstrafgefangenen wegen einer Gefdhrdung der Erreichung des Vollzugsziels oder
3. beijungen Gefangenen aus Griinden der Erzichung
erforderlich ist.

(2) Der Schriftwechsel der Gefangenen mit ihren Verteidigerinnen und Verteidigern oder Beistdnden nach § 69 des
Jugendgerichtsgesetzes wird nicht iberwacht. Liegt dem Vollzug der Freiheits- oder Jugendstrafe eine Straftat nach
§ 129a, auch in Verbindung mit § 129b Absatz 1 des Strafgesetzbuches zugrunde, gelten § 148 Absatz 2 und § 148a
der Strafprozessordnung entsprechend; dies gilt nicht, wenn die Straf- oder Jugendstrafgefangenen sich im offenen
Vollzug befinden oder wenn ihnen Lockerungen nach § 46 gewéhrt worden sind und ein Grund, der die Anstaltsleite-
rin oder den Anstaltsleiter zum Widerruf von Lockerungen erméchtigt, nicht vorliegt. Satz 2 gilt auch, wenn eine
Freiheits- oder Jugendstrafe wegen einer Straftat nach § 129a, auch in Verbindung mit § 129b Absatz 1 des Strafge-
setzbuches erst im Anschluss an den Vollzug der Freiheits- oder Jugendstrafe, der eine andere Verurteilung zugrunde
liegt, zu vollstrecken ist.
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(3) Nicht iiberwacht werden Schreiben der Gefangenen an Volksvertretungen des Bundes und der Lénder sowie an
deren Mitglieder, soweit die Schreiben an die Anschriften dieser Volksvertretungen gerichtet sind und die Absenderin
oder den Absender zutreffend angeben. Entsprechendes gilt fiir Schreiben an das Europiische Parlament und dessen
Mitglieder, den Européischen Gerichtshof fiir Menschenrechte, den Europdischen Ausschuss zur Verhiitung von
Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe, den Ausschuss der Vereinten Nationen ge-
gen Folter, den zugehorigen Unterausschuss zur Verhiitung von Folter und die entsprechenden Nationalen Préventi-
onsmechanismen, die konsularische Vertretung ihres Heimatlandes und weitere Einrichtungen, mit denen der Schrift-
verkehr aufgrund volkerrechtlicher Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland geschiitzt ist. Satz 1 gilt auch
fiir den Schriftverkehr mit Gerichten, Staatsanwaltschaften und der Aufsichtsbehérde sowie den Biirgerbeauftragten
der Lénder und den Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Lénder. Schreiben der in den Sétzen 1 bis 3 genann-
ten Stellen, die an die Gefangenen gerichtet sind, werden nicht liberwacht, sofern die Identitét der Absenderin oder
des Absenders zweifelsfrei feststeht.

§43

Anhalten von Schreiben
(1) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann Schreiben anhalten, wenn
1. die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefahrdet wiirde,
2. die Weitergabe in Kenntnis ihres Inhalts einen Straf- oder BuBgeldtatbestand verwirklichen wiirde,

3. sie grob unrichtige oder erheblich entstellende Darstellungen von Anstaltsverhdltnissen oder grobe Beleidigun-
gen enthalten,

4. sie in Geheim- oder Kurzschrift, unlesbar, unverstiandlich oder ohne zwingenden Grund in einer fremden Spra-
che abgefasst sind,

5. bei Straf- oder Jugendstrafgefangenen die Erreichung des Vollzugsziels gefahrdet wiirde,
6.  esdie Aufgabe des Vollzugs der Untersuchungshaft erfordert oder
7.  sie die Eingliederung anderer Straf- und Jugendstrafgefangener gefdhrden kénnen.

(2) Ausgehenden Schreiben, die unrichtige Darstellungen enthalten, kann ein Begleitschreiben beigefligt werden,
wenn die Gefangenen auf dem Absenden bestehen.

(3) Sind Schreiben angehalten worden, wird das den Gefangenen mitgeteilt. Hiervon kann im Vollzug der Untersu-
chungshaft abgesehen werden, wenn und solange es dessen Aufgabe erfordert. Soweit angehaltene Schreiben nicht
beschlagnahmt werden, werden sie an die Absenderin oder den Absender zuriickgegeben oder, sofern dies unméoglich
oder aus besonderen Griinden nicht angezeigt ist, verwahrt.

(4)  Schreiben, deren Uberwachung ausgeschlossen ist, diirfen nicht angehalten werden.

§ 44

Andere Formen der Telekommunikation

Nach Zulassung anderer Formen der Telekommunikation im Sinne des Telekommunikationsgesetzes durch die Auf-
sichtsbehorde (§ 115 Absatz 1) kann die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter den Gefangenen gestatten, diese
Formen auf ihre Kosten zu nutzen. Die Bestimmungen dieses Abschnitts gelten entsprechend.
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§ 45
Pakete
(1) Der Empfang von Paketen bedarf der Erlaubnis der Anstalt, welche Zeitpunkt und Hochstmengen fiir die Sen-
dungen und fiir einzelne Gegenstdnde festsetzen kann. Fiir den Ausschluss von Gegenstinden gilt § 55 Satz 2 ent-
sprechend. Die Anstalt kann dariiber hinaus Gegenstiande und Verpackungsformen ausschlieen, die einen unverhalt-

nisméfBigen Kontrollaufwand bedingen.

(2) Die Anstalt kann die Annahme von Paketen, deren Einbringung nicht gestattet ist oder die die Voraussetzungen
des Absatzes 1 nicht erfiillen, ablehnen oder solche Pakete an die Absenderin oder den Absender zuriicksenden.

(3) Pakete sind in Gegenwart der Gefangenen zu 6ffnen, an die sie adressiert sind. Mit nicht zugelassenen oder
ausgeschlossenen Gegenstdnden ist gemil3 § 58 Absatz 3 zu verfahren. Sie konnen auch auf Kosten der Gefangenen

zuriickgesandt werden.

(4) Der Empfang von Paketen kann voriibergehend versagt werden, wenn dies wegen der Gefahrdung der Sicher-
heit oder Ordnung der Anstalt unerldsslich ist.

(5) Den Gefangenen kann gestattet werden, Pakete zu versenden. Der Inhalt kann aus Griinden der Sicherheit oder
Ordnung der Anstalt tiberpriift werden.

(6) Die Kosten des Paketversandes tragen die Gefangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die
Kosten in begriindeten Féllen in angemessenem Umfang {ibernehmen.

Abschnitt 7

Lockerungen und sonstige Aufenthalte aulerhalb der Anstalt

§ 46

Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels

(1) Aufenthalte auflerhalb der Anstalt ohne Aufsicht (Lockerungen) kénnen den Straf- und Jugendstrafgefangenen
zur Erreichung des Vollzugsziels gewahrt werden, namentlich

1. das Verlassen der Anstalt fiir bis zu 24 Stunden in Begleitung einer von der Anstalt zugelassenen Person (Be-
gleitausgang),

2. das Verlassen der Anstalt fiir bis zu 24 Stunden ohne Begleitung (unbegleiteter Ausgang),
3. das Verlassen der Anstalt fiir mehrere Tage (Langzeitausgang),

4.  die regelméBige Beschéftigung auferhalb der Anstalt (Freigang) und

5. im Vollzug der Jugendstrafe die Unterbringung in besonderen Erziehungseinrichtungen.

Vor Gewihrung von Lockerungen nach Satz 1 Nummer 5 wird die Vollstreckungsleiterin oder der Vollstreckungslei-
ter gehort.

(2) Die Lockerungen diirfen gewéhrt werden, wenn verantwortet werden kann zu erproben, dass die Straf- und
Jugendstrafgefangenen sich dem Vollzug der Freiheitsstrafe nicht entziehen oder die Lockerungen nicht zu Straftaten
missbrauchen werden. Jugendstrafgefangenen kénnen sie versagt werden, wenn sie ihren Mitwirkungspflichten nicht
nachkommen.

(3) Durch Lockerungen wird die Vollstreckung der Freiheits- oder Jugendstrafe nicht unterbrochen.
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§ 47

Lockerungen aus sonstigen Griinden

(1) Lockerungen konnen auch aus wichtigem Anlass gewéhrt werden. Wichtige Anlésse sind insbesondere die
Teilnahme an gerichtlichen Terminen, die medizinische Behandlung der Straf- und Jugendstrafgefangenen sowie der
Tod oder eine lebensgeféhrliche Erkrankung naher Angehoriger.

(2) Erkranken Straf- oder Jugendstrafgefangene so schwer, dass aufgrund ihrer Erkrankung in Kiirze mit dem Tod
gerechnet werden muss, so konnen sie bis zu einer Entscheidung der Vollstreckungsbehdrde iiber einen Strafausstand
nach § 455 Absatz 4 der Strafprozessordnung Langzeitausgang erhalten.

(3) §46 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 48

Weisungen fiir Lockerungen, Zustimmung der Aufsichtsbehorde

(1) Fiir Lockerungen sind die nach den Umsténden des Einzelfalles erforderlichen Weisungen zu erteilen. Bei der
Ausgestaltung der Lockerungen ist nach Moglichkeit auch den Belangen der Opfer Rechnung zu tragen.

(2) Zu lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilten Strafgefangenen diirfen Lockerungen nur mit Zustimmung der
Aufsichtsbehorde gewéhrt werden.

§ 49

Ausfiihrung, Aufienbeschéftigung, Vorfiihrung, Ausantwortung

(1) Den Gefangenen kann das Verlassen der Anstalt unter stindiger und unmittelbarer Aufsicht gestattet werden,
wenn dies aus besonderen Griinden notwendig ist (Ausfiihrung). Die Gefangenen konnen auch gegen ihren Willen
ausgefiihrt werden. Liegt die Ausfithrung ausschlieBlich im Interesse der Gefangenen, kdnnen ihnen die Kosten auf-
erlegt werden. Hiervon ist bei Straf- und Jugendstrafgefangenen abzusehen, soweit dies die Erreichung des Vollzugs-
ziels, insbesondere die Eingliederung, behindert.

(2) Ausfithrungen zur Befolgung einer gerichtlichen Ladung sind zu ermdglichen, soweit darin das personliche
Erscheinen angeordnet ist.

(3) Vor der Gewdhrung einer Ausfiihrung Untersuchungsgefangener ist dem Gericht und der Staatsanwaltschaft
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(4) Straf- und Jugendstrafgefangenen kann gestattet werden, aulerhalb der Anstalt einer regelméBigen Beschéfti-
gung unter stindiger Aufsicht oder unter Aufsicht in unregelmaBigen Abstinden (AuBenbeschéftigung) nachzugehen.
§ 46 Absatz 2 gilt entsprechend.

(5) Auf Ersuchen eines Gerichts werden Gefangene vorgefiihrt, sofern ein Vorfithrungsbefehl vorliegt. Uber Unter-
suchungsgefangene betreffende Vorfithrungsersuchen in anderen als dem der Inhaftierung zugrunde liegenden Ver-
fahren sind das Gericht und die Staatsanwaltschaft unverziiglich zu unterrichten.

(6) Gefangene diirfen befristet dem Gewahrsam eines Gerichts, einer Staatsanwaltschaft oder einer Polizei-, Zoll-
oder Finanzbehorde auf Antrag iiberlassen werden (Ausantwortung). Absatz 3 gilt entsprechend.
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Abschnitt 8
Vorbereitung der Eingliederung, Entlassung und nachgehende Betreuung

§ 50

Vorbereitung der Eingliederung

(1) Die Maflnahmen zur sozialen und beruflichen Eingliederung sind auf den Zeitpunkt der voraussichtlichen Ent-
lassung in die Freiheit abzustellen. Die Straf- und Jugendstrafgefangenen sind bei der Ordnung ihrer persdnlichen,
wirtschaftlichen und sozialen Angelegenheiten zu unterstiitzen. Dies umfasst auch die Vermittlung in nachsorgende
MafBnahmen.

(2) Die Anstalt arbeitet frithzeitig mit den Kommunen, den Agenturen fiir Arbeit, den Trdgern der Sozialversiche-
rung und der Sozialhilfe, den Hilfeeinrichtungen anderer Behdrden, den forensischen Ambulanzen, den Verbidnden
der freien Wohlfahrtspflege und weiteren Personen und Einrichtungen auflerhalb des Vollzugs zusammen, insbeson-
dere um zu erreichen, dass die Straf- und Jugendstrafgefangenen nach ihrer Entlassung iiber eine geeignete Unter-
bringung und eine Arbeits- oder Ausbildungsstelle verfiigen. Bewéhrungshilfe und Fithrungsaufsichtsstellen beteili-
gen sich frithzeitig an der sozialen und beruflichen Eingliederung der Straf- und Jugendstrafgefangenen. § 12 Ab-
satz 6 gilt entsprechend.

(3) Um die Eingliederung vorzubereiten, sollen die Straf- und Jugendstrafgefangenen in eine Eingliederungsabtei-
lung verlegt werden.

(4) Den Straf- und Jugendstrafgefangenen kénnen Aufenthalte in Einrichtungen auBerhalb des Vollzugs (Uber-
gangseinrichtungen) gewihrt werden, wenn dies zur Vorbereitung der Eingliederung erforderlich ist. Die Vollstre-
ckungsleiterin oder der Vollstreckungsleiter ist zu héren. Haben sich die Straf- und Jugendstrafgefangenen mindes-
tens sechs Monate im Vollzug befunden, kann ihnen auch ein zusammenhéngender Langzeitausgang bis zu sechs
Monaten, zur Unterbringung in einer Einrichtung freier Trager auch dariiber hinaus, gewdhrt werden, wenn dies zur
Vorbereitung der Eingliederung erforderlich ist. § 46 Absatz 2 und 3 sowie § 48 gelten entsprechend.

(5) Ineinem Zeitraum von sechs Monaten vor der voraussichtlichen Entlassung sind den Straf- und Jugendstrafge-
fangenen die zur Vorbereitung der Eingliederung erforderlichen Lockerungen zu gewéhren, sofern nicht mit hoher
Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist, dass die Straf- und Jugendstrafgefangenen sich dem Vollzug der Freiheits- oder
Jugendstrafe entzichen oder die Lockerungen zu Straftaten missbrauchen werden.

(6) Die Beratung der Straf- und Jugendstrafgefangenen, die voraussichtlich nicht unter Bewéhrung oder Fithrungs-
aufsicht gestellt werden und bei denen nach ihrer Entlassung ein Hilfebedarf besteht, soll die Vermittlung des Kon-
taktes zu Stellen und Einrichtungen auflerhalb der Anstalt umfassen, die die Eingliederung der Straf- und Jugend-
strafgefangenen am Wohnort begleiten und fordern kénnen. Insbesondere sind die regionalen freien Tréger friithzeitig
in die Vorbereitung der Eingliederung einzubinden, um die Straf- und Jugendstrafgefangenen nach der Entlassung an
ihrem Wohnort unverziiglich unterstiitzen zu kdnnen.

§51

Entlassung der Straf- und Jugendstrafgefangenen

(1) Die Straf- und Jugendstrafgefangenen sollen am letzten Tag ihrer Strafzeit moglichst friithzeitig, jedenfalls noch
am Vormittag, entlassen werden.

(2) Féllt das Strafende auf einen Sonnabend oder Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag, den ersten Werktag nach
Ostern oder Pfingsten oder in die Zeit vom 22. Dezember bis zum 6. Januar, so kdnnen die Straf- und Jugendstrafge-
fangenen an dem diesem Tag oder Zeitraum vorhergehenden Werktag entlassen werden, wenn dies gemessen an der
Dauer der Strafzeit vertretbar ist und fiirsorgerische Griinde nicht entgegenstehen.

(3) Der Entlassungszeitpunkt kann bis zu zwei Tage vorverlegt werden, wenn die Straf- und Jugendstrafgefangenen
zu ihrer Eingliederung hierauf dringend angewiesen sind.

(4) Bediirftigen Straf- und Jugendstrafgefangenen kann eine Entlassungsbeihilfe in Form eines Reisekostenzu-
schusses, angemessener Kleidung oder einer sonstigen notwendigen Unterstiitzung gewahrt werden.



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil I — Nr. 14 vom 24. April 2013 27

§52
Nachgehende Betreuung

Mit Zustimmung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters konnen Bedienstete an der nachgehenden Betreuung
entlassener Straf- und Jugendstrafgefangener mit deren Einverstdndnis mitwirken, wenn ansonsten die Eingliederung
gefahrdet wire. Die nachgehende Betreuung kann auch aulerhalb der Anstalt erfolgen. In der Regel ist sie auf die
ersten sechs Monate nach der Entlassung begrenzt.

§53

Verbleib oder Aufnahme auf freiwilliger Grundlage

(1) Sofern es die Belegungssituation zuldsst, konnen die Straf- und Jugendstrafgefangenen auf Antrag ausnahms-
weise voriibergehend in der Anstalt verbleiben oder wieder aufgenommen werden, wenn die Eingliederung geféhrdet
und ein Aufenthalt in der Anstalt aus diesem Grunde gerechtfertigt ist.

(2) Die Jugendstrafgefangenen kdnnen ausnahmsweise nach ihrer Entlassung im Vollzug begonnene Ausbildungs-
oder BehandlungsmaBinahmen fortfithren, soweit diese nicht anderweitig durchgefiihrt werden konnen. Hierzu kon-
nen sie voriibergehend in der Anstalt untergebracht werden.

(3) Die Unterbringung erfolgt auf vertraglicher Basis. Gegen die in der Anstalt untergebrachten Entlassenen diirfen
Mafnahmen des Vollzugs nicht mit unmittelbarem Zwang durchgesetzt werden.

(4) Bei Storung des Anstaltsbetriebes durch die Entlassenen oder aus vollzugsorganisatorischen Griinden kénnen
die Unterbringung und die MaBnahme jederzeit beendet werden.

§ 54

Entlassung der Untersuchungsgefangenen

(1) Auf Anordnung des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft entlésst die Anstalt die Untersuchungsgefangenen
unverziiglich aus der Haft, es sei denn, es ist in anderer Sache eine richterlich angeordnete Freiheitsentzichung zu
vollziehen.

(2) Aus fiirsorgerischen Griinden kann den Untersuchungsgefangenen der freiwillige Verbleib in der Anstalt bis
zum Vormittag des zweiten auf den Eingang der Entlassungsanordnung folgenden Werktages gestattet werden. Der
freiwillige Verbleib setzt das schriftliche Einverstdndnis der Untersuchungsgefangenen voraus, dass die bisher beste-
henden Beschriankungen aufrechterhalten bleiben.

(3) §51 Absatz 4 gilt entsprechend.

Abschnitt 9

Grundversorgung und Freizeit

§55

Einbringen von Gegenstinden

Gegenstinde diirfen durch oder fiir die Gefangenen nur mit Zustimmung der Anstalt eingebracht werden. Die Anstalt
kann die Zustimmung verweigern, wenn die Gegensténde geeignet sind, die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder
die Erreichung des Vollzugsziels zu gefiahrden, oder ihre Aufbewahrung nach Art oder Umfang offensichtlich nicht
moglich ist.
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§56

Gewahrsam an Gegenstéinden

(1) Die Gefangenen diirfen Gegenstdnde nur mit Zustimmung der Anstalt in Gewahrsam haben, annehmen oder
abgeben.

(2) Ohne Zustimmung diirfen sie Gegenstinde von geringem Wert an andere Gefangene weitergeben und von
anderen Gefangenen annehmen; die Abgabe und Annahme auch dieser Gegenstdnde und der Gewahrsam daran kon-
nen von der Zustimmung der Anstalt abhéngig gemacht werden.

§57

Ausstattung des Haftraums

Die Gefangenen diirfen ihren Haftraum in angemessenem Umfang mit eigenen Gegenstinden ausstatten oder diese
dort aufbewahren. Gegenstinde diirfen nicht in den Haftraum eingebracht werden oder werden aus dem Haftraum
entfernt, wenn sie geeignet sind,

1. die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt, insbesondere die Ubersichtlichkeit des Haftraums, zu gefihrden oder

2. bei den Straf- und Jugendstrafgefangenen die Erreichung des Vollzugsziels zu geféhrden.

§ 58

Aufbewahrung und Vernichtung von Gegenstinden

(1) Gegenstédnde, die die Gefangenen nicht im Haftraum aufbewahren diirfen oder wollen, werden von der Anstalt
aufbewahrt, soweit dies nach Art und Umfang moglich ist.

(2) Den Gefangenen wird Gelegenheit gegeben, ihre Gegensténde, die sie wihrend des Vollzugs und fiir ihre Ent-
lassung nicht bendtigen, zu versenden. § 45 Absatz 6 gilt entsprechend.

(3) Werden Gegensténde, deren Autbewahrung nach Art oder Umfang nicht mdglich ist, von den Gefangenen trotz
Aufforderung nicht aus der Anstalt verbracht, so darf die Anstalt diese Gegenstinde auf Kosten der Gefangenen
auBlerhalb der Anstalt verwahren, verwerten oder vernichten. Fiir die Voraussetzungen und das Verfahren der Ver-
wertung und Vernichtung gilt § 27 des Brandenburgischen Polizeigesetzes entsprechend.

(4) Aufzeichnungen und andere Gegenstinde, die Kenntnisse iiber Sicherungsvorkehrungen der Anstalt vermitteln
oder Schlussfolgerungen auf diese zulassen, diirfen vernichtet oder unbrauchbar gemacht werden.

§59

Religiose Schriften und Gegenstinde

Die Gefangenen diirfen grundlegende religidse Schriften sowie in angemessenem Umfang Gegensténde des religio-
sen Gebrauchs besitzen. Diese diirfen ihnen nur bei grobem Missbrauch entzogen werden.

§ 60

Zeitungen und Zeitschriften

(1) Die Gefangenen diirfen auf eigene Kosten Zeitungen und Zeitschriften in angemessenem Umfang durch Ver-
mittlung der Anstalt beziehen. Ausgeschlossen sind lediglich Zeitungen und Zeitschriften, deren Verbreitung mit
Strafe oder Geldbufe bedroht ist.
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(2) Den Straf- und Jugendstrafgefangenen konnen einzelne Ausgaben vorenthalten oder entzogen werden, wenn
deren Inhalte die Erreichung des Vollzugsziels oder die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erheblich gefdhrden
wiirden.

(3) Den Untersuchungsgefangenen kénnen Zeitungen oder Zeitschriften vorenthalten werden, wenn dies zur Um-
setzung einer Anordnung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung erforderlich ist. Fiir einzelne Ausgaben gilt
dies auch dann, wenn deren Inhalte die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erheblich gefdhrden wiirden.

§ 61

Rundfunk, Informations- und Unterhaltungselektronik
(1) Der Zugang zum Rundfunk ist zu erméglichen.

(2) Eigene Horfunk- und Fernsehgerdte werden zugelassen, wenn nicht Griinde des § 57 Satz 2 oder bei jungen
Gefangenen erzieherische Griinde entgegenstehen. Andere Gerdte der Informations- und Unterhaltungselektronik
konnen unter diesen Voraussetzungen zugelassen werden. Die Gefangenen konnen auf Mietgerdte oder auf ein Haft-
raummediensystem verwiesen werden. § 44 bleibt unberiihrt.

(3) Der Rundfunkempfang kann voriibergehend ausgesetzt oder einzelnen Gefangenen untersagt werden, wenn dies
zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt, bei einzelnen Untersuchungsgefangenen auch zur
Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung unerlésslich ist.

§ 62
Kleidung

(1) Im geschlossenen Vollzug tragen die Straf- und Jugendstrafgefangenen Anstaltskleidung. Die Anstaltsleiterin
oder der Anstaltsleiter kann eine abweichende Regelung treffen.

(2) Die Untersuchungsgefangenen diirfen eigene Kleidung tragen. Dieses Recht kann eingeschrénkt oder ausge-
schlossen werden, soweit es zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung oder zur
Gewihrleistung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erforderlich ist.

(3) Fiir Reinigung und Instandsetzung eigener Kleidung haben die Gefangenen auf ihre Kosten zu sorgen. Die
Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann anordnen, dass Reinigung und Instandhaltung nur durch Vermittlung der
Anstalt erfolgen diirfen.

§ 63
Verpflegung und Einkauf

(1) Zusammensetzung und Néhrwert der Anstaltsverpflegung entsprechen den Anforderungen an eine gesunde
Erndhrung und werden éarztlich iiberwacht. Auf arztliche Anordnung wird besondere Verpflegung gewéhrt. Den
Gefangenen ist zu ermdglichen, Speisevorschriften ihrer Religionsgemeinschaft zu befolgen oder sich fleischlos zu
erndhren.

(2) Den Gefangenen wird ermdglicht einzukaufen. Die Anstalt wirkt auf ein Angebot hin, das auf Wiinsche und
Bediirfnisse der Gefangenen Riicksicht nimmt. Das Verfahren des Einkaufs regelt die Anstaltsleiterin oder der An-
staltsleiter. Straf- und Jugendstrafgefangene konnen Nahrungs-, Genuss- und Koérperpflegemittel nur vom Haus- und
Taschengeld, andere Gegenstdnde in angemessenem Umfang auch vom Eigengeld einkaufen.

§ 64

Annehmlichkeiten im Vollzug der Untersuchungshaft

Die Untersuchungsgefangenen diirfen sich auf ihre Kosten von den §§ 57 sowie 59 bis 63 nicht umfasste Annehm-
lichkeiten verschaffen, soweit und solange die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt nicht gefdhrdet wird.
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§ 65

Freizeit

(1) Zur Ausgestaltung der Freizeit hat die Anstalt insbesondere Angebote zur sportlichen und kulturellen Betti-
gung und Bildungsangebote vorzuhalten. Die Anstalt stellt eine angemessen ausgestattete Mediathek zur Verfligung.

(2) Dem Sport kommt bei der Gestaltung des Vollzugs der Jugendstrafe und der Untersuchungshaft an jungen
Untersuchungsgefangenen besondere Bedeutung zu. Fiir die jungen Gefangenen sind ausreichende und geeignete
Angebote vorzuhalten, um ihnen eine sportliche Betétigung von mindestens vier Stunden wochentlich zu ermdgli-
chen.

(3) Im Vollzug der Jugendstrafe dient der Sport auch der Erreichung des Vollzugsziels und kann zur Diagnostik
und gezielten Behandlung eingesetzt werden.

Abschnitt 10

Vergiitung, Gelder der Gefangenen und Kosten

§ 66
Vergiitung

(1) Die Gefangenen erhalten eine Vergiitung in Form von
1. Arbeitsentgelt fiir Arbeit,

2. Ausbildungsbeihilfe fiir die Teilnahme an schulischen und beruflichen Qualifizierungsmafnahmen, arbeitsthe-
rapeutischen MaBinahmen und Arbeitstraining oder

3. finanzieller Anerkennung fiir die Teilnahme an MaBnahmen nach § 15 Absatz 1 Satz | Nummer 8 bis 11 und
Satz 2, soweit sie fiir die Strafgefangenen nach § 15 Absatz 2 als zwingend erforderlich, fiir die Jugendstrafge-
fangenen nach § 15 Absatz 3 als erforderlich erachtet wurden oder Teil des Behandlungsprogramms der sozial-
therapeutischen Abteilung sind.

(2) Der Bemessung der Vergiitung sind 9 Prozent der Bezugsgrofle nach § 18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch
zugrunde zu legen (Eckvergiitung). Ein Tagessatz ist der 250. Teil der Eckvergiitung; die Vergiitung kann nach einem
Stundensatz bemessen werden.

(3) Die Vergiitung kann je nach Art der Maflnahme und Leistung der Gefangenen gestuft werden. Sie betrdgt min-
destens 75 Prozent der Eckvergilitung. Das fiir den Justizvollzug zustéindige Mitglied der Landesregierung wird er-
méchtigt, durch Rechtsverordnung Vergiitungsstufen zu regeln.

(4) Soweit Beitridge zur Bundesagentur fiir Arbeit zu entrichten sind, kann vom Arbeitsentgelt oder der Ausbil-
dungsbeihilfe ein Betrag einbehalten werden, der dem Anteil der Gefangenen am Beitrag entsprechen wiirde, wenn
sie diese Beziige als Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer erhielten.

(5) Die Hohe der Vergiitung ist den Gefangenen schriftlich bekannt zu geben.
(6) Die Gefangenen, die an einer Mafinahme nach § 29 teilnehmen, erhalten hierfiir nur eine Ausbildungsbeihilfe,

soweit kein Anspruch auf Leistungen zum Lebensunterhalt besteht, die auerhalb des Vollzugs aus solchem Anlass
gewihrt werden.
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§ 67
Eigengeld

(1) Das Eigengeld besteht aus den Betréigen, die die Gefangenen bei der Aufnahme in die Anstalt mitbringen und
die sie wihrend der Haftzeit erhalten, und der Vergiitung, soweit diese nicht im Vollzug der Freiheits- und Jugend-
strafe als Hausgeld oder Eingliederungsgeld und im Vollzug der Freiheitsstrafe als Haftkostenbeitrag in Anspruch
genommen wird.

(2) Die Gefangenen konnen iiber das Eigengeld verfiigen. § 63 Absatz 2 sowie die §§ 70 und 71 bleiben unberiihrt.

§ 68
Taschengeld

(1) Bediirftigen Straf- und Jugendstrafgefangenen wird auf Antrag Taschengeld gewéhrt. Bediirftig sind sie, soweit
ihnen aus Hausgeld (§ 70) und Eigengeld (§ 67) monatlich ein Betrag bis zur Hohe des Taschengeldes voraussichtlich
nicht zur Verfligung steht. Finanzielle Anerkennungen nach § 66 Absatz 1 Nummer 3 bleiben bis zur Hohe des Ta-
schengeldbetrags unberiicksichtigt.

(2) Straf- und Jugendstrafgefangene gelten als nicht bediirftig, wenn ihnen ein Betrag nach Absatz 1 Satz 2 deshalb
nicht zur Verfligung steht, weil sie eine ihnen zumutbare Arbeit nicht angenommen oder eine ausgelibte Arbeit ver-
schuldet verloren haben. Das gilt auch dann, wenn Jugendstrafgefangene eine nach § 15 Absatz 3 als erforderlich
erachtete Arbeit verschuldet nicht aufgenommen oder verloren haben.

(3) Bediirftigen Untersuchungsgefangenen wird auf Antrag Taschengeld gewéhrt. Bediirftig sind sie, soweit ihnen
im laufenden Monat ein Betrag bis zur Hohe des Taschengeldes voraussichtlich nicht aus eigenen Mitteln zur Verfii-
gung steht.

(4) Das Taschengeld betrdgt 14 Prozent der Eckvergiitung (§ 66 Absatz 2). Es wird zu Beginn des Monats im
Voraus gewidhrt. Gehen den Gefangenen im Laufe des Monats Gelder zu, wird zum Ausgleich ein Betrag bis zur

Hohe des gewdhrten Taschengeldes einbehalten.

(5) Die Gefangenen diirfen iiber das Taschengeld im Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes verfliigen. Im
Vollzug der Freiheits- und Jugendstrafe wird es dem Hausgeldkonto gutgeschrieben.

§ 69
Konten, Bargeld

(1) Fiir die Straf- und Jugendstrafgefangenen werden Hausgeld- und Eigengeldkonten, fiir die Untersuchungsge-
fangenen nur Eigengeldkonten in der Anstalt gefiihrt.

(2) Der Besitz von Bargeld in der Anstalt ist den Gefangenen nicht gestattet. Uber Ausnahmen entscheidet die
Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter.

(3) Geld in Fremdwéhrung wird zur Habe genommen.

§ 70
Hausgeld

(1) Das Hausgeld wird aus drei Siebteln der in diesem Gesetz geregelten Vergiitung gebildet.
(2) Fiir Straf- und Jugendstrafgefangene, die aus einem freien Beschiftigungsverhéltnis, aus einer Selbstbeschéfti-

gung oder anderweitig regelmifBige Einkiinfte haben, wird daraus ein angemessenes monatliches Hausgeld festge-
setzt.



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil I — Nr. 14 vom 24. April 2013 32

(3) Fiir Straf- und Jugendstrafgefangene, die iiber Eigengeld (§ 67) verfiigen und keine hinreichende Vergiitung
nach diesem Gesetz erhalten, gilt Absatz 2 entsprechend.

(4) Die Straf- und Jugendstrafgefangenen diirfen iiber das Hausgeld im Rahmen der Bestimmungen dieses Geset-
zes verfligen. Der Anspruch auf Auszahlung ist nicht iibertragbar.

§71

Zweckgebundene Einzahlungen

Fiir Mafinahmen der Eingliederung, insbesondere Kosten der Gesundheitsfiirsorge und der Aus- und Fortbildung, und
fiir Maflnahmen der Pflege sozialer Beziehungen, insbesondere Telefonkosten und Fahrtkosten anldsslich Lockerun-
gen, kann zweckgebunden Geld eingezahlt werden. Das Geld darf nur fiir diese Zwecke verwendet werden. Der
Anspruch auf Auszahlung ist nicht iibertragbar.

§72
Haftkostenbeitrag, Kostenbeteiligung

(1) Die Anstalt erhebt von den Strafgefangenen, die sich in einem freien Beschéftigungsverhéltnis befinden oder
iiber anderweitige regelméBige Einkiinfte verfligen, fiir diese Zeit einen Haftkostenbeitrag. Vergiitungen nach diesem
Gesetz bleiben unberiicksichtigt. Den Strafgefangenen muss téglich ein Tagessatz gemil § 66 Absatz 2 Satz 2
verbleiben. Von der Geltendmachung des Anspruchs ist abzusehen, soweit die Wiedereingliederung der Strafgefan-
genen hierdurch gefdhrdet wiirde.

(2) Der Haftkostenbeitrag wird in Hohe des Betrages erhoben, der nach § 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Vier-
ten Buches Sozialgesetzbuch durchschnittlich zur Bewertung der Sachbeziige festgesetzt ist. Bei Selbstverpflegung
entfallen die fiir die Verpflegung vorgesehenen Betrége. Fiir den Wert der Unterkunft ist die festgesetzte Belegungs-
fahigkeit maB3gebend.

(3) Die Gefangenen kénnen an den Betriebskosten der in ihrem Gewahrsam befindlichen Gerite beteiligt werden.

§73
Eingliederungsgeld

(1) Die Strafgefangenen diirfen fir Zwecke der Eingliederung nach der Entlassung ein Guthaben in angemessener
Hohe bilden (Eingliederungsgeld). Die Jugendstrafgefangenen sind hierzu verpflichtet. Der Anspruch auf Auszahlung
ist nicht {ibertragbar.

(2) Die Straf- und Jugendstrafgefangenen diirfen bereits vor der Entlassung fiir Zwecke des Absatzes 1 Satz 1 iiber
das Eingliederungsgeld verfiigen. Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann ihnen gestatten, das Eingliede-
rungsgeld zur Entschddigung der Opfer ihrer Straftaten in Anspruch zu nehmen.

Abschnitt 11

Gesundheitsfiirsorge

§ 74

Art und Umfang der medizinischen Leistungen, Kostenbeteiligung

(1) Die Gefangenen haben einen Anspruch auf notwendige, ausreichende und zweckméfige medizinische Leistun-
gen unter Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und unter Beriicksichtigung des allgemeinen Standards
der gesetzlichen Krankenversicherung. Der Anspruch umfasst auch Vorsorgeleistungen, ferner die Versorgung mit
medizinischen Hilfsmitteln, soweit diese mit Riicksicht auf die Dauer des Freiheitsentzugs nicht ungerechtfertigt ist
und die Hilfsmittel nicht als allgemeine Gebrauchsgegenstinde des tdglichen Lebens anzusehen sind.
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(2) An den Kosten nach Absatz 1 koénnen die Gefangenen in angemessenem Umfang beteiligt werden, hochstens
jedoch bis zum Umfang der Beteiligung vergleichbarer gesetzlich Versicherter. Fiir Leistungen, die iiber Absatz 1
hinausgehen, kénnen den Gefangenen die gesamten Kosten auferlegt werden.

(3) Erhalten die Gefangenen Leistungen nach Absatz 1 infolge einer mutwilligen Selbstverletzung, sind sie in
angemessenem Umfang an den Kosten zu beteiligen. Bei den Straf- und Jugendstrafgefangenen unterbleibt die Kos-
tenbeteiligung, wenn hierdurch die Erreichung des Vollzugsziels, insbesondere die Eingliederung, gefédhrdet wiirde.

(4) Den Untersuchungsgefangenen soll die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter nach Anhdérung des drztlichen
Dienstes der Anstalt auf ihren Antrag hin gestatten, auf ihre Kosten externen érztlichen Rat einzuholen. Die Erlaubnis
kann versagt werden, wenn die Untersuchungsgefangenen die gewéhlte édrztliche Vertrauensperson und den érztlichen
Dienst der Anstalt nicht wechselseitig von der Schweigepflicht entbinden oder wenn es zur Umsetzung einer Anord-
nung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung oder zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der
Anstalt erforderlich ist. Die Konsultation soll in der Anstalt stattfinden.

§75

Durchfiihrung der medizinischen Leistungen, Forderungsiibergang

(1) Medizinische Diagnostik, Behandlung und Versorgung kranker und hilfsbediirftiger Gefangener erfolgen in der
Anstalt, erforderlichenfalls in einer hierfiir besser geeigneten Anstalt oder einem Vollzugskrankenhaus, ausnahms-
weise auch auflerhalb des Vollzugs. Erfolgt eine Behandlung junger Gefangener auBlerhalb der Anstalt, sind die Per-
sonensorgeberechtigten und das Jugendamt, im Vollzug der Jugendstrafe ist auch die Vollstreckungsleiterin oder der
Vollstreckungsleiter zu unterrichten. Im Vollzug der Untersuchungshaft ist dem Gericht und der Staatsanwaltschaft
im Falle einer Behandlung auBlerhalb der Anstalt nach Méglichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(2) Wird die Strafvollstreckung wihrend einer Behandlung von Straf- oder Jugendstrafgefangenen unterbrochen
oder beendet oder werden Untersuchungsgefangene wihrend einer Behandlung aus der Haft entlassen, so hat das
Land nur diejenigen Kosten zu tragen, die bis zur Unterbrechung oder Beendigung der Strafvollstreckung oder bis zur
Entlassung angefallen sind.

(3) Gesetzliche Schadensersatzanspriiche, die Gefangenen infolge einer Korperverletzung gegen Dritte zustehen,
gehen insoweit auf das Land {iiber, als den Gefangenen Leistungen nach § 74 Absatz 1 zu gewéhren sind. Von der
Geltendmachung der Anspriiche ist im Interesse der Straf- oder Jugendstrafgefangenen abzusehen, wenn hierdurch
die Erreichung des Vollzugsziels, insbesondere die Eingliederung, gefahrdet wiirde.

§76

Arztliche Behandlung zur sozialen Eingliederung

Mit Zustimmung der Straf- oder Jugendstrafgefangenen soll die Anstalt drztliche Behandlungen, insbesondere Opera-
tionen oder prothetische MaBnahmen, durchfiihren lassen, die ihre soziale Eingliederung fordern. Die Kosten tragen
die Straf- oder Jugendstrafgefangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in begriindeten
Féllen in angemessenem Umfang libernehmen.

§77
Gesundheitsschutz und Hygiene
(1) Die Anstalt unterstiitzt die Gefangenen bei der Wiederherstellung und Erhaltung ihrer kdrperlichen, geistigen
und seelischen Gesundheit. Sie fordert das Bewusstsein fiir gesunde Erndhrung und Lebensfithrung. Die Gefangenen

haben die notwendigen Anordnungen zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene zu befolgen.

(2) Den Gefangenen wird erméglicht, sich tdglich mindestens eine Stunde im Freien aufzuhalten.
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§78

Krankenbehandlung wiihrend Lockerungen

(1) Die Straf- und Jugendstrafgefangenen haben wihrend Lockerungen einen Anspruch auf medizinische Leistun-
gen gegen das Land nur in der fiir sie zustéindigen Anstalt. § 47 Absatz 1 bleibt unberiihrt.

(2) Der Anspruch auf Leistungen ruht, solange die Straf- und Jugendstrafgefangenen aufgrund eines freien Be-
schiftigungsverhéltnisses krankenversichert sind.

§79

Zwangsmafinahmen auf dem Gebiet der Gesundheitsfiirsorge

(1) Medizinische Untersuchung und Behandlung sowie Erndhrung sind unbeschadet der Rechte der Personensor-
geberechtigten zwangsweise nur bei Lebensgefahr, bei schwerwiegender Gefahr fiir die Gesundheit der Gefangenen
oder bei Gefahr fiir die Gesundheit anderer Personen zuléssig; die Maflnahmen miissen fiir die Beteiligten zumutbar
und diirfen nicht mit erheblicher Gefahr fiir Leben oder Gesundheit der Gefangenen verbunden sein. Zur Durchfiih-
rung der Maflnahmen ist die Anstalt nicht verpflichtet, solange von einer freien Willensbestimmung der Gefangenen
ausgegangen werden kann.

(2) Zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene ist die zwangsweise korperliche Untersuchung aufer im Fall des
Absatzes 1 zulédssig, wenn sie nicht mit einem kdrperlichen Eingriff verbunden ist.

(3) Die MaBinahmen diirfen nur von der Anstaltsleiterin oder vom Anstaltsleiter auf der Grundlage einer &rztlichen
Stellungnahme angeordnet werden. Durchfiihrung und Uberwachung unterstehen drztlicher Leitung. Unberiihrt bleibt
die Leistung erster Hilfe fiir den Fall, dass eine Arztin oder ein Arzt nicht rechtzeitig erreichbar und mit einem Auf-
schub Lebensgefahr verbunden ist.

§ 80
Benachrichtigungspflicht

Erkranken Gefangene schwer oder versterben sie, werden Angehdrige und Personensorgeberechtigte sowie gegebe-

nenfalls Verteidigerinnen und Verteidiger und Beistdnde nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes benachrichtigt. Dem
Wunsch der Gefangenen, auch andere Personen zu benachrichtigen, soll nach Moglichkeit entsprochen werden.

Abschnitt 12

Religionsausiibung

§ 81
Seelsorge
Den Gefangenen darf religiose Betreuung durch eine Seelsorgerin oder einen Seelsorger nicht versagt werden. Auf

Waunsch ist ihnen zu helfen, mit einer Seelsorgerin oder einem Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft in Verbindung
Zu treten.

§ 82

Religiose Veranstaltungen

(1) Die Gefangenen haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiosen Veranstaltungen ihres Bekennt-
nisses in der Anstalt teilzunehmen.

(2) Die Zulassung zu den Gottesdiensten oder religidsen Veranstaltungen einer anderen Religionsgemeinschaft
bedarf der Zustimmung der Seelsorgerin oder des Seelsorgers der Religionsgemeinschatft.
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(3) Gefangene konnen von der Teilnahme am Gottesdienst oder an anderen religidsen Veranstaltungen ausge-
schlossen werden, wenn dies aus iiberwiegenden Griinden der Sicherheit oder Ordnung, bei Untersuchungsgefange-
nen auch zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung geboten ist; die Seelsorgerin
oder der Seelsorger soll vorher gehort werden.

§83

Weltanschauungsgemeinschaften

Fiir Angehdrige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 59, 81 und 82 entsprechend.

Abschnitt 13

Sicherheit und Ordnung

§ 84

Grundsatz

(1) Sicherheit und Ordnung der Anstalt bilden die Grundlage des Anstaltslebens und tragen dazu bei, dass in der
Anstalt ein gewaltfreies Klima herrscht.

(2) Die Pflichten und Beschrinkungen, die den Gefangenen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der
Anstalt auferlegt werden, sind so zu wéhlen, dass sie in einem angemessenen Verhéltnis zu ihrem Zweck stehen und
die Gefangenen nicht mehr und nicht langer als notwendig beeintrachtigen.

§ 85
Allgemeine Verhaltenspflichten

(1) Die Gefangenen sind fiir das geordnete Zusammenleben in der Anstalt mitverantwortlich und miissen mit ihrem
Verhalten dazu beitragen. Auf eine einvernehmliche Streitbeilegung ist hinzuwirken.

(2) Die Gefangenen haben die Anordnungen der Bediensteten zu befolgen, auch wenn sie sich durch diese be-
schwert flihlen.

(3) Die Gefangenen haben ihren Haftraum und die ihnen von der Anstalt iiberlassenen Sachen in Ordnung zu hal-
ten und schonend zu behandeln.

(4) Die Gefangenen haben Umsténde, die eine Gefahr fiir das Leben oder eine erhebliche Gefahr fiir die Gesund-
heit einer Person bedeuten, unverziiglich zu melden.

§ 86
Absuchung, Durchsuchung

(1) Die Gefangenen, ihre Sachen und die Haftrdume diirfen mit technischen Mitteln oder sonstigen Hilfsmitteln
abgesucht und durchsucht werden. Die Durchsuchung der ménnlichen Gefangenen darf nur von Ménnern, die Durch-
suchung weiblicher Gefangener darf nur von Frauen vorgenommen werden. Das Schamgefiihl ist zu schonen.

(2) Nur bei Gefahr im Verzug oder auf Anordnung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters im Einzelfall ist es
zuldssig, eine mit einer Entkleidung verbundene korperliche Durchsuchung vorzunehmen. Sie darf bei méannlichen
Gefangenen nur in Gegenwart von Ménnern, bei weiblichen Gefangenen nur in Gegenwart von Frauen erfolgen. Sie
ist in einem geschlossenen Raum durchzufiihren. Andere Gefangene diirfen nicht anwesend sein.

(3) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann allgemein anordnen, dass die Gefangenen in der Regel bei der
Aufnahme, nach Kontakten mit Besucherinnen und Besuchern sowie nach jeder unbeaufsichtigten Abwesenheit von
der Anstalt nach Absatz 2 zu durchsuchen sind.
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(4) Die Anordnung ist zu begriinden. Anordnung, Durchfiihrung und Ergebnis der Durchsuchungen nach den Ab-
sdtzen 2 und 3 sind aktenkundig zu machen.

§ 87

Sichere Unterbringung
Gefangene konnen in eine Anstalt verlegt werden, die zu ihrer sicheren Unterbringung besser geeignet ist, wenn in

erhohtem Maf3e die Gefahr der Entweichung oder Befreiung gegeben ist oder sonst ihr Verhalten oder ihr Zustand
eine Gefahr fiir die Sicherheit der Anstalt darstellt. § 24 Absatz 4 und 5 gilt entsprechend.

§ 88
Mafinahmen zur Feststellung von Suchtmittelgebrauch
(1)  Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt kann die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter
allgemein oder im Einzelfall Maflnahmen anordnen, die geeignet sind, den Gebrauch von Suchtmitteln festzustellen.

Diese Mafinahmen diirfen nicht mit einem korperlichen Eingriff verbunden sein.

(2) Verweigern Gefangene die Mitwirkung an MaBnahmen nach Absatz 1 ohne hinreichenden Grund, ist davon
auszugehen, dass Suchtmittelfreiheit nicht gegeben ist.

(3) Wird verbotener Suchtmittelgebrauch festgestellt, konnen die Kosten der Maflnahmen den Gefangenen aufer-
legt werden.

§ 89
Festnahmerecht
Gefangene, die entwichen sind oder sich sonst ohne Erlaubnis auerhalb der Anstalt aufhalten, konnen durch die
Anstalt oder auf deren Veranlassung festgenommen und zuriickgebracht werden. Fiihrt die Verfolgung oder die von

der Anstalt veranlasste Fahndung nicht alsbald zur Wiederergreifung, so sind die weiteren MaBnahmen der Vollstre-
ckungsbehorde zu iiberlassen.

§ 90

Besondere Sicherungsmafinahmen
(1) Gegen Gefangene konnen besondere Sicherungsmafinahmen angeordnet werden, wenn nach ihrem Verhalten
oder aufgrund ihres seelischen Zustandes in erhohtem MaBe die Gefahr der Entweichung, von Gewalttitigkeiten
gegen Personen oder Sachen, der Selbsttotung oder der Selbstverletzung besteht.
(2) Als besondere Sicherungsmafinahmen sind zuldssig:
1. der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegenstinden,
2. die Beobachtung der Gefangenen, auch mit optisch-elektronischen Einrichtungen,
3. die Trennung von allen anderen Gefangenen (Absonderung),
4.  die Beschrinkung des Aufenthalts im Freien,

5. die Unterbringung in einem besonders gesicherten Haftraum ohne gefidhrdende Gegenstinde und

6.  die Fesselung.
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(3) MaBnahmen nach Absatz 2 Nummer 1 und 3 bis 5 sind auch zuldssig, wenn die Gefahr einer Befreiung oder
eine erhebliche Stérung der Ordnung anders nicht vermieden oder behoben werden kann, nach Absatz 2 Nummer 4
jedoch nicht bei jungen Gefangenen.

(4) Eine Absonderung von mehr als 24 Stunden Dauer ist nur zuldssig, wenn sie zur Abwehr einer in der Person
des Gefangenen liegenden Gefahr unerlésslich ist.

(5) In der Regel diirfen Fesseln nur an den Hianden oder an den Fiilen angelegt werden. Im Interesse der Gefange-
nen kann die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter eine andere Art der Fesselung anordnen. Die Fesselung wird
zeitweise gelockert, soweit dies notwendig ist.

(6) Besteht die Gefahr der Entweichung, diirfen die Gefangenen bei einer Ausfithrung, Vorfithrung oder beim
Transport gefesselt werden.

§91

Anordnung besonderer Sicherungsmafinahmen, Verfahren

(1) Besondere Sicherungsmafinahmen ordnet die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter an. Bei Gefahr im Verzug
konnen auch andere Bedienstete diese Maflnahmen vorldufig anordnen; die Entscheidung der Anstaltsleiterin oder
des Anstaltsleiters ist unverziiglich einzuholen.

(2) Werden die Gefangenen érztlich behandelt oder beobachtet oder bildet ihr seelischer Zustand den Anlass der
besonderen SicherungsmafBnahme, ist vorher eine &rztliche Stellungnahme einzuholen. Ist dies wegen Gefahr im
Verzug nicht moglich, wird die Stellungnahme unverziiglich nachtriglich eingeholt.

(3) Die Entscheidung wird den Gefangenen von der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter miindlich erdffnet und
mit einer kurzen Begriindung schriftlich abgefasst. Die Anordnung ist aktenkundig zu machen.

(4) Besondere SicherungsmafBnahmen diirfen nur so weit aufrechterhalten werden, wie es ihr Zweck erfordert. Sie
sind in angemessenen Abstdnden daraufhin zu iberpriifen, ob und in welchem Umfang sie aufrechterhalten werden
miissen. Das Ergebnis der Uberpriifungen und die Durchfithrung der MaBnahmen einschlieBlich der Beteiligung des
drztlichen Dienstes sind aktenkundig zu machen.

(5) Absonderung, Unterbringung im besonders gesicherten Haftraum und Fesselung sind der Aufsichtsbehérde, im
Vollzug der Untersuchungshaft auch dem Gericht und der Staatsanwaltschaft, unverziiglich mitzuteilen, wenn sie
langer als zwei Tage aufrechterhalten werden. Absonderung und Unterbringung im besonders gesicherten Haftraum
von mehr als 20 Tagen Gesamtdauer innerhalb von zwolf Monaten bediirfen der Zustimmung der Aufsichtsbehorde.

(6) Wihrend der Absonderung und Unterbringung im besonders gesicherten Haftraum sind die Gefangenen in
besonderem Mafle zu betreuen. Sind die Gefangenen dariiber hinaus gefesselt, sind sie durch Bedienstete stindig und
in unmittelbarem Sichtkontakt zu beobachten.

§92
Arztliche Uberwachung
(1) Sind die Gefangenen in einem besonders gesicherten Haftraum untergebracht oder gefesselt, sucht sie die Arz-
tin oder der Arzt alsbald und in der Folge tiglich auf. Dies gilt nicht bei einer Fesselung wahrend einer Ausfiihrung,

Vorfiihrung oder eines Transports sowie bei Bewegungen innerhalb der Anstalt.

(2) Die Arztin oder der Arzt ist regelmiBig zu héren, solange Gefangene linger als 24 Stunden abgesondert sind.
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Abschnitt 14

Unmittelbarer Zwang
§ 93
Begriffsbestimmungen

(1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf Personen oder Sachen durch korperliche Gewalt, ihre Hilfsmittel
oder durch Waffen.

(2) Korperliche Gewalt ist jede unmittelbare kdrperliche Einwirkung auf Personen oder Sachen.
(3) Hilfsmittel der kérperlichen Gewalt sind namentlich Fesseln. Waffen sind Hieb- und Schusswaffen.
(4) Es diirfen nur dienstlich zugelassene Hilfsmittel und Waffen verwendet werden.
§ 94
Allgemeine Voraussetzungen

(1) Bedienstete diirfen unmittelbaren Zwang anwenden, wenn sie Vollzugs- und Sicherungsmafinahmen rechtma-
Big durchfiihren und der damit verfolgte Zweck auf keine andere Weise erreicht werden kann.

(2) Gegen andere Personen als Gefangene darf unmittelbarer Zwang angewendet werden, wenn sie es unterneh-
men, Gefangene zu befreien oder widerrechtlich in die Anstalt einzudringen, oder wenn sie sich unbefugt darin auf-
halten.

(3) Das Recht zu unmittelbarem Zwang aufgrund anderer Regelungen bleibt unberiihrt.

§ 95

Grundsatz der VerhéltnisméBigkeit

(1) Unter mehreren moglichen und geeigneten Mafinahmen des unmittelbaren Zwangs sind diejenigen zu wéhlen,
die den Einzelnen und die Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten beeintrachtigen.

(2) Unmittelbarer Zwang unterbleibt, wenn ein durch ihn zu erwartender Schaden erkennbar auler Verhéltnis zu
dem angestrebten Erfolg steht.

§ 96
Androhung

Unmittelbarer Zwang ist vorher anzudrohen. Die Androhung darf nur dann unterbleiben, wenn die Umstinde sie
nicht zulassen oder unmittelbarer Zwang sofort angewendet werden muss, um eine rechtswidrige Tat, die den Tatbe-
stand eines Strafgesetzes erfiillt, zu verhindern oder eine gegenwértige Gefahr abzuwenden.

§97

Schusswaffengebrauch

(1) Der Gebrauch von Schusswaffen durch Bedienstete innerhalb der Anstalt ist verboten. Das Recht zum Schuss-
waffengebrauch aufgrund anderer Vorschriften durch Polizeivollzugsbedienstete bleibt davon unberiihrt.

(2) AuBerhalb der Anstalt diirfen Schusswaffen durch Bedienstete nur nach MaB3gabe der folgenden Absétze und
nur dann gebraucht werden, wenn andere Mafinahmen des unmittelbaren Zwangs bereits erfolglos waren oder keinen
Erfolg versprechen. Gegen Personen ist ihr Gebrauch nur zuldssig, wenn der Zweck nicht durch Waffenwirkung
gegen Sachen erreicht werden kann.
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(3) Schusswaffen diirfen nur die dazu bestimmten Bediensteten gebrauchen und nur, um angriffs- oder fluchtunfa-
hig zu machen. Ihr Gebrauch unterbleibt, wenn dadurch erkennbar Unbeteiligte mit hoher Wahrscheinlichkeit gefdhr-
det wiirden.

(4) Der Gebrauch von Schusswaffen ist vorher anzudrohen. Als Androhung gilt auch ein Warnschuss. Ohne An-
drohung diirfen Schusswaffen nur dann gebraucht werden, wenn dies zur Abwehr einer gegenwértigen Gefahr fiir
Leib oder Leben erforderlich ist.

(5) Gegen Gefangene diirfen Schusswaffen gebraucht werden,

1. wenn sie eine Waffe oder ein anderes geféhrliches Werkzeug trotz wiederholter Aufforderung nicht ablegen,
2. wenn sie eine Meuterei (§ 121 des Strafgesetzbuches) unternehmen oder

3. um ihre Entweichung zu vereiteln oder um sie wieder zu ergreifen.

Satz 1 Nummer 2 und 3 findet auf minderjéhrige Gefangene keine Anwendung. Satz 1 Nummer 3 findet keine An-
wendung auf Gefangene, die im offenen Vollzug untergebracht sind.

(6) Gegen andere Personen diirfen Schusswaffen gebraucht werden, wenn sie es unternechmen, Gefangene gewalt-
sam zu befreien.

Abschnitt 15

Erzieherische Mafinahmen, Einvernehmliche Streitbeilegung, Disziplinarmafinahmen

§ 98

Erzieherische Mallnahmen

(1) VerstoBe der jungen Gefangenen gegen Pflichten, die ihnen durch oder aufgrund dieses Gesetzes auferlegt sind,
sind unverziiglich im erzieherischen Gespriach aufzuarbeiten. Daneben kénnen MaBnahmen angeordnet werden, die
geeignet sind, den jungen Gefangenen ihr Fehlverhalten bewusst zu machen (erzieherische Mafinahmen). Als erziche-
rische Mafinahmen kommen namentlich in Betracht die Erteilung von Weisungen und Auflagen, die Beschrinkung
oder der Entzug einzelner Gegenstinde fiir die Freizeitbeschéftigung und der Ausschluss von gemeinsamer Freizeit
oder von einzelnen Freizeitveranstaltungen bis zur Dauer einer Woche.

(2) §99 Absatz 1 findet entsprechende Anwendung. Erfiillen die jungen Gefangenen die Vereinbarung, ist die
Anordnung erzieherischer Mafinahmen ausgeschlossen.

(3) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter legt fest, welche Bediensteten befugt sind, erzieherische Gesprache
zu fiihren und erzieherische Maflnahmen anzuordnen.

(4) Es sollen solche erzieherischen Malinahmen angeordnet werden, die mit der Verfehlung in Zusammenhang
stehen.

§ 99

Einvernehmliche Streitbeilegung

(1) VerstoBen Gefangene gegen Pflichten, die ihnen durch oder aufgrund dieses Gesetzes auferlegt sind, kénnen in
geeigneten Féllen zur Abwendung von Disziplinarmafinahmen im Wege einvernehmlicher Streitbeilegung Vereinba-
rungen getroffen werden. Insbesondere kommen die Wiedergutmachung des Schadens, die Entschuldigung beim
Geschiddigten, die Erbringung von Leistungen fiir die Gemeinschaft und das voriibergehende Verbleiben im Haftraum
in Betracht. Die Vereinbarungen sind in der Gefangenenpersonalakte zu dokumentieren.

(2) Erfiillen die Gefangenen die Vereinbarungen, so ist die Durchfiihrung eines Disziplinarverfahrens unzuldssig.
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§ 100

DisziplinarmafSinahmen
(1) Disziplinarmafinahmen konnen angeordnet werden, wenn die Gefangenen rechtswidrig und schuldhaft
1. andere Personen verbal oder tétlich angreifen,
2. Lebensmittel oder fremde Sachen zerstoren oder beschidigen,
3. insonstiger Weise gegen Strafgesetze verstoB3en oder eine Ordnungswidrigkeit begehen,

4.  verbotene Gegensténde in die Anstalt einbringen, sich an deren Einbringung beteiligen, sie besitzen oder wei-
tergeben,

5. unerlaubt Betdubungsmittel oder andere berauschende Stoffe herstellen oder konsumieren,
6.  entweichen oder zu entweichen versuchen,

7. gegen Weisungen im Zusammenhang mit der Gewéhrung von Lockerungen verstofen,

8. gegen eine Anordnung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung versto3en,

9.  wiederholt oder schwerwiegend gegen sonstige Pflichten verstoBen, die ihnen durch dieses Gesetz oder auf-
grund dieses Gesetzes auferlegt sind, und dadurch das geordnete Zusammenleben in der Anstalt stéren oder

10. im Vollzug der Jugendstrafe sich zugewiesenen Aufgaben entziehen.

(2) Disziplinarmafinahmen diirfen gegen junge Gefangene nur angeordnet werden, wenn erzieherische Maflnahmen
nicht nach § 98 Absatz 2 Satz 2 ausgeschlossen sind oder nicht ausreichen, um ihnen das Unrecht ihrer Handlung zu
verdeutlichen.

(3) Zulassige DisziplinarmaBnahmen sind

1. der Verweis,

2. die Beschriankung oder der Entzug des Fernsehempfangs bis zu drei Monaten,

3. die Beschrinkung oder der Entzug der Gegenstdnde fiir die Freizeitbeschiftigung, mit Ausnahme des Lese-
stoffs, bis zu drei Monaten,

4.  die Beschrankung oder der Entzug des Aufenthalts in Gemeinschaft oder der Teilnahme an einzelnen Freizeit-
veranstaltungen bis zu vier Wochen,

5. die Beschrankung des Einkaufs bis zu zwei Monaten,

6.  die Beschrinkung oder der Entzug von Annehmlichkeiten nach § 64 bis zu drei Monaten,

7. die Kiirzung des Arbeitsentgelts um 10 Prozent bis zu drei Monaten.

Auf junge Gefangene findet Satz 1 Nummer 1 keine Anwendung; Mallnahmen nach Satz 1 Nummer 2, 3, 6 und 7
sind nur bis zu zwei Monaten, die Mallnahme nach Satz 1 Nummer 5 ist nur bis zu vier Wochen zuldssig. MaBinah-
men nach Satz 1 Nummer 4 sind auf die Teilnahme an gemeinschaftlicher Freizeit und einzelne Freizeitveranstaltun-
gen begrenzt.

(4) Mehrere Disziplinarmafinahmen kénnen miteinander verbunden werden.

(5) Disziplinarmafinahmen sind auch zuldssig, wenn wegen derselben Verfehlung ein Straf- oder Bufigeldverfahren
eingeleitet wird.
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(6) Bei der Auswahl der Disziplinarmafinahmen im Vollzug der Untersuchungshaft sind Grund und Zweck der
Haft sowie die psychischen Auswirkungen der Untersuchungshaft und des Strafverfahrens auf die Untersuchungsge-
fangenen zu beriicksichtigen. Durch die Anordnung und den Vollzug einer Disziplinarmafinahme diirfen die Vertei-
digung, die Verhandlungsféhigkeit und die Verfiigbarkeit der Untersuchungsgefangenen fiir die Verhandlung nicht
beeintrichtigt werden.

§ 101

Vollzug der Disziplinarmafinahmen, Aussetzung zur Bewéihrung

(1) Disziplinarmafinahmen werden in der Regel sofort vollstreckt. Die Vollstreckung ist auszusetzen, soweit es zur
Gewihrung eines effektiven Rechtsschutzes erforderlich ist.

(2) Disziplinarmafinahmen konnen ganz oder teilweise bis zu sechs Monaten zur Bewéhrung ausgesetzt werden.
Die Aussetzung zur Bewidhrung kann ganz oder teilweise widerrufen werden, wenn Gefangene die ihr zugrunde
liegenden Erwartungen nicht erfiillen.

(3) Im Vollzug der Untersuchungshaft angeordnete DisziplinarmaBnahmen kdnnen ganz oder zum Teil auch wéh-
rend einer der Untersuchungshaft unmittelbar nachfolgenden Haft vollstreckt werden.

§ 102

Disziplinarbefugnis

(1) Disziplinarmalinahmen ordnet die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter an. Bei einer Verfehlung auf dem Weg
in eine andere Anstalt zum Zweck der Verlegung ist die Leiterin oder der Leiter der Bestimmungsanstalt zusténdig.

(2) Die Aufsichtsbehorde entscheidet, wenn sich die Verfehlung gegen die Anstaltsleiterin oder den Anstaltsleiter
richtet.

(3) DisziplinarmaBnahmen, die in einer anderen Anstalt angeordnet worden sind, werden auf Ersuchen vollstreckt.
§ 101 Absatz 2 bleibt unberiihrt.

§ 103

Verfahren

(1) Der Sachverhalt ist zu kldren. Hierbei sind sowohl belastende als auch entlastende Umsténde zu ermitteln. Die
betroffenen Gefangenen werden gehort. Sie werden dariiber unterrichtet, welche Verfehlungen ihnen zur Last gelegt
werden. Sie sind darauf hinzuweisen, dass es ihnen freisteht sich zu duBern. Die Erhebungen werden in einer Nieder-
schrift festgelegt; die Einlassung der Gefangenen wird vermerkt.

(2) Mehrere Verfehlungen, die gleichzeitig zu beurteilen sind, werden durch eine Entscheidung geahndet.

(3) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter soll sich vor der Entscheidung mit Personen besprechen, die an der
Vollzugsgestaltung mitwirken. Bei Schwangeren, stillenden Miittern oder bei Gefangenen, die sich in drztlicher
Behandlung befinden, ist eine Arztin oder ein Arzt zu horen.

(4) Vor der Entscheidung iiber eine DisziplinarmaBBnahme erhalten die Gefangenen Gelegenheit, sich zu dem Er-
gebnis der Ermittlungen zu duflern. Die Entscheidung wird den Gefangenen von der Anstaltsleiterin oder vom An-
staltsleiter miindlich eréffnet und mit einer kurzen Begriindung schriftlich abgefasst.
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Abschnitt 16

Aufhebung von Mafinahmen, Beschwerde

§ 104

Aufhebung von Mafinahmen

(1) Die Aufhebung von MaBinahmen zur Regelung einzelner Angelegenheiten auf dem Gebiet des Vollzugs richtet
sich nach den nachfolgenden Abséitzen, soweit dieses Gesetz keine abweichende Bestimmung enthilt.

(2) Rechtswidrige MaBnahmen konnen ganz oder teilweise mit Wirkung fiir die Vergangenheit und die Zukunft
zuriickgenommen werden.

(3) RechtméiBige Maflnahmen kdnnen ganz oder teilweise mit Wirkung fiir die Zukunft widerrufen werden, wenn

1. aufgrund nachtriglich eingetretener oder bekannt gewordener Umstdnde die MaBnahmen hétten unterbleiben
konnen,

2. die MafBnahmen missbraucht werden oder

3. Weisungen nicht befolgt werden.

(4) Begiinstigende Mafinahmen diirfen nach Absatz 2 oder Absatz 3 nur aufgehoben werden, wenn die vollzugli-
chen Interessen an der Aufhebung in Abwiagung mit dem schutzwiirdigen Vertrauen der Betroffenen auf den Bestand
der Maflnahmen iiberwiegen. Davon ist auszugehen, wenn eine Mafinahme unerlésslich ist, um die Sicherheit der

Anstalt zu gewdhrleisten.

(5) Der gerichtliche Rechtsschutz bleibt unbertihrt.

§ 105

Beschwerderecht

(1) Die Gefangenen erhalten Gelegenheit, sich mit Wiinschen, Anregungen und Beschwerden in vollzuglichen
Angelegenheiten, die sie selbst betreffen, an die Anstaltsleiterin oder den Anstaltsleiter zu wenden.

(2) Besichtigen Vertreterinnen oder Vertreter der Aufsichtsbehdrde die Anstalt, so ist zu gewihrleisten, dass die
Gefangenen sich in vollzuglichen Angelegenheiten, die sie selbst betreffen, an diese wenden kdnnen.

(3) Die Maéglichkeit der Dienstaufsichtsbeschwerde bleibt unberiihrt.

Abschnitt 17

Kriminologische Forschung

§ 106

Evaluation, kriminologische Forschung, Berichtspflicht

(1) Behandlungsprogramme fiir Straf- und Jugendstrafgefangene sind auf der Grundlage wissenschaftlicher Er-
kenntnisse zu konzipieren, zu standardisieren und auf ihre Wirksamkeit hin zu tiberpriifen.

(2) Der Vollzug der Freiheits- und der Jugendstrafe, insbesondere seine Aufgabenerfiillung und Gestaltung, die
Umsetzung seiner Leitlinien sowie die Behandlungsprogramme und deren Wirkungen auf die Erreichung des Voll-
zugsziels, soll regelmédBig von dem kriminologischen Dienst, von einer Hochschule oder von einer anderen Stelle
wissenschaftlich begleitet und erforscht werden.
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(3) Das fiir den Justizvollzug zustindige Mitglied der Landesregierung berichtet dem Rechtsausschuss des Landta-
ges erstmals im Jahr 2014 und sodann im zweiten und im vierten Jahr der jeweiligen Legislaturperiode unter Einbe-
ziehung der sich aus den wissenschaftlichen Untersuchungen nach den Absétzen 1 und 2 ergebenden Erkenntnisse
zum Stand des Justizvollzugs im Land Brandenburg.

Abschnitt 18

Aufbau und Organisation der Anstalten

§ 107

Anstalten

(1) Es werden Anstalten und Abteilungen eingerichtet, die den unterschiedlichen vollzuglichen Anforderungen
Rechnung tragen. Fiir den Vollzug der Freiheits- und Jugendstrafe sind insbesondere sozialtherapeutische Abteilun-
gen und Eingliederungsabteilungen vorzusehen.

(2) Es sind bedarfsgerechte Einrichtungen fiir therapeutische MaBinahmen, schulische und berufliche Qualifizie-
rung, Arbeitstraining, Arbeitstherapie und Arbeit vorzusehen. Gleiches gilt fiir Besuche, Freizeit, Sport und Seelsor-

ge.
(3) Haft- und Funktionsrdaume sind zweckentsprechend auszustatten.

(4) Unterhalten private Unternehmen Betriebe in Anstalten, kann die technische und fachliche Leitung ihren Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern {ibertragen werden.

§ 108
Festsetzung der Belegungsfihigkeit, Verbot der Uberbelegung

(1) Die Aufsichtsbehorde setzt die Belegungsfahigkeit der Anstalt so fest, dass eine angemessene Unterbringung
der Gefangenen gewiahrleistet ist. § 107 Absatz 2 ist zu beriicksichtigen.

(2) Haftraume diirfen nicht mit mehr Gefangenen als zugelassen, hochstens jedoch mit zwei Gefangenen, belegt
werden.

(3) Ausnahmen von Absatz 2 sind nur voriibergehend und nur mit Zustimmung der Aufsichtsbehérde zuldssig.

(4) Ein fiir eine Belegung mit zwei Gefangenen zugelassener Haftraum muss iiber eine Grundfliche von mindes-
tens 14 Quadratmetern verfiigen.

§ 109
Anstaltsleitung

(1) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter trigt die Verantwortung fiir den gesamten Vollzug und vertritt die
Anstalt nach auflen. Sie oder er kann einzelne Aufgabenbereiche auf andere Bedienstete iibertragen. Die Aufsichtsbe-
horde kann sich die Zustimmung zur Ubertragung vorbehalten.

(2) Fiir jede Anstalt ist eine Beamtin oder ein Beamter des héheren Dienstes zur hauptamtlichen Leiterin oder zum
hauptamtlichen Leiter zu bestellen. Aus besonderen Griinden kann eine Anstalt auch von einer Beamtin oder einem
Beamten des gehobenen Dienstes geleitet werden.
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§110

Bedienstete

(1) Die Anstalt wird mit dem fiir die Erreichung des Vollzugsziels und die Erfiillung ihrer Aufgaben erforderlichen
Personal, insbesondere im medizinischen, psychologischen, pddagogischen und sozialen Dienst, im allgemeinen
Vollzugsdienst und im Werkdienst, ausgestattet. Die im Vollzug der Jugendstrafe und der Untersuchungshaft an
jungen Untersuchungsgefangenen téitigen Bediensteten miissen flir die erzieherische Gestaltung geeignet und qualifi-
ziert sein.

(2) Fiir die Betreuung von Strafgefangenen mit angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung und Ju-
gendstrafgefangenen mit vorbehaltener Sicherungsverwahrung nach § 66¢ Absatz 2 des Strafgesetzbuches ist beson-
ders qualifiziertes Personal vorzusehen und eine fachiibergreifende Zusammenarbeit zu gewihrleisten. Soweit erfor-
derlich, sind externe Fachkrifte einzubeziehen.

(3) Fortbildung sowie Praxisberatung und -begleitung werden regelméfig durchgefiihrt.

§111

Anstaltsseelsorgerinnen, Anstaltsseelsorger

(1) Die Anstalt wird mit der fiir die religidse Betreuung der Gefangenen erforderlichen Anzahl von Seelsorgerinnen
oder Seelsorgern (Anstaltsseelsorgerinnen, Anstaltsseelsorger) ausgestattet. Anstaltsseelsorgerinnen und Anstaltsseel-
sorger werden von der jeweiligen Religionsgemeinschaft im Einvernehmen mit der Aufsichtsbehorde berufen. Sie
wirken in enger Zusammenarbeit mit den anderen im Vollzug Tétigen eigenverantwortlich an der Erreichung des
Vollzugsziels mit.

(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehdrigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach Absatz 1 nicht
rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulassen.

(3) Mit Zustimmung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters darf die Anstaltsseelsorgerin oder der Anstalts-
seelsorger sich freier Seelsorgehelferinnen und Seelsorgehelfer bedienen und diese fiir Gottesdienste sowie fiir andere
religidse Veranstaltungen von auflen zuziehen.

§112

Medizinische Versorgung
(1) Die érztliche Versorgung ist sicherzustellen.

(2) Die Pflege der Kranken soll von Bediensteten ausgefiihrt werden, die eine Erlaubnis nach dem Krankenpflege-
gesetz besitzen. Solange diese nicht zur Verfiigung stehen, konnen auch Bedienstete eingesetzt werden, die eine
sonstige Ausbildung in der Krankenpflege erfahren haben.

§113

Interessenvertretung der Gefangenen

Den Gefangenen soll ermdglicht werden, Vertretungen zu bilden. Diese kdnnen in Angelegenheiten von gemeinsa-
mem Interesse, die sich ihrer Eigenart nach fiir eine Mitwirkung eignen, Vorschldge und Anregungen an die Anstalt
herantragen. Diese sind mit der Vertretung zu erdrtern.

§114

Hausordnung

Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter erldsst zur Gestaltung und Organisation des Vollzugsalltags eine Hausord-
nung auf der Grundlage dieses Gesetzes. Die Aufsichtsbehdrde kann sich die Genehmigung vorbehalten. Die Haus-
ordnung ist in die am haufigsten benétigten Fremdsprachen zu iibersetzen.
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Abschnitt 19

Aufsicht, Beirat

§ 115
Aufsichtsbehorde

(1) Das fiir den Justizvollzug zustindige Mitglied der Landesregierung fiihrt die Aufsicht {iber die Anstalten (Auf-
sichtsbehorde).

(2) An der Aufsicht iiber die Gesundheitsfiirsorge sowie die Betreuung und Behandlung der Gefangenen sind pa-
dagogische, sozialpddagogische, psychologische, psychiatrische und medizinische Fachkréfte zu beteiligen.

(3) Die Aufsichtsbehdrde kann sich Entscheidungen iiber Verlegungen und Uberstellungen vorbehalten.

§116

Vollstreckungsplan, Vollzugsgemeinschaften

(1) Die Aufsichtsbehorde regelt die ortliche und sachliche Zusténdigkeit der Anstalten in einem Vollstreckungs-
plan.

(2) Im Rahmen von Vollzugsgemeinschaften kann der Vollzug auch in Vollzugseinrichtungen anderer Lénder
vorgesehen werden.

§117

Beirat

(1) Bei der Anstalt ist ein Beirat zu bilden. Auf eine ausgewogene Besetzung mit Frauen und Ménnern wird hinge-
wirkt. Bedienstete diirfen nicht Mitglieder des Beirats sein.

(2) Die Mitglieder des Beirats wirken beratend bei der Gestaltung des Vollzugs und der Eingliederung der Gefan-
genen mit. Sie fordern das Verstdndnis fiir den Vollzug und seine gesellschaftliche Akzeptanz und vermitteln Kon-
takte zu 6ffentlichen und privaten Einrichtungen.

(3) Der Beirat steht der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter, den Bediensteten und den Gefangenen als An-
sprechpartner zur Verfligung.

(4) Die Mitglieder des Beirats konnen sich iiber die Unterbringung der Gefangenen und die Gestaltung des Voll-
zugs sowie die Arbeitsbedingungen der Bediensteten unterrichten und die Anstalt besichtigen. Sie kdnnen die Gefan-
genen in ihren R&umen aufsuchen. Unterhaltung und Schriftwechsel werden nicht iiberwacht.

(5) Die Mitglieder des Beirats sind verpflichtet, aullerhalb ihres Amtes {iber alle Angelegenheiten, die ihrer Natur
nach vertraulich sind, besonders iiber Namen und Personlichkeit der Gefangenen, Verschwiegenheit zu bewahren.
Dies gilt auch nach Beendigung ihres Amtes.
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Abschnitt 20

Verhinderung von Mobilfunkverkehr

§118
Verbot und Storung des Mobilfunkverkehrs

(1) Der Besitz und die Benutzung von Geriten zur funkbasierten Ubertragung von Informationen sind auf dem
Anstaltsgelidnde des geschlossenen Vollzugs verboten. Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann abweichende
Regelungen treffen.

(2) Die Anstalt darf technische Gerite betreiben, die

1. das Auffinden von Geriten zur Funkiibertragung ermoglichen,

2. Gerite zur Funkiibertragung zum Zwecke des Auffindens aktivieren kdnnen oder

3. Frequenzen stéren oder unterdriicken, die der Herstellung oder Aufrechterhaltung unerlaubter Funkverbindun-
gen auf dem Anstaltsgeldnde dienen.

Sie hat die von der Bundesnetzagentur gemdBl § 55 Absatz 1 Satz 5 des Telekommunikationsgesetzes festgelegten
Rahmenbedingungen zu beachten. Frequenznutzungen auBlerhalb des Anstaltsgeldndes diirfen nicht erheblich gestort
werden.

Abschnitt 21

Vollzug des Strafarrests

§119

Grundsatz

(1) Fiir den Vollzug des Strafarrests in Anstalten gelten die die Strafgefangenen betreffenden Bestimmungen dieses
Gesetzes entsprechend, soweit § 120 nicht Abweichendes bestimmt.

(2) §120 Absatz 1 bis 3, 7 und 8 gilt nicht, wenn Strafarrest in Unterbrechung einer anderen freiheitsentziechenden

Mafnahme vollzogen wird.

§ 120

Besondere Bestimmungen
(1) Strafarrestanten sollen im offenen Vollzug untergebracht werden.
(2) Eine gemeinsame Unterbringung ist nur mit Einwilligung der Strafarrestanten zuldssig.

(3) Besuche, Telefongespriache und Schriftwechsel diirfen nur untersagt oder iiberwacht werden, wenn dies aus
Griinden der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt notwendig ist.

(4) Den Strafarrestanten soll gestattet werden, einmal wochentlich Besuch zu empfangen.

(5) Strafarrestanten diirfen eigene Kleidung tragen und eigenes Bettzeug benutzen, wenn Griinde der Sicherheit
nicht entgegenstehen und sie fiir Reinigung, Instandsetzung und regelméBigen Wechsel auf eigene Kosten sorgen.

(6) Sie diirfen Nahrungs- und Genussmittel sowie Mittel zur Korperpflege in angemessenem Umfang durch Ver-
mittlung der Anstalt auf eigene Kosten erwerben.
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(7) Eine mit einer Entkleidung verbundene kérperliche Durchsuchung ist nur bei Gefahr im Verzug zuléssig.

(8)  Zur Vereitelung einer Entweichung und zur Wiederergreifung diirfen Schusswaffen nicht gebraucht werden.

Abschnitt 22

Datenschutz

§ 121

Anwendung des Brandenburgischen Datenschutzgesetzes
Das Brandenburgische Datenschutzgesetz findet Anwendung, soweit in diesem Gesetz nicht Abweichendes geregelt
ist.
§ 122

Grundsatz, Begriffsbestimmungen

(1) Die Anstalt und die Aufsichtsbehorde diirfen personenbezogene Daten verarbeiten, soweit deren Kenntnis fiir
vollzugliche Zwecke erforderlich ist.

(2) Vollzugliche Zwecke sind die Erreichung des Vollzugsziels, der Schutz der Allgemeinheit vor weiteren Strafta-
ten der Gefangenen, die Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung der Anstalt sowie die Sicherung des Vollzugs.

§ 123

Erhebung von Daten iiber Gefangene bei Dritten
Daten iiber Gefangene diirfen ohne deren Kenntnis bei Dritten nur erhoben werden, wenn
1. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt,

2. die zu erfiillende Aufgabe nach Art oder Zweck eine Erhebung bei anderen Personen oder Stellen erforderlich
macht oder

3. die Erhebung bei den Gefangenen einen unverhéltnismaBigen Aufwand erfordern wiirde

und keine Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass iiberwiegende schutzwiirdige Interessen der Gefangenen beeintrichtigt
werden.

§ 124

Erhebung von Daten iiber andere Personen

Daten iiber andere Personen als die Gefangenen diirfen fiir vollzugliche Zwecke ohne deren Kenntnis nur erhoben
werden, wenn dies unerlésslich ist und die Art der Erhebung schutzwiirdige Interessen dieser Personen nicht beein-
trachtigt.



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil I — Nr. 14 vom 24. April 2013 48

§ 125
Unterrichtungspflichten

Die Betroffenen werden iiber eine ohne ihre Kenntnis vorgenommene Erhebung ihrer Daten unterrichtet, soweit
vollzugliche Zwecke dadurch nicht gefihrdet werden. Sind die Daten bei anderen Personen oder Stellen erhoben
worden, kann die Unterrichtung unterbleiben, wenn

1.  die Daten nach einer Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, namentlich wegen des {iberwiegenden berechtig-
ten Interesses Dritter, geheim gehalten werden miissen oder

2. der Aufwand der Unterrichtung auler Verhiltnis zum Schutzzweck steht und keine Anhaltspunkte dafiir beste-
hen, dass iiberwiegende schutzwiirdige Interessen der Betroffenen beeintréichtigt werden.

§ 126

Besondere Formen der Datenerhebung

(1)  Zur Sicherung des Vollzugs und zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt, insbesondere
zur Identitétsfeststellung, sind mit Kenntnis der Gefangenen folgende erkennungsdienstliche Mallnahmen zuldssig:

1.  die Abnahme von Finger- und Handflachenabdriicken,

2. die Aufnahme von Lichtbildern,

3. die Feststellung duBerlicher korperlicher Merkmale,

4.  die elektronische Erfassung biometrischer Merkmale und
5. Messungen.

(2) Aus Griinden der Sicherheit oder Ordnung ist die Beobachtung einzelner Bereiche des Anstaltsgebdudes ein-
schlieBlich des Gebédudeinneren, des Anstaltsgeldndes oder der unmittelbaren Umgebung der Anstalt mit optisch-
elektronischen Einrichtungen (Videoiiberwachung) zulédssig. Eine Aufzeichnung der Videobilder darf nur im Bereich
der unmittelbaren AuBensicherung der Anstalt sowie dariiber hinaus im Einzelfall auf Anordnung der Anstaltsleiterin
oder des Anstaltsleiters in besonders sicherheitsrelevanten Bereichen erfolgen. Die Videoiiberwachung ist durch
geeignete Mafinahmen erkennbar zu machen, soweit ihr Zweck dadurch nicht vereitelt wird. Eine Videoiiberwachung
von Haftrdumen ist ausgeschlossen. § 90 Absatz 2 Nummer 2 bleibt unberiihrt.

(3) Das Betreten des Anstaltsgeldndes durch vollzugsfremde Personen kann davon abhéingig gemacht werden, dass
diese zur Identitdtsfeststellung

1. ihren Vornamen, ihren Namen und ihre Anschrift angeben und durch amtliche Ausweise nachweisen und

2. die Erfassung biometrischer Merkmale des Gesichts, der Augen, der Hénde, der Stimme oder der Unterschrift
dulden, soweit dies erforderlich ist, um eine verwechslungsbedingte Entlassung von Gefangenen zu verhindern.

(4) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann das Auslesen von elektronischen Datenspeichern sowie elekt-
ronischen Gerdten mit Datenspeichern anordnen, die Gefangene ohne Erlaubnis besitzen, wenn konkrete Anhalts-
punkte die Annahme rechtfertigen, dass dies fiir vollzugliche Zwecke erforderlich ist. Die Gefangenen sind bei der
Aufnahme tiber die Moglichkeit des Auslesens von Datenspeichern zu belehren.

§ 127

Ubermittlung und Nutzung fiir weitere Zwecke

(1) Fiir eine Ubermittlung oder Nutzung von personenbezogenen Daten stehen die Zwecke des gerichtlichen
Rechtsschutzes den vollzuglichen Zwecken des § 122 Absatz 2 gleich.



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil I — Nr. 14 vom 24. April 2013 49

(2) Die Ubermittlung und Nutzung von personenbezogenen Daten ist iiber Absatz 1 hinaus auch zulissig, soweit
dies erforderlich ist

1. zur Abwehr von sicherheitsgefdhrdenden oder geheimdienstlichen Tétigkeiten fiir eine fremde Macht oder von

Bestrebungen im Geltungsbereich des Grundgesetzes, die durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete

Vorbereitungshandlungen

a)  gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder
eines Landes gerichtet sind,

b)  eine ungesetzliche Beeintrachtigung der Amtsfiihrung der Verfassungsorgane des Bundes oder eines Lan-
des oder ihrer Mitglieder zum Ziel haben oder

c) auswirtige Belange der Bundesrepublik Deutschland gefdhrden,
2. zur Abwehr erheblicher Nachteile flir das Gemeinwohl oder einer Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit,
3. zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeintrachtigung der Rechte einer anderen Person,

4.  zur Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten sowie zur Verhinderung oder Verfolgung von Ordnungswid-
rigkeiten, durch welche die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefahrdet werden oder

5. fiir MaBnahmen der Strafvollstreckung oder strafvollstreckungsrechtliche Entscheidungen sowie fiir die Anord-
nung von Maflnahmen nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung.

Weitergehende Ubermittlungspflichten gegeniiber der Verfassungsschutzbehdrde nach § 14 Absatz 1 des Branden-
burgischen Verfassungsschutzgesetzes bleiben unberiihrt.

§ 128

Dateniibermittlung an 6ffentliche Stellen

(1) Den zustindigen offentlichen Stellen diirfen personenbezogene Daten libermittelt werden, soweit dies erforder-
lich ist fiir

1. die Vorbereitung und Durchfithrung von Maflnahmen der Gerichtshilfe, Jugendgerichtshilfe, Bewédhrungshilfe,
Fiihrungsaufsicht oder forensischen Ambulanzen,

2. Entscheidungen in Gnadensachen,
3. gesetzlich angeordnete Statistiken der Rechtspflege,
4.  MaBnahmen der fiir Sozialleistungen zustédndigen Leistungstrager,

5. die Einleitung von HilfsmaBnahmen fiir Angehdrige der Gefangenen im Sinne des § 11 Absatz 1 Nummer 1 des
Strafgesetzbuches,

6.  dienstliche MaBnahmen der Bundeswehr im Zusammenhang mit der Aufnahme und Entlassung von Soldaten,
7. auslidnderrechtliche MaBnahmen oder
8. die Durchfiihrung der Besteuerung.

Eine Ubermittlung fiir andere Zwecke ist auch zuliissig, soweit eine andere gesetzliche Bestimmung dies vorsieht und
sich dabei ausdriicklich auf Daten iiber Gefangene bezieht.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn sich die o6ffentlichen Stellen zur Erfiillung ihrer Aufgaben nichtdffentlicher
Stellen bedienen und deren Mitwirkung ohne Ubermittlung der Daten unmdglich oder wesentlich erschwert wiirde.
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§129

Verarbeitung besonders erhobener Daten

(1) Bei der Uberwachung der Besuche, der Telefongespriiche, anderer Formen der Telekommunikation oder des
Schriftwechsels sowie bei der Uberpriifung des Inhalts von Paketen bekannt gewordene personenbezogene Daten
diirfen fiir die in § 122 Absatz 2 und § 127 Absatz 1 genannten Zwecke verarbeitet werden.

(2) Die aufgrund erkennungsdienstlicher Mafinahmen nach § 126 Absatz 1 gewonnenen Daten und Unterlagen
werden zu den Gefangenenpersonalakten genommen oder in personenbezogenen Dateien gespeichert. Sie diirfen nur
fiir die in § 126 Absatz 1, § 127 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 genannten Zwecke verarbeitet oder den Vollstreckungs-
und Strafverfolgungsbehérden zum Zwecke der Fahndung und Festnahme der entwichenen oder sich sonst ohne
Erlaubnis auBerhalb der Anstalt authaltenden Gefangenen iibermittelt werden.

(3) Die zur Identifikation von vollzugsfremden Personen nach § 126 Absatz 3 erhobenen Daten diirfen ausschlief3-
lich verarbeitet werden

1. zum Zweck des Abgleichs beim Verlassen der Vollzugsanstalt oder

2. zur Verfolgung von wihrend des Aufenthalts in der Anstalt begangenen Straftaten; in diesem Fall konnen die
Daten auch an Strafverfolgungsbehorden ausschliellich zum Zwecke der Verfolgung dieser Straftaten iibermit-
telt werden.

(4) Die beim Auslesen von Datenspeichern nach § 126 Absatz 4 erhobenen Daten diirfen nur verarbeitet werden,
soweit dies zu den dort genannten Zwecken erforderlich ist. Das gilt nicht, soweit sie zum Kernbereich der privaten
Lebensgestaltung der Gefangenen oder Dritter gehoren.

(5) Nach § 124 erhobene Daten iiber Personen, die nicht Gefangene sind, diirfen nur zur Erfiillung des Erhebungs-
zwecks oder fiir die in § 127 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 3 geregelten Zwecke oder zur Verhinderung oder Verfol-
gung von Straftaten von erheblicher Bedeutung verarbeitet werden.

§ 130
Mitteilung iiber Haftverhiiltnisse

(1) Die Anstalt oder die Aufsichtsbehdrde darf 6ffentlichen oder nichtoffentlichen Stellen auf schriftlichen Antrag
mitteilen, ob sich eine Person in Haft befindet sowie ob und wann die Entlassung aus dem Vollzug einer Freiheits-
oder Jugendstrafe voraussichtlich innerhalb eines Jahres bevorsteht, soweit

1. die Mitteilung zur Erfiillung der in der Zusténdigkeit der 6ffentlichen Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist
oder

2. von nichtoffentlichen Stellen

a)  ein berechtigtes Interesse an dieser Mitteilung glaubhaft dargelegt wird und

b)  die Gefangenen kein schutzwiirdiges Interesse an dem Ausschluss der Ubermittlung haben.
(2) Die Mitteilung ist in der Gefangenenpersonalakte zu dokumentieren.
(3) Den Verletzten einer Straftat sowie deren Rechtsnachfolgerinnen und Rechtsnachfolgern kénnen dariiber hin-
aus auf schriftlichen Antrag Auskiinfte {iber die Entlassungsadresse oder die Vermogensverhiltnisse von Straf- und
Jugendstrafgefangenen erteilt werden, wenn die Erteilung zur Feststellung oder Durchsetzung von Rechtsanspriichen
im Zusammenhang mit der Straftat erforderlich ist.
(4) Die Gefangenen werden vor der Mitteilung gehort, es sei denn, es ist zu besorgen, dass dadurch die Verfolgung
des Interesses der Antragstellerinnen und Antragsteller vereitelt oder wesentlich erschwert werden wiirde, und eine

Abwigung ergibt, dass dieses Interesse das Interesse der Gefangenen an ihrer vorherigen Anhorung liberwiegt. Ist die
Anhorung unterblieben, werden die betroffenen Gefangenen iiber die Mitteilung nachtrédglich unterrichtet.
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(5) Bei einer nicht nur vorldufigen Einstellung des Verfahrens, einer unanfechtbaren Ablehnung der Eréffnung des
Hauptverfahrens oder einem rechtskriftigen Freispruch sind auf Antrag der betroffenen Untersuchungsgefangenen
die Stellen, die eine Mitteilung nach Absatz 1 Nummer 1 erhalten haben, iiber den Verfahrensausgang in Kenntnis zu
setzen. Die betroffenen Untersuchungsgefangenen sind bei der Anhdrung oder nachtriglichen Unterrichtung nach
Absatz 4 auf ihr Antragsrecht hinzuweisen.

§ 131
Uberlassung von Akten
(1) Akten diirfen nur
1. anderen Anstalten und Aufsichtsbehorden,

2. der Gerichtshilfe, der Jugendgerichtshilfe, der Bewdhrungshilfe, den Fiihrungsaufsichtsstellen und den forensi-
schen Ambulanzen,

3. den fiir strafvollzugs-, strafvollstreckungs- und strafrechtliche Entscheidungen zustéindigen Gerichten und
4. den Strafvollstreckungs- und Strafverfolgungsbehérden
iiberlassen oder im Falle elektronischer Aktenfithrung in Form von Duplikaten iibermittelt werden.

(2) Die Uberlassung an andere dffentliche Stellen und nichtéffentliche Stellen, denen Aufgaben nach Absatz 1
Nummer 2 geméf § 128 Absatz 2 iibertragen sind, ist zuldssig, soweit die Erteilung einer Auskunft einen unvertretba-
ren Aufwand erfordert oder nach Darlegung der Akteneinsicht begehrenden Stellen fiir die Erfiillung der Aufgabe
nicht ausreicht. Entsprechendes gilt fiir die Uberlassung von Akten an die von einer Anstalt oder Aufsichtsbehérde,
einer Strafvollstreckungsbehorde oder einem Gericht mit Gutachten beauftragten Stellen.

§132

Kenntlichmachung in der Anstalt, Lichtbildausweise

(1) Mit Ausnahme des religidosen oder weltanschaulichen Bekenntnisses, personenbezogener Daten iiber die ethni-
sche Herkunft, sexuelle Identitét, politische Meinungen, die Gewerkschaftszugehorigkeit und der personenbezogenen
Daten von Gefangenen, die anlésslich érztlicher Untersuchungen erhoben worden sind, diirfen Daten von Gefangenen
in der Anstalt allgemein kenntlich gemacht werden, soweit dies fiir ein geordnetes Zusammenleben erforderlich ist.

(2) Die Anstalt kann die Gefangenen verpflichten, einen Lichtbildausweis mit sich zu fithren, wenn dies aus Griin-

den der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erforderlich ist. Dieser ist bei der Verlegung in eine andere Anstalt oder
bei der Entlassung einzuziehen oder zu vernichten.

§ 133

Offenbarungspflichten und -befugnisse der Berufsgeheimnistriger
(1) Soweit in den folgenden Absétzen nicht Abweichendes geregelt ist, unterliegen

1. Arztinnen und Arzte, Zahnérztinnen und Zahnirzte oder Angehorige eines anderen Heilberufs, der fiir die
Berufsausiibung oder die Fiihrung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert,

2. Berufspsychologinnen und Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlusspriifung
und

3. staatlich anerkannte Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter oder staatlich anerkannte Sozialpddagoginnen und
Sozialpddagogen

hinsichtlich der ihnen als Berufsgeheimnistridger von Gefangenen anvertrauten oder sonst iiber Gefangene bekannt
gewordenen Geheimnisse auch gegeniiber der Anstalt und der Aufsichtsbehorde der Schweigepflicht.
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(2) Die in Absatz 1 genannten Personen haben sich gegeniiber der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter zu of-
fenbaren, soweit dies fiir die Aufgabenerfiillung der Anstalt oder der Aufsichtsbehorde oder zur Abwehr von erhebli-
chen Gefahren fiir Leib oder Leben von Gefangenen oder Dritten erforderlich ist.

(3) Arztinnen und Arzte sind gegeniiber der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter zur Offenbarung im Rahmen
der allgemeinen Gesundheitsfiirsorge bekannt gewordener Geheimnisse befugt, soweit dies fiir die Aufgabenerfiil-
lung der Anstalt oder der Aufsichtsbehdrde unerlédsslich oder zur Abwehr von erheblichen Gefahren fiir Leib oder
Leben von Gefangenen oder Dritten erforderlich ist. Sonstige Offenbarungsbefugnisse und -pflichten bleiben unbe-
rihrt.

(4) Die Gefangenen sind vor der Erhebung iiber die nach Absatz 2 und 3 bestehenden Offenbarungspflichten zu
unterrichten.

(5) Die nach den Absédtzen 2 und 3 offenbarten Daten diirfen nur fiir den Zweck, fiir den sie offenbart wurden oder
fiir den eine Offenbarung zuldssig gewesen wire, und nur unter denselben Voraussetzungen verarbeitet oder genutzt
werden, unter denen eine in Absatz 1 genannte Person selbst hierzu befugt wire. Die Anstaltsleiterin oder der An-
staltsleiter kann unter diesen Voraussetzungen die unmittelbare Offenbarung gegeniiber bestimmten Bediensteten
allgemein zulassen.

(6) Sofern Arztinnen und Arzte oder Psychologinnen und Psychologen auBerhalb des Vollzugs mit der Untersu-
chung, Behandlung oder Betreuung von Gefangenen beauftragt werden, gilt Absatz 1 bis 3 mit der Maligabe entspre-
chend, dass die beauftragten Personen auch zur Unterrichtung der oder des in der Anstalt titigen Arztin oder Arztes
oder der oder des in der Anstalt mit der Behandlung oder Betreuung der Gefangenen betrauten Psychologin oder
Psychologen befugt sind.

§ 134

Schutz der Daten in Akten und Dateien

(1) Die Bediensteten diirfen sich von personenbezogenen Daten nur Kenntnis verschaffen, soweit dies zur Erfiil-
lung der ihnen obliegenden Aufgaben oder fiir die zur gemeinsamen Aufgabenerfiillung notwendige Zusammenarbeit
erforderlich ist.

(2) Gesundheits- und Therapieakten, psychologische und pédagogische Testunterlagen und Krankenblétter sind
getrennt von anderen Unterlagen zu fithren und durch die erforderlichen technischen und organisatorischen Mafinah-
men gegen unbefugten Zugang und unbefugten Gebrauch besonders zu sichern.

§ 135

Auskunft an die Betroffenen, Akteneinsicht

(1) Den Gefangenen wird Akteneinsicht gewédhrt, wenn eine Auskunft fiir die Wahrnehmung ihrer rechtlichen
Interessen nicht ausreicht und sie hierfiir auf die Einsichtnahme angewiesen sind.

(2) Die Auskunftserteilung und die Gewédhrung von Akteneinsicht unterbleiben, soweit die Auskunft oder die
Einsichtnahme die ordnungsgemife Erfiillung der Aufgaben der datenverarbeitenden Stelle oder die Erreichung des
Vollzugsziels gefahrden wiirde.

§ 136

Auskunft und Akteneinsicht fiir wissenschaftliche Zwecke

§ 476 der Strafprozessordnung gilt mit der Mafigabe entsprechend, dass auch elektronisch gespeicherte Daten iiber-
mittelt werden kénnen.
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§ 137
Loschung

Die in Dateien mit Ausnahme der in Gefangenenpersonalakten, Gesundheitsakten, Therapieakten, psychologischen
und padagogischen Testunterlagen und Krankenblittern sowie Gefangenenbiichern gespeicherten personenbezogenen
Daten sind spitestens zwei Jahre nach der Entlassung oder der Verlegung der Gefangenen in eine andere Anstalt zu
16schen. Hiervon kdénnen bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist nach § 140 die Angaben iiber Familienname, Vor-
name, Geburtsname, Geburtstag, Geburtsort, Eintritts- und Austrittsdatum der Gefangenen ausgenommen werden,
soweit dies fiir das Auffinden der Gefangenenpersonalakte erforderlich ist.

§ 138

Loschung besonders erhobener Daten

(1) Erkennungsdienstliche Unterlagen mit Ausnahme von Lichtbildern und der Beschreibung von koérperlichen
Merkmalen der Straf- und Jugendstrafgefangenen, die nach § 126 Absatz 1 erkennungsdienstlich behandelt worden
sind, sind nach ihrer Entlassung aus dem Vollzug unverziiglich zu l6schen, sobald die Vollstreckung der richterlichen
Entscheidung, die dem Vollzug zugrunde gelegen hat, abgeschlossen ist. Im Vollzug der Untersuchungshaft gilt dies
bei einer nicht nur vorldufigen Einstellung des Verfahrens, einer unanfechtbaren Ablehnung der Erdffnung des
Hauptverfahrens oder einem rechtskréftigen Freispruch.

(2) Mittels optisch-elektronischer Einrichtungen nach § 126 Absatz 2 erhobene Daten sind spétestens nach
72 Stunden zu 16schen, soweit nicht die weitere Autbewahrung im Einzelfall zu Beweiszwecken unerlésslich ist.

(3) Nach § 126 Absatz3 Nummer 2 erhobene Daten sind unverziiglich zu 16schen, nachdem die Personen die
Anstalt verlassen haben.

(4) Nach § 126 Absatz 4 erhobene Daten sind unverziiglich zu 16schen, soweit eine Verarbeitung nach § 129 Ab-

satz 4 unzuldssig ist. Die Daten sind spétestens 72 Stunden nach dem Ende des Auslesens zu 10schen, soweit nicht die
weitere Aufbewahrung im Einzelfall zu Beweiszwecken unerldsslich ist.

§139

Sperrung und Verwendungsbeschrinkungen
(1) Personenbezogene Daten in den in § 137 Satz 1 genannten Dateien sind nach Ablauf von zwei Jahren seit der
Entlassung oder der Verlegung der Gefangenen in eine andere Anstalt zu kennzeichnen, um ihre weitere Verarbei-
tung oder Nutzung einzuschrinken (Sperrung).
(2) Die nach Absatz 1 gesperrten Daten diirfen nur {ibermittelt oder genutzt werden, soweit dies unerldsslich ist:
1. zur Verfolgung von Straftaten,
2. fiir die Durchfiihrung wissenschaftlicher Forschungsvorhaben gemaf § 106,

3. zur Behebung einer bestehenden Beweisnot oder

4. zur Feststellung, Durchsetzung oder Abwehr von Rechtsanspriichen im Zusammenhang mit dem Vollzug einer
Jugend- oder Freiheitsstrafe oder einer Untersuchungshaft.

(3) Die Sperrung nach Absatz 1 endet, wenn die Gefangenen erneut zum Vollzug einer Jugend- oder Freiheitsstrafe
oder einer Untersuchungshaft aufgenommen werden oder die Betroffenen eingewilligt haben.
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§ 140

Aufbewahrungsfristen, Fristberechnung

(1) Bei der Aufbewahrung der nach § 139 gesperrten Daten darf eine Frist von 30 Jahren nicht iiberschritten wer-
den.

(2) Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem auf das Jahr der aktenméfBigen Weglegung folgenden Kalenderjahr.

(3) Die Bestimmungen des Brandenburgischen Archivgesetzes bleiben unberiihrt.

Abschnitt 23

Schlussbestimmungen

§ 141

Einschrinkung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden die Rechte auf koérperliche Unversehrtheit und Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2
des Grundgesetzes, Artikel 8 Absatz 1 und Artikel 9 Absatz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg), auf Unver-
letzlichkeit des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 Absatz 1 des Grundgesetzes, Artikel 16 Ab-
satz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg), auf Meinungsfreiheit (Artikel 19 Absatz 1 der Verfassung des Lan-
des Brandenburg) und auf Datenschutz (Artikel 11 der Verfassung des Landes Brandenburg) eingeschrénkt.

§ 142
Ubergangsregelung

Bis zum 31. Dezember 2016 ist § 25 Absatz 2 in folgender Fassung anzuwenden: ,,Strafgefangene, die wegen einer
Straftat nach den §§ 174 bis 180 oder 182 des Strafgesetzbuches zu zeitiger Freiheitsstrafe von mehr als zwei Jahren
verurteilt worden sind oder bei denen Sicherungsverwahrung angeordnet oder vorbehalten ist, sowie Jugendstrafge-
fangene, bei denen Sicherungsverwahrung vorbehalten ist, sind in einer sozialtherapeutischen Abteilung unterzubrin-
gen, wenn ihre Teilnahme an den dortigen Behandlungsprogrammen angezeigt ist.*

§ 143
Inkrafttreten, Auflerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 1. Juni 2013 in Kraft. Gleichzeitig treten das Brandenburgi-
sche Untersuchungshaftvollzugsgesetz vom 8. Juli 2009 (GVBI. I S. 271) und das Brandenburgische Jugendstrafvoll-
zugsgesetz vom 18. Dezember 2007 (GVBL. I S. 348), das durch Artikel 15 des Gesetzes vom 3. April 2009 (GVBI. I
S. 26, 59) gedndert worden ist, auler Kraft.

(2) § 66 Absatz 3 Satz 3 tritt am Tag nach der Verkiindung dieses Gesetzes in Kraft.

Potsdam, den 24. April 2013

Der Prisident
des Landtages Brandenburg

Gunter Fritsch

Herausgeber: Der Président des Landtages Brandenburg
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	Die Untersuchungsgefangenen gelten als unschuldig. Sie sind so zu behandeln, dass der Anschein vermieden wird, sie würden zur Verbüßung einer Strafe festgehalten.
	Mitwirkung im Vollzug der Freiheits- und Jugendstrafe
	(1) Zur Erreichung des Vollzugsziels bedarf es der Mitwirkung der Straf- und Jugendstrafgefangenen. Ihre Bereitschaft hierzu ist zu wecken und zu fördern. 
	(2) Die Jugendstrafgefangenen sind verpflichtet, an der Erreichung des Vollzugsziels mitzuwirken. 
	Allgemeine Gestaltungsgrundsätze
	(1) Das Leben im Vollzug ist den allgemeinen Lebensverhältnissen so weit wie möglich anzugleichen.
	(2) Schädlichen Folgen des Freiheitsentzugs ist entgegenzuwirken. 
	(3) Ein besonderes Augenmerk ist auf die Verhütung von Selbsttötungen und den Schutz der Gefangenen vor Übergriffen Mitgefangener zu richten.
	(4) Die unterschiedlichen Bedürfnisse der Gefangenen, insbesondere im Hinblick auf Geschlecht, Alter, Herkunft, Religion, Behinderung und sexuelle Identität werden bei der Vollzugsgestaltung berücksichtigt. 
	Grundsätze der Gestaltung des Vollzugs der Freiheits- und Jugendstrafe
	(1) Der Vollzug der Freiheits- und Jugendstrafe ist auf die Auseinandersetzung der Straf- und Jugendstrafgefangenen mit ihren Straftaten, deren Ursachen und deren Folgen auszurichten. Das Bewusstsein für die den Opfern zugefügten Schäden soll geweckt werden.
	(2) Der Vollzug der Freiheits- und Jugendstrafe wird von Beginn an auf die Eingliederung der Straf- und Jugendstrafgefangenen in das Leben in Freiheit ausgerichtet. 
	(3) Die Straf- und Jugendstrafgefangenen sind zu einer selbstständigen, eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Lebensführung in Achtung der Rechte anderer zu befähigen.
	(4) Strafgefangene mit angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung und Jugendstrafgefangene mit vorbehaltener Sicherungsverwahrung sind individuell und intensiv zu betreuen, um ihre Unterbringung in der Sicherungsverwahrung entbehrlich zu machen. Soweit standardisierte Maßnahmen nicht ausreichen oder keinen Erfolg versprechen, sind individuell zugeschnittene Behandlungsangebote zu unterbreiten. 
	(5) Der Bezug der Straf- und Jugendstrafgefangenen zum gesellschaftlichen Leben ist zu wahren und zu fördern. Personen und Einrichtungen außerhalb des Vollzugs sollen in den Vollzugsalltag einbezogen werden. Straf- und Jugendstrafgefangenen ist so bald wie möglich die Teilnahme am Leben in der Freiheit zu gewähren.
	Erzieherische Gestaltung des Vollzugs der Jugendstrafe 
	(1) Der Vollzug der Jugendstrafe ist erzieherisch zu gestalten und auf die Förderung der Jugendstrafgefangenen auszurichten. 
	(2) Erziehung und Förderung erfolgen durch Maßnahmen und Programme zur Entwicklung und Stärkung der Fähigkeiten und Fertigkeiten der Jugendstrafgefangenen im Hinblick auf die Erreichung des Vollzugsziels. 
	(3) Durch differenzierte Angebote soll auf den jeweiligen Entwicklungsstand und den unterschiedlichen Erziehungs- und Förderbedarf der Jugendstrafgefangenen eingegangen werden. Die besonderen Lebenslagen und Bedürfnisse von minderjährigen Gefangenen sind zu berücksichtigen.
	(4) Die Maßnahmen und Programme richten sich insbesondere auf die Auseinandersetzung mit den eigenen Straftaten, deren Ursachen und Folgen, die schulische und berufliche Qualifizierung, die soziale Integration und die verantwortliche Gestaltung des alltäglichen Zusammenlebens, der freien Zeit sowie der Außenkontakte. 
	(5) Die Personensorgeberechtigten und die Eltern von volljährigen Jugendstrafgefangenen mit deren Einverständnis sind, soweit dies möglich ist und dem Vollzugsziel nicht zuwiderläuft, in die Planung und Gestaltung des Vollzugs einzubeziehen.
	Erzieherische Gestaltung des Vollzugs der Untersuchungshaft an jungen Untersuchungsgefangenen
	(1) Für den Vollzug der Untersuchungshaft an jungen Untersuchungsgefangenen gilt § 9 Absatz 1 und 3 entsprechend. 
	(2) Die Personensorgeberechtigten sind, soweit dies möglich ist, in die Gestaltung des Vollzugs einzubeziehen, ebenso die Eltern volljähriger junger Untersuchungsgefangener auf deren Antrag.
	(3) Von der Anwendung der Bestimmungen dieses Gesetzes über junge Untersuchungsgefangene kann abgesehen werden, wenn diese volljährig sind und die erzieherische Ausgestaltung des Vollzugs für sie nicht oder nicht mehr angezeigt ist. Diese Bestimmungen können ausnahmsweise auch über die Vollendung des 24. Lebensjahres hinaus angewendet werden, wenn dies im Hinblick auf die voraussichtlich nur noch geringe Dauer der Untersuchungshaft zweckmäßig erscheint. 
	(4) Beschränkungen können minderjährigen Untersuchungsgefangenen auch auferlegt werden, soweit es dringend geboten ist, um sie vor einer Gefährdung ihrer Entwicklung zu bewahren.
	Soziale Hilfe
	(1) Die Gefangenen werden darin unterstützt, ihre persönlichen, wirtschaftlichen und sozialen Schwierigkeiten zu beheben. Sie sollen dazu angeregt und in die Lage versetzt werden, ihre Angelegenheiten selbst zu regeln. Bei Freiheits- und Jugendstrafen bis zu zwei Jahren hält die bislang zuständige Bewährungshelferin oder der bislang zuständige Bewährungshelfer auch während des Vollzugs Kontakt zu ihren oder seinen Probanden und beteiligt sich an der Gewährung der Hilfen. 
	(2) Die Straf- und Jugendstrafgefangenen sollen angehalten werden, den durch die Straftat verursachten materiellen und immateriellen Schaden wieder gutzumachen und eine Schuldenregulierung herbeizuführen. Sie erhalten Hilfe insbesondere bei der Feststellung und Regelung von Unterhaltsverpflichtungen und Schadensersatzforderungen sowie Beratung in sozialen und finanziellen Angelegenheiten.
	(3) Die Beratung der Untersuchungsgefangenen soll die Benennung von Stellen und Einrichtungen außerhalb der Anstalt umfassen, die sich um eine Vermeidung der weiteren Untersuchungshaft bemühen. Auf Wunsch sind den Untersuchungsgefangenen Stellen und Einrichtungen zu benennen, die sie in ihrem Bestreben unterstützen können, einen Ausgleich mit dem Tatopfer zu erreichen oder auf andere Weise zur Wiedergutmachung beizutragen.
	Aufnahme, Diagnose, Vollzugs- und Eingliederungsplanung 
	Aufnahmeverfahren
	(1) Mit den Gefangenen wird unverzüglich nach der Aufnahme ein Zugangsgespräch geführt, in dem ihre gegenwärtige Lebenssituation erörtert wird und sie über ihre Rechte und Pflichten in einer für sie verständlichen Form informiert werden. Soweit erforderlich, ist eine Sprachmittlerin oder ein Sprachmittler oder eine Gebärdendolmetscherin oder ein Gebärdendolmetscher hinzuzuziehen. Den Gefangenen wird ein Exemplar der Hausordnung ausgehändigt oder in anderer Form zur Verfügung gestellt. Dieses Gesetz, die von ihm in Bezug genommenen Gesetze sowie die zu seiner Ausführung erlassenen Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften sind den Gefangenen auf Verlangen zugänglich zu machen.
	(2) Während des Aufnahmeverfahrens dürfen andere Gefangene nicht zugegen sein.
	(3) Die Gefangenen werden alsbald ärztlich untersucht.
	(4) Die Gefangenen werden dabei unterstützt, etwa notwendige Maßnahmen für hilfsbedürftige Angehörige, zur Erhaltung des Arbeitsplatzes und der Wohnung und zur Sicherung ihrer Habe außerhalb der Anstalt zu veranlassen. 
	(5) Den Untersuchungsgefangenen ist Gelegenheit zu geben, eine Angehörige oder einen Angehörigen oder eine Vertrauensperson von der Aufnahme in die Anstalt zu benachrichtigen.
	(6) Die Personensorgeberechtigen, die zuständige Vollstreckungsleiterin oder der zuständige Vollstreckungsleiter und das Jugendamt werden von der Aufnahme der jungen Gefangenen unverzüglich unterrichtet. 
	(7) Bei Strafgefangenen, die eine Ersatzfreiheitsstrafe verbüßen, sind die Möglichkeiten der Abwendung der Vollstreckung durch freie Arbeit oder ratenweise Tilgung der Geldstrafe zu erörtern und zu fördern, um so auf eine möglichst baldige Entlassung hinzuwirken.
	Diagnoseverfahren
	(1) Im Vollzug der Freiheits- und Jugendstrafe schließt sich an das Aufnahmeverfahren das Diagnoseverfahren zur Vorbereitung der Vollzugs- und Eingliederungsplanung an. 
	(2) Das Diagnoseverfahren muss wissenschaftlichen Erkenntnissen genügen. Insbesondere bei Strafgefangenen mit angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung und Jugendstrafgefangenen mit vorbehaltener Sicherungsverwahrung ist es von Personen mit einschlägiger wissenschaftlicher Qualifikation durchzuführen.
	(3) Das Diagnoseverfahren erstreckt sich auf die Persönlichkeit, die Lebensverhältnisse, die Ursachen und Umstände der Straftat sowie alle sonstigen Gesichtspunkte, deren Kenntnis für eine zielgerichtete und wirkungsorientierte Vollzugsgestaltung und die Eingliederung nach der Entlassung notwendig erscheint. Neben den Unterlagen aus der Vollstreckung und dem Vollzug vorangegangener Freiheitsentziehungen sind insbesondere auch Erkenntnisse der Gerichts-, Jugendgerichts- und Bewährungshilfe sowie der Führungsaufsichtsstellen einzubeziehen.
	(4) Im Diagnoseverfahren werden die im Einzelfall die Straffälligkeit begünstigenden Faktoren ermittelt. Gleichermaßen werden die Fähigkeiten der Straf- und Jugendstrafgefangenen ermittelt, deren Stärkung einer erneuten Straffälligkeit entgegenwirken kann.
	(5) Im Vollzug der Freiheitsstrafe kann bei einer voraussichtlichen Vollzugsdauer bis zu einem Jahr das Diagnoseverfahren auf die Umstände beschränkt werden, deren Kenntnis für eine angemessene Vollzugsgestaltung unerlässlich und für die Eingliederung erforderlich ist. Unabhängig von der Vollzugsdauer gilt dies auch, wenn ausschließlich Ersatzfreiheitsstrafen zu vollziehen sind. 
	(6) Im Vollzug der Jugendstrafe ist das Diagnoseverfahren maßgeblich auf die Ermittlung des Förder- und Erziehungsbedarfs auszurichten. 
	(7) Das Ergebnis des Diagnoseverfahrens wird mit den Straf- und Jugendstrafgefangenen erörtert.
	Vollzugs- und Eingliederungsplanung
	(1) Auf der Grundlage des Ergebnisses des Diagnoseverfahrens wird ein Vollzugs- und Eingliederungsplan erstellt. Er zeigt den Straf- und Jugendstrafgefangenen bereits zu Beginn der Haftzeit unter Berücksichtigung der voraussichtlichen Vollzugsdauer die zur Erreichung des Vollzugsziels erforderlichen Maßnahmen auf. Daneben kann er weitere Hilfsangebote und Empfehlungen enthalten. Auf die Fähigkeiten, Fertigkeiten und Neigungen der Straf- und Jugendstrafgefangenen ist Rücksicht zu nehmen. Stehen zur Erreichung des Vollzugsziels mehrere geeignete Maßnahmen zur Verfügung, so haben die Straf- und Jugendstrafgefangenen ein Wahlrecht.
	(2) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan wird regelmäßig innerhalb der ersten acht Wochen nach der Aufnahme erstellt. Diese Frist verkürzt sich bei einer voraussichtlichen Vollzugsdauer von unter einem Jahr auf vier Wochen.
	(3) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie die darin vorgesehenen Maßnahmen werden für Straf- und Jugendstrafgefangene regelmäßig alle sechs Monate, spätestens aber alle zwölf Monate überprüft und fortgeschrieben. Bei Jugendstrafen von weniger als drei Jahren erfolgt die Überprüfung regelmäßig alle vier Monate. Die Entwicklung der Straf- und Jugendstrafgefangenen und die in der Zwischenzeit gewonnenen Erkenntnisse sind zu berücksichtigen. Die durchgeführten Maßnahmen sind zu dokumentieren. 
	(4) Die Vollzugs- und Eingliederungsplanung wird mit den Straf- und Jugendstrafgefangenen erörtert. Dabei werden deren Anregungen und Vorschläge einbezogen, soweit sie der Erreichung des Vollzugsziels dienen. 
	(5) Zur Erstellung und Fortschreibung des Vollzugs- und Eingliederungsplans führt die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter eine Konferenz mit den an der Vollzugsgestaltung maßgeblich Beteiligten durch. Standen die Straf- und Jugendstrafgefangenen vor ihrer Inhaftierung unter Bewährungs- oder Führungsaufsicht, ist auch die für sie bislang zuständige Bewährungshelferin oder der für sie bislang zuständige Bewährungshelfer an der ersten Konferenz zu beteiligen. Bei Freiheits- und Jugendstrafen bis zu zwei Jahren ist ihre oder seine regelmäßige Teilnahme auch an den weiteren Konferenzen vorzusehen. Den Straf- und Jugendstrafgefangenen wird der Vollzugs- und Eingliederungsplan in der Konferenz eröffnet und erläutert. Sie können auch darüber hinaus an der Konferenz beteiligt werden.
	(6) Personen außerhalb des Vollzugs, die an der Eingliederung mitwirken, sind nach Möglichkeit in die Planung einzubeziehen. Sie können mit Zustimmung der Straf- und Jugendstrafgefangenen auch an der Konferenz beteiligt werden. 
	(7) Werden die Straf- und Jugendstrafgefangenen nach der Entlassung voraussichtlich unter Bewährungs- oder Führungsaufsicht gestellt, so ist der künftig zuständigen Bewährungshelferin oder dem künftig zuständigen Bewährungshelfer in den letzten zwölf Monaten vor dem voraussichtlichen Entlassungszeitpunkt die Teilnahme an der Konferenz zu ermöglichen und sind ihr oder ihm der Vollzugs- und Eingliederungsplan und seine Fortschreibungen zu übersenden.
	(8) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan und seine Fortschreibungen werden den Straf- und Jugendstrafgefangenen ausgehändigt. Im Vollzug der Jugendstrafe werden sie der Vollstreckungsleiterin oder dem Vollstreckungsleiter und auf Verlangen den Personensorgeberechtigten übersandt.
	Inhalt des Vollzugs- und Eingliederungsplans
	(1) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie seine Fortschreibungen enthalten insbesondere folgende Angaben:
	1. Zusammenfassung der für die Vollzugs- und Eingliederungsplanung maßgeblichen Ergebnisse des Diagnoseverfahrens,
	2. voraussichtlicher Entlassungszeitpunkt,
	3. Unterbringung im geschlossenen oder offenen Vollzug, 
	4. Unterbringung in einer Wohneinheit,
	5. Maßnahmen zur Förderung der Mitwirkungsbereitschaft,
	6. Unterbringung in einer Wohngruppe und Teilnahme am Wohngruppenvollzug,
	7. Unterbringung in einer sozialtherapeutischen Abteilung und Teilnahme an deren Behandlungsprogrammen,
	8. Teilnahme an einzel- oder gruppentherapeutischen Maßnahmen, insbesondere Psychotherapie, 
	9. Teilnahme an psychiatrischen Behandlungsmaßnahmen,
	10. Teilnahme an Maßnahmen zur Behandlung von Suchtmittelabhängigkeit und -missbrauch,
	11. Teilnahme an Trainingsmaßnahmen zur Verbesserung der sozialen Kompetenzen,
	12. Teilnahme an schulischen und beruflichen Qualifizierungsmaßnahmen einschließlich Alphabetisierungs- und Deutschkursen,
	13. Teilnahme an arbeitstherapeutischen Maßnahmen oder am Arbeitstraining, 
	14. Arbeit,
	15. Freies Beschäftigungsverhältnis, Selbstbeschäftigung, 
	16. Teilnahme an Sportangeboten und Maßnahmen zur strukturierten Gestaltung der Freizeit,
	17. Ausführungen, Außenbeschäftigung,
	18. Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels,
	19. Aufrechterhaltung, Förderung und Gestaltung von Außenkontakten, insbesondere familiärer Beziehungen,
	20. Schuldnerberatung, Schuldenregulierung und Erfüllung von Unterhaltspflichten,
	21. Ausgleich von Tatfolgen,
	22. Maßnahmen zur Vorbereitung von Entlassung, Eingliederung und Nachsorge, Bildung eines Eingliederungsgeldes und
	23. Frist zur Fortschreibung des Vollzugs- und Eingliederungsplans.
	Bei angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung enthalten der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie seine Fortschreibungen darüber hinaus Angaben zu sonstigen Maßnahmen im Sinne des § 8 Absatz 4 Satz 2 und einer Antragstellung im Sinne des § 119a Absatz 2 des Strafvollzugsgesetzes. 
	(2) Bei Strafgefangenen sind Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 bis 13 und Satz 2, die nach dem Ergebnis des Diagnoseverfahrens als zur Erreichung des Vollzugsziels zwingend erforderlich erachtet werden, als solche zu kennzeichnen und gehen allen anderen Maßnahmen vor. Andere Maßnahmen dürfen nicht gestattet werden, soweit sie die Teilnahme an Maßnahmen nach Satz 1 beeinträchtigen würden.
	(3) Die Jugendstrafgefangenen sind verpflichtet, an den im Vollzugs- und Eingliederungsplan als erforderlich erachteten Maßnahmen teilzunehmen. § 30 Absatz 1 bleibt unberührt. 
	(4) Spätestens ein Jahr vor dem voraussichtlichen Entlassungszeitpunkt hat die Planung zur Vorbereitung der Eingliederung zu beginnen. Anknüpfend an die bisherige Vollzugsplanung werden ab diesem Zeitpunkt die Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 22 konkretisiert oder ergänzt. Insbesondere ist Stellung zu nehmen zu:
	1. Unterbringung im offenen Vollzug, in einer Eingliederungsabteilung oder in einer Übergangseinrichtung, 
	2. Unterkunft sowie Arbeit oder Ausbildung nach der Entlassung,
	3. Unterstützung bei notwendigen Behördengängen und der Beschaffung der notwendigen persönlichen Dokumente, 
	4. Beteiligung der Bewährungshilfe und der forensischen Ambulanzen,
	5. Kontaktaufnahme zu Einrichtungen der Entlassenenhilfe und freien Trägern der Straffälligenhilfe sowie gegebenenfalls Unterrichtung der Personensorgeberechtigten und des Jugendamtes,
	6. Fortsetzung von im Vollzug noch nicht abgeschlossenen Maßnahmen,
	7. Anregung von Auflagen und Weisungen für die Bewährungs- oder Führungsaufsicht, 
	8. Vermittlung in nachsorgende Maßnahmen und
	9. nachgehende Betreuung durch Bedienstete.
	Ab diesem Zeitpunkt enthält der Vollzugs- und Eingliederungsplan zudem für diejenigen Straf- und Jugendstrafgefangenen, bei denen der Eintritt der Führungsaufsicht zu erwarten ist, eine Gefährlichkeitsprognose. Diese dient, vorbehaltlich der Entscheidung des Gerichts, der Bewährungshilfe als Grundlage für die weitere Arbeit mit den Straf- und Jugendstrafgefangenen.
	Ermittlung des Förder- und Erziehungsbedarfs der jungen Untersuchungsgefangenen, Maßnahmen
	(1) Nach dem Aufnahmeverfahren wird der Förder- und Erziehungsbedarf der jungen Untersuchungsgefangenen unter Berücksichtigung ihrer Persönlichkeit und ihrer Lebensverhältnisse ermittelt. 
	(2) In einer Konferenz mit an der Erziehung maßgeblich beteiligten Bediensteten werden der Förder- und Erziehungsbedarf erörtert und die sich daraus ergebenden Maßnahmen festgelegt. Diese werden mit den jungen Untersuchungsgefangenen besprochen und den Personensorgeberechtigten auf Verlangen mitgeteilt.
	(3) Den jungen Untersuchungsgefangenen ist eine Bedienstete oder ein Bediensteter als besondere Vertrauensperson zuzuordnen.
	Unterbringung und Verlegung
	Trennungsgrundsätze
	(1) Jeweils getrennt voneinander werden untergebracht
	1. männliche und weibliche Gefangene, 
	2. Strafgefangene, Jugendstrafgefangene und Untersuchungsgefangene und
	3. junge Untersuchungsgefangene und die übrigen Untersuchungsgefangenen. 
	Die Unterbringung erfolgt in eigenständigen Anstalten, zumindest in getrennten Abteilungen.
	(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 können Untersuchungsgefangene zusammen mit Strafgefangenen untergebracht werden
	1. mit Zustimmung der einzelnen Untersuchungsgefangenen,
	2. zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung oder
	3. aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt. 
	Das gilt für junge Untersuchungsgefangene nur, wenn eine erzieherische Gestaltung des Vollzugs gewährleistet bleibt und schädliche Einflüsse auf die jungen Untersuchungsgefangenen nicht zu befürchten sind. Unter den Voraussetzungen von Satz 1 und 2 können sie auch mit den übrigen Untersuchungsgefangenen und mit Jugendstrafgefangenen untergebracht werden.
	(3) Über Absatz 2 hinaus können Gefangene ausnahmsweise mit solchen anderer Haftarten untergebracht werden, wenn ihre geringe Anzahl eine getrennte Unterbringung nicht zulässt und das Vollzugsziel nicht gefährdet wird. Bei jungen Gefangenen muss zudem die erzieherische Gestaltung des Vollzugs gewährleistet sein.
	(4) Absatz 1 gilt nicht für eine Unterbringung zum Zwecke der medizinischen Behandlung. 
	(5) Gemeinsame Maßnahmen, insbesondere zur schulischen und beruflichen Qualifizierung, sind zulässig. 
	Unterbringung während der Einschlusszeiten
	(1) Die Gefangenen werden in ihren Hafträumen einzeln untergebracht. 
	(2) Eine gemeinsame Unterbringung ist zulässig: 
	1. auf Antrag der Gefangenen, wenn schädliche Einflüsse nicht zu befürchten sind, oder
	2. wenn Gefangene hilfsbedürftig sind oder eine Gefahr für Leben oder Gesundheit besteht. 
	In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 bedarf es der Zustimmung der nicht gefährdeten oder hilfsbedürftigen Gefangenen zur gemeinsamen Unterbringung.
	(3) Darüber hinaus ist eine gemeinsame Unterbringung nur vorübergehend und zur Überwindung einer nicht vorhersehbaren Notlage zulässig.
	Aufenthalt außerhalb der Einschlusszeiten
	(1) Außerhalb der Einschlusszeiten dürfen sich die Gefangenen in Gemeinschaft aufhalten. 
	(2) Der gemeinschaftliche Aufenthalt kann eingeschränkt werden, 
	1. wenn es die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erfordert,
	2. wenn ein schädlicher Einfluss auf andere Gefangene zu befürchten ist, 
	3. während des Diagnoseverfahrens, aber nicht länger als sechs Wochen,
	4. bei jungen Gefangenen, wenn dies aus erzieherischen Gründen unerlässlich ist, 
	5. zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung oder
	6. bei jungen Untersuchungsgefangenen während der ersten zwei Wochen nach der Aufnahme.
	Unterbringung in einer Wohneinheit
	(1) Zur Erhaltung ihrer Selbstständigkeit können Gefangene, die zu korrekter Führung unter geringerer Aufsicht fähig sind und die Bereitschaft zur Einordnung in die Gemeinschaft sowie zur Mitarbeit am Vollzugsziel mitbringen, mit ihrer Zustimmung in einer Wohneinheit untergebracht werden. 
	(2) Eine Wohneinheit wird in einem baulich abgegrenzten Bereich eingerichtet, zu dem neben den Hafträumen weitere Räume und Einrichtungen zur gemeinsamen Nutzung gehören. Diese Form der Unterbringung ermöglicht es den dort Untergebrachten, ihren Vollzugsalltag selbstständig zu regeln.
	Unterbringung von Eltern mit Kindern
	(1) Ein Kind kann mit Zustimmung des Aufenthaltsbestimmungsberechtigten bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres gemeinsam mit seiner Mutter oder seinem Vater in der Anstalt untergebracht werden, wenn die baulichen Gegebenheiten dies zulassen und Sicherheitsgründe nicht entgegenstehen. Vor der Unterbringung ist das Jugendamt zu hören. 
	(2) Die Unterbringung erfolgt auf Kosten der oder des für das Kind Unterhaltspflichtigen. Von der Geltendmachung des Kostenersatzanspruchs kann ausnahmsweise abgesehen werden, wenn hierdurch die gemeinsame Unterbringung von Mutter oder Vater und Kind gefährdet würde.
	Geschlossener und offener Vollzug
	(1) Die Straf- und Jugendstrafgefangenen werden im geschlossenen oder im offenen Vollzug untergebracht. Anstalten des offenen Vollzugs sehen keine oder nur verminderte Vorkehrungen gegen Entweichungen vor.
	(2) Die Strafgefangenen sind im offenen Vollzug unterzubringen, wenn sie dessen Anforderungen genügen, insbesondere verantwortet werden kann zu erproben, dass sie sich dem Vollzug nicht entziehen oder die Möglichkeiten des offenen Vollzugs nicht zu Straftaten missbrauchen werden. Sie können mit ihrer Zustimmung im geschlossenen Vollzug untergebracht werden oder verbleiben, wenn dies der Erreichung des Vollzugsziels dient.
	(3) Die Jugendstrafgefangenen sind im offenen Vollzug unterzubringen, wenn sie dessen Anforderungen genügen, insbesondere verantwortet werden kann zu erproben, dass sie sich dem Vollzug nicht entziehen oder die Möglichkeiten des offenen Vollzugs nicht zur Begehung von Straftaten missbrauchen werden. Sie können im geschlossenen Vollzug untergebracht werden oder verbleiben, wenn dies der Erreichung des Vollzugsziels dient.
	(4) Genügen die Straf- und Jugendstrafgefangenen den Anforderungen des offenen Vollzugs nicht mehr, werden sie im geschlossenen Vollzug untergebracht. 
	(5) Die Untersuchungsgefangenen werden im geschlossenen Vollzug untergebracht.
	Wohngruppenvollzug 
	(1) Der Wohngruppenvollzug dient der Einübung sozialverträglichen Zusammenlebens, insbesondere von Toleranz sowie der Übernahme von Verantwortung für sich und andere. Er ermöglicht den dort Untergebrachten, ihren Vollzugsalltag weitgehend selbstständig zu regeln.
	(2) Eine Wohngruppe wird in einem baulich abgegrenzten Bereich für bis zu 15 Personen eingerichtet, zu dem neben den Hafträumen weitere Räume und Einrichtungen zur gemeinsamen Nutzung gehören. Sie wird in der Regel von fest zugeordneten Bediensteten verschiedener Fachrichtungen betreut.
	(3) Geeignete junge Gefangene sind in Wohngruppen unterzubringen. Nicht geeignet sind in der Regel junge Gefangene, die aufgrund ihres Verhaltens nicht gruppenfähig sind. 
	(4) Geeignete Strafgefangene sollen in Wohngruppen untergebracht werden.
	Verlegung und Überstellung
	(1) Die Gefangenen können abweichend vom Vollstreckungsplan in eine andere Anstalt verlegt werden, wenn Gründe der Vollzugsorganisation oder andere wichtige Gründe dies erfordern. Sie dürfen aus wichtigem Grund in eine andere Anstalt überstellt werden. 
	(2) Darüber hinaus können die Straf- und Jugendstrafgefangenen abweichend vom Vollstreckungsplan in eine andere Anstalt verlegt werden, wenn die Erreichung des Vollzugsziels hierdurch gefördert wird.
	(3) Die Untersuchungsgefangenen können zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung verlegt oder überstellt werden. 
	(4) Vor einer Verlegung oder Überstellung von Untersuchungsgefangenen ist dem Gericht und der Staatsanwaltschaft Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. § 12 Absatz 5 gilt entsprechend. 
	(5) Bei jungen Gefangenen werden die Personensorgeberechtigten und das Jugendamt, bei Jugendstrafgefangenen auch die Vollstreckungsleiterin oder der Vollstreckungsleiter von der Verlegung unverzüglich unterrichtet. 
	Sozial- und Psychotherapie
	Sozialtherapie
	(1) Sozialtherapie dient der Verringerung einer erheblichen Gefährlichkeit der Straf- und Jugendstrafgefangenen. Auf der Grundlage einer therapeutischen Gemeinschaft bedient sie sich psychotherapeutischer, sozialpädagogischer und arbeitstherapeutischer Methoden, die in umfassenden Behandlungsprogrammen verbunden werden. Personen aus dem Lebensumfeld der Straf- und Jugendstrafgefangenen außerhalb des Vollzugs werden in die Behandlung einbezogen. 
	(2) Straf- und Jugendstrafgefangene sind in einer sozialtherapeutischen Abteilung unterzubringen, wenn ihre Teilnahme an den dortigen Behandlungsprogrammen zur Verringerung ihrer erheblichen Gefährlichkeit angezeigt ist. Eine erhebliche Gefährlichkeit liegt vor, wenn schwerwiegende Straftaten gegen Leib oder Leben, die persönliche Freiheit oder die sexuelle Selbstbestimmung zu erwarten sind.
	(3) Im Übrigen können Straf- und Jugendstrafgefangene in einer sozialtherapeutischen Abteilung untergebracht werden, wenn die Teilnahme an den dortigen Behandlungsprogrammen zur Erreichung des Vollzugsziels angezeigt ist. 
	(4) Die Unterbringung soll zu einem Zeitpunkt erfolgen, der entweder den Abschluss der Behandlung zum voraussichtlichen Entlassungszeitpunkt erwarten lässt oder die Fortsetzung der Behandlung nach der Entlassung ermöglicht. Hierzu arbeitet die sozialtherapeutische Abteilung eng mit forensischen Ambulanzen oder anderen ambulanten Nachsorgeeinrichtungen zusammen. Ist Sicherungsverwahrung angeordnet oder vorbehalten, soll die Unterbringung zu einem Zeitpunkt erfolgen, der den Abschluss der Behandlung noch während des Vollzugs der Freiheits- oder Jugendstrafe erwarten lässt.
	(5) Die Unterbringung wird beendet, wenn das Ziel der Behandlung aus Gründen, die in der Person des Straf- oder Jugendstrafgefangenen liegen, nicht erreicht werden kann.
	Psychotherapie
	Psychotherapie im Vollzug dient insbesondere der Behandlung psychischer Störungen des Verhaltens und Erlebens, die in einem Zusammenhang mit der Straffälligkeit stehen. Sie wird durch systematische Anwendung wissenschaftlich fundierter psychologischer Methoden der Gesprächsführung mit einer oder mehreren Personen durchgeführt.
	Arbeitstherapeutische Maßnahmen, Arbeitstraining,schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen, Arbeit
	Arbeitstherapeutische Maßnahmen 
	Arbeitstherapeutische Maßnahmen dienen dazu, dass die Gefangenen Eigenschaften wie Selbstvertrauen, Durchhaltevermögen und Konzentrationsfähigkeit einüben, um sie stufenweise an die Grundanforderungen des Arbeitslebens heranzuführen.
	Arbeitstraining 
	Arbeitstraining dient dazu, Gefangenen, die nicht in der Lage sind, einer regelmäßigen und erwerbsorientierten Beschäftigung nachzugehen, Fähigkeiten und Fertigkeiten zu vermitteln, die eine Eingliederung in das leistungsorientierte Arbeitsleben fördern. Die in der Anstalt dafür vorzuhaltenden Maßnahmen müssen den Anforderungen des Arbeitsmarktes Rechnung tragen.
	Schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen
	(1) Schulische und berufliche Aus- und Weiterbildung und vorberufliche Qualifizierung (schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen) im Vollzug haben das Ziel, die Fähigkeiten der Gefangenen zur Eingliederung und zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit nach der Haftentlassung zu vermitteln, zu verbessern oder zu erhalten. Bei der Festlegung von Inhalten, Methoden und Organisationsformen der Bildungsangebote werden die Besonderheiten der jeweiligen Zielgruppe berücksichtigt. Schulische und berufliche Aus- und Weiterbildung werden in der Regel als Vollzeitmaßnahmen durchgeführt. 
	(2) Schulpflichtige junge Gefangene nehmen in der Anstalt am allgemein- oder berufsbildenden Unterricht nach den für öffentliche Schulen geltenden Bestimmungen teil. 
	(3) Die Jugendstrafgefangenen sind vorrangig zur Teilnahme an schulischen und beruflichen Orientierungs-, Berufsvorbereitungs-, Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen oder speziellen Maßnahmen zur Förderung ihrer schulischen, beruflichen oder persönlichen Entwicklung verpflichtet. Die minderjährigen Untersuchungsgefangenen können hierzu verpflichtet werden.
	(4) Geeigneten Straf- und Jugendstrafgefangenen soll die Teilnahme an einer schulischen oder beruflichen Ausbildung ermöglicht werden, die zu einem anerkannten Abschluss führt. 
	(5) Geeigneten Untersuchungsgefangenen soll nach Möglichkeit Gelegenheit zum Erwerb oder zur Verbesserung schulischer und beruflicher Kenntnisse, auch zum Erwerb eines anerkannten Abschlusses, gegeben werden, soweit es die besonderen Bedingungen der Untersuchungshaft zulassen.
	(6) Berufliche Qualifizierungsmaßnahmen sind danach auszurichten, dass sie den Gefangenen für den Arbeitsmarkt relevante Qualifikationen vermitteln. 
	(7) Bei der Vollzugsplanung ist darauf zu achten, dass die Straf- und Jugendstrafgefangenen Qualifizierungsmaßnahmen während ihrer Haftzeit abschließen oder sie nach der Inhaftierung fortsetzen können. Können Maßnahmen während der Haftzeit nicht abgeschlossen werden, trägt die Anstalt in Zusammenarbeit mit außervollzuglichen Einrichtungen dafür Sorge, dass die begonnene Qualifizierungsmaßnahme nach der Haft fortgesetzt werden kann.
	(8) Nachweise über schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen dürfen keinen Hinweis auf die Inhaftierung enthalten. 
	Arbeit
	(1) Den Gefangenen soll Arbeit angeboten und ihnen auf Antrag oder mit ihrer Zustimmung zugewiesen werden, soweit dadurch nach dem Vollzugs- und Eingliederungsplan vorrangige Maßnahmen nicht beeinträchtigt werden. 
	(2) Nehmen die Gefangenen eine Arbeit auf, gelten die von der Anstalt festgelegten Arbeitsbedingungen. Die Arbeit darf nicht zur Unzeit niedergelegt werden.
	Freies Beschäftigungsverhältnis, Selbstbeschäftigung
	(1) Straf- und Jugendstrafgefangenen, die zum Freigang (§ 46 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4) zugelassen sind, soll gestattet werden, einer Arbeit oder einer schulischen oder beruflichen Qualifizierungsmaßnahme auf der Grundlage eines freien Beschäftigungsverhältnisses oder der Selbstbeschäftigung außerhalb der Anstalt nachzugehen, wenn die Beschäftigungsstelle geeignet ist und nicht überwiegende Gründe des Vollzugs entgegenstehen. § 48 gilt entsprechend.
	(2) Das Entgelt ist der Anstalt zur Gutschrift für die Straf- und Jugendstrafgefangenen zu überweisen. 
	Freistellung von der Arbeit
	(1) Haben die Gefangenen ein halbes Jahr lang gearbeitet, so können sie beanspruchen, zehn Arbeitstage von der Arbeit freigestellt zu werden. Zeiten, in denen die Gefangenen infolge Krankheit an der Arbeitsleistung gehindert waren, werden bis zu 15 Arbeitstagen auf das Halbjahr angerechnet. Der Anspruch verfällt, wenn die Freistellung nicht innerhalb eines Jahres nach seiner Entstehung erfolgt ist. 
	(2) Auf die Zeit der Freistellung wird Langzeitausgang (§ 46 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3) angerechnet, soweit er in die Arbeitszeit fällt. Gleiches gilt für einen Langzeitausgang nach § 47 Absatz 1, soweit er nicht wegen des Todes oder einer lebensgefährlichen Erkrankung naher Angehöriger erteilt worden ist.
	(3) Die Gefangenen erhalten für die Zeit der Freistellung ihr Arbeitsentgelt weiter.
	(4) Urlaubsregelungen freier Beschäftigungsverhältnisse bleiben unberührt.
	(5) Für Arbeitstraining, schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen gelten Absätze 1 bis 4 entsprechend, sofern diese den Umfang der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit erreichen.
	Besuche, Telefongespräche, Schriftwechsel, andere Formen der Telekommunikation und Pakete
	Grundsatz
	Die Gefangenen haben das Recht, mit Personen außerhalb der Anstalt im Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes zu verkehren. Der Verkehr mit der Außenwelt, insbesondere die Erhaltung der Kontakte zu Bezugspersonen und die Schaffung eines sozialen Empfangsraums, ist zu fördern.
	Besuch
	(1) Die Gefangenen dürfen regelmäßig Besuch empfangen. Die Gesamtdauer beträgt im Vollzug der Freiheitsstrafe und der Untersuchungshaft mindestens vier, im Vollzug der Jugendstrafe und der Untersuchungshaft an jungen Untersuchungsgefangenen mindestens sechs Stunden im Monat. 
	(2) Besuche von Angehörigen im Sinne von § 11 Absatz 1 Nummer 1 des Strafgesetzbuches werden besonders unterstützt. 
	(3) Besuche sollen darüber hinaus zugelassen werden, wenn sie 
	1. persönlichen, rechtlichen oder geschäftlichen Angelegenheiten der Gefangenen dienen, die von diesen nicht schriftlich erledigt, durch Dritte wahrgenommen oder bis zur voraussichtlichen Entlassung aufgeschoben werden können, 
	2. die Eingliederung der Straf- und Jugendstrafgefangenen fördern oder
	3. die Erziehung der jungen Gefangenen fördern. 
	(4) Mehrstündige, unbeaufsichtigte Besuche (Langzeitbesuche) sind zuzulassen, wenn dies zur Pflege der familiären, partnerschaftlichen oder ihnen gleichzusetzender Kontakte der Straf- und Jugendstrafgefangenen geboten erscheint und die Straf- und Jugendstrafgefangenen hierfür geeignet sind. Die Entscheidung trifft die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter.
	(5) Besuche von Verteidigerinnen oder Verteidigern sowie von Rechtsanwältinnen oder Rechtsanwälten und Notarinnen oder Notaren in einer die Gefangenen betreffenden Rechtssache sind zu gestatten. Dies gilt auch für Besuche von Beiständen nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes.
	Untersagung der Besuche
	Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann Besuche untersagen, wenn
	1. die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefährdet würde, 
	2. bei Personen, die nicht Angehörige der Strafgefangenen und jungen Gefangenen im Sinne von § 11 Absatz 1 Nummer 1 des Strafgesetzbuches sind, zu befürchten ist, dass sie einen schädlichen Einfluss auf die Strafgefangenen oder jungen Gefangenen haben oder die Erreichung des Vollzugsziels behindern,
	3. bei Personen, die Opfer der Straftat waren oder im Haftbefehl als Opfer benannt werden, zu befürchten ist, dass die Begegnung mit den Gefangenen einen schädlichen Einfluss auf sie hat,
	4. die Personensorgeberechtigten nicht einverstanden sind.
	Durchführung der Besuche
	(1) Aus Gründen der Sicherheit können Besuche davon abhängig gemacht werden, dass sich die Besucherinnen und Besucher durchsuchen oder mit technischen Hilfsmitteln absuchen lassen. § 86 Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Eine inhaltliche Überprüfung der von Verteidigerinnen und Verteidigern oder von Beiständen nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes mitgeführten Schriftstücke und sonstigen Unterlagen ist nicht zulässig. § 42 Absatz 2 Satz 2 und 3 bleibt unberührt. 
	(2) Besuche werden regelmäßig beaufsichtigt. Über Ausnahmen entscheidet die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter. Die Beaufsichtigung kann mittels optisch-elektronischer Einrichtungen durchgeführt werden; die betroffenen Personen sind vorher darauf hinzuweisen. Eine Aufzeichnung findet nicht statt. 
	(3) Besuche von Verteidigerinnen und Verteidigern und von Beiständen nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes werden nicht beaufsichtigt.
	(4) Besuche dürfen abgebrochen werden, wenn Besucherinnen oder Besucher oder Gefangene gegen dieses Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes getroffene Anordnungen trotz Abmahnung verstoßen oder von den Besucherinnen oder Besuchern ein schädlicher Einfluss auf junge Gefangene ausgeht. Dies gilt auch bei einem Verstoß gegen eine Anordnung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung. Die Abmahnung unterbleibt, wenn es unerlässlich ist, den Besuch sofort abzubrechen. 
	(5) Gegenstände dürfen beim Besuch nicht übergeben werden. Dies gilt nicht für die bei dem Besuch der Verteidigerinnen und Verteidiger oder der Beistände nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes übergebenen Schriftstücke und sonstigen Unterlagen sowie für die bei dem Besuch von Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten oder Notarinnen und Notaren zur Erledigung einer die Gefangenen betreffenden Rechtssache übergebenen Schriftstücke und sonstigen Unterlagen. Bei dem Besuch von Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten oder Notarinnen und Notaren kann die Übergabe aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt von der Erlaubnis der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters abhängig gemacht werden. § 42 Absatz 2 Satz 2 und 3 bleibt unberührt. 
	(6) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann im Einzelfall die Nutzung einer Trennvorrichtung anordnen, wenn dies zum Schutz von Personen oder zur Verhinderung einer Übergabe von Gegenständen erforderlich ist.
	Überwachung der Gespräche
	(1) Gespräche dürfen überwacht werden, soweit es im Einzelfall 
	1. aus Gründen der Sicherheit, 
	2. bei den Straf- und Jugendstrafgefangenen wegen einer Gefährdung der Erreichung des Vollzugsziels oder
	3. bei jungen Gefangenen aus Gründen der Erziehung
	erforderlich ist. 
	(2) Gespräche mit Verteidigerinnen und Verteidigern oder mit Beiständen nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes werden nicht überwacht. 
	Telefongespräche
	(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, Telefongespräche zu führen. Die Bestimmungen über den Besuch gelten entsprechend. Eine beabsichtigte Überwachung teilt die Anstalt den Gefangenen rechtzeitig vor Beginn des Telefongesprächs und den Gesprächspartnerinnen oder Gesprächspartnern der Gefangenen unmittelbar nach Herstellung der Verbindung mit.
	(2) Die Kosten der Telefongespräche tragen die Gefangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.
	Schriftwechsel
	(1) Die Gefangenen haben das Recht, Schreiben abzusenden und zu empfangen. 
	(2) Die Kosten des Schriftwechsels tragen die Gefangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.
	Untersagung des Schriftwechsels
	Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann den Schriftwechsel mit bestimmten Personen untersagen, wenn
	1. die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefährdet würde, 
	2. bei Personen, die nicht Angehörige der Strafgefangenen und jungen Gefangenen im Sinne von § 11 Absatz 1 Nummer 1 des Strafgesetzbuches sind, zu befürchten ist, dass der Schriftwechsel einen schädlichen Einfluss auf die Strafgefangenen oder jungen Gefangenen haben oder die Erreichung des Vollzugsziels behindern würde, oder
	3. bei Personen, die Opfer der Straftat waren oder im Haftbefehl als Opfer benannt werden, zu befürchten ist, dass der Schriftwechsel mit den Gefangenen einen schädlichen Einfluss auf sie hätte,
	4. die Personensorgeberechtigten nicht einverstanden sind.
	Sichtkontrolle, Weiterleitung und Aufbewahrung von Schreiben
	(1) Die Gefangenen haben das Absenden und den Empfang ihrer Schreiben durch die Anstalt vermitteln zu lassen, soweit nichts anderes gestattet ist. 
	(2) Ein- und ausgehende Schreiben werden in Anwesenheit der Gefangenen auf verbotene Gegenstände kontrolliert und sind unverzüglich weiterzuleiten. 
	(3) Die Gefangenen haben eingehende Schreiben unverschlossen zu verwahren, sofern nichts anderes gestattet wird. Sie können sie verschlossen zu ihrer Habe geben.
	Überwachung des Schriftwechsels
	(1) Der Schriftwechsel darf überwacht werden, soweit es im Einzelfall 
	1. aus Gründen der Sicherheit, 
	2. bei den Straf- und Jugendstrafgefangenen wegen einer Gefährdung der Erreichung des Vollzugsziels oder
	3. bei jungen Gefangenen aus Gründen der Erziehung
	erforderlich ist. 
	(2) Der Schriftwechsel der Gefangenen mit ihren Verteidigerinnen und Verteidigern oder Beiständen nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes wird nicht überwacht. Liegt dem Vollzug der Freiheits- oder Jugendstrafe eine Straftat nach § 129a, auch in Verbindung mit § 129b Absatz 1 des Strafgesetzbuches zugrunde, gelten § 148 Absatz 2 und § 148a der Strafprozessordnung entsprechend; dies gilt nicht, wenn die Straf- oder Jugendstrafgefangenen sich im offenen Vollzug befinden oder wenn ihnen Lockerungen nach § 46 gewährt worden sind und ein Grund, der die Anstaltsleiterin oder den Anstaltsleiter zum Widerruf von Lockerungen ermächtigt, nicht vorliegt. Satz 2 gilt auch, wenn eine Freiheits- oder Jugendstrafe wegen einer Straftat nach § 129a, auch in Verbindung mit § 129b Absatz 1 des Strafgesetzbuches erst im Anschluss an den Vollzug der Freiheits- oder Jugendstrafe, der eine andere Verurteilung zugrunde liegt, zu vollstrecken ist. 
	(3) Nicht überwacht werden Schreiben der Gefangenen an Volksvertretungen des Bundes und der Länder sowie an deren Mitglieder, soweit die Schreiben an die Anschriften dieser Volksvertretungen gerichtet sind und die Absenderin oder den Absender zutreffend angeben. Entsprechendes gilt für Schreiben an das Europäische Parlament und dessen Mitglieder, den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte, den Europäischen Ausschuss zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe, den Ausschuss der Vereinten Nationen gegen Folter, den zugehörigen Unterausschuss zur Verhütung von Folter und die entsprechenden Nationalen Präventionsmechanismen, die konsularische Vertretung ihres Heimatlandes und weitere Einrichtungen, mit denen der Schriftverkehr aufgrund völkerrechtlicher Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland geschützt ist. Satz 1 gilt auch für den Schriftverkehr mit Gerichten, Staatsanwaltschaften und der Aufsichtsbehörde sowie den Bürgerbeauftragten der Länder und den Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder. Schreiben der in den Sätzen 1 bis 3 genannten Stellen, die an die Gefangenen gerichtet sind, werden nicht überwacht, sofern die Identität der Absenderin oder des Absenders zweifelsfrei feststeht. 
	Anhalten von Schreiben
	(1) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann Schreiben anhalten, wenn 
	1. die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefährdet würde, 
	2. die Weitergabe in Kenntnis ihres Inhalts einen Straf- oder Bußgeldtatbestand verwirklichen würde, 
	3. sie grob unrichtige oder erheblich entstellende Darstellungen von Anstaltsverhältnissen oder grobe Beleidigungen enthalten, 
	4. sie in Geheim- oder Kurzschrift, unlesbar, unverständlich oder ohne zwingenden Grund in einer fremden Sprache abgefasst sind,
	5. bei Straf- oder Jugendstrafgefangenen die Erreichung des Vollzugsziels gefährdet würde, 
	6. es die Aufgabe des Vollzugs der Untersuchungshaft erfordert oder
	7. sie die Eingliederung anderer Straf- und Jugendstrafgefangener gefährden können.
	(2) Ausgehenden Schreiben, die unrichtige Darstellungen enthalten, kann ein Begleitschreiben beigefügt werden, wenn die Gefangenen auf dem Absenden bestehen. 
	(3) Sind Schreiben angehalten worden, wird das den Gefangenen mitgeteilt. Hiervon kann im Vollzug der Untersuchungshaft abgesehen werden, wenn und solange es dessen Aufgabe erfordert. Soweit angehaltene Schreiben nicht beschlagnahmt werden, werden sie an die Absenderin oder den Absender zurückgegeben oder, sofern dies unmöglich oder aus besonderen Gründen nicht angezeigt ist, verwahrt. 
	(4) Schreiben, deren Überwachung ausgeschlossen ist, dürfen nicht angehalten werden. 
	Andere Formen der Telekommunikation
	Nach Zulassung anderer Formen der Telekommunikation im Sinne des Telekommunikationsgesetzes durch die Aufsichtsbehörde (§ 115 Absatz 1) kann die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter den Gefangenen gestatten, diese Formen auf ihre Kosten zu nutzen. Die Bestimmungen dieses Abschnitts gelten entsprechend.
	Pakete
	(1) Der Empfang von Paketen bedarf der Erlaubnis der Anstalt, welche Zeitpunkt und Höchstmengen für die Sendungen und für einzelne Gegenstände festsetzen kann. Für den Ausschluss von Gegenständen gilt § 55 Satz 2 entsprechend. Die Anstalt kann darüber hinaus Gegenstände und Verpackungsformen ausschließen, die einen unverhältnismäßigen Kontrollaufwand bedingen. 
	(2) Die Anstalt kann die Annahme von Paketen, deren Einbringung nicht gestattet ist oder die die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllen, ablehnen oder solche Pakete an die Absenderin oder den Absender zurücksenden.
	(3) Pakete sind in Gegenwart der Gefangenen zu öffnen, an die sie adressiert sind. Mit nicht zugelassenen oder ausgeschlossenen Gegenständen ist gemäß § 58 Absatz 3 zu verfahren. Sie können auch auf Kosten der Gefangenen zurückgesandt werden.
	(4) Der Empfang von Paketen kann vorübergehend versagt werden, wenn dies wegen der Gefährdung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt unerlässlich ist. 
	(5) Den Gefangenen kann gestattet werden, Pakete zu versenden. Der Inhalt kann aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt überprüft werden. 
	(6) Die Kosten des Paketversandes tragen die Gefangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.
	Lockerungen und sonstige Aufenthalte außerhalb der Anstalt
	Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels
	(1) Aufenthalte außerhalb der Anstalt ohne Aufsicht (Lockerungen) können den Straf- und Jugendstrafgefangenen zur Erreichung des Vollzugsziels gewährt werden, namentlich 
	1. das Verlassen der Anstalt für bis zu 24 Stunden in Begleitung einer von der Anstalt zugelassenen Person (Begleitausgang), 
	2. das Verlassen der Anstalt für bis zu 24 Stunden ohne Begleitung (unbegleiteter Ausgang), 
	3. das Verlassen der Anstalt für mehrere Tage (Langzeitausgang),
	4. die regelmäßige Beschäftigung außerhalb der Anstalt (Freigang) und
	5. im Vollzug der Jugendstrafe die Unterbringung in besonderen Erziehungseinrichtungen.
	Vor Gewährung von Lockerungen nach Satz 1 Nummer 5 wird die Vollstreckungsleiterin oder der Vollstreckungsleiter gehört. 
	(2) Die Lockerungen dürfen gewährt werden, wenn verantwortet werden kann zu erproben, dass die Straf- und Jugendstrafgefangenen sich dem Vollzug der Freiheitsstrafe nicht entziehen oder die Lockerungen nicht zu Straftaten missbrauchen werden. Jugendstrafgefangenen können sie versagt werden, wenn sie ihren Mitwirkungspflichten nicht nachkommen. 
	(3) Durch Lockerungen wird die Vollstreckung der Freiheits- oder Jugendstrafe nicht unterbrochen. 
	Lockerungen aus sonstigen Gründen
	(1) Lockerungen können auch aus wichtigem Anlass gewährt werden. Wichtige Anlässe sind insbesondere die Teilnahme an gerichtlichen Terminen, die medizinische Behandlung der Straf- und Jugendstrafgefangenen sowie der Tod oder eine lebensgefährliche Erkrankung naher Angehöriger.
	(2) Erkranken Straf- oder Jugendstrafgefangene so schwer, dass aufgrund ihrer Erkrankung in Kürze mit dem Tod gerechnet werden muss, so können sie bis zu einer Entscheidung der Vollstreckungsbehörde über einen Strafausstand nach § 455 Absatz 4 der Strafprozessordnung Langzeitausgang erhalten.
	(3) § 46 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend. 
	Weisungen für Lockerungen, Zustimmung der Aufsichtsbehörde
	(1) Für Lockerungen sind die nach den Umständen des Einzelfalles erforderlichen Weisungen zu erteilen. Bei der Ausgestaltung der Lockerungen ist nach Möglichkeit auch den Belangen der Opfer Rechnung zu tragen.
	(2) Zu lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilten Strafgefangenen dürfen Lockerungen nur mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde gewährt werden.
	Ausführung, Außenbeschäftigung, Vorführung, Ausantwortung
	(1) Den Gefangenen kann das Verlassen der Anstalt unter ständiger und unmittelbarer Aufsicht gestattet werden, wenn dies aus besonderen Gründen notwendig ist (Ausführung). Die Gefangenen können auch gegen ihren Willen ausgeführt werden. Liegt die Ausführung ausschließlich im Interesse der Gefangenen, können ihnen die Kosten auferlegt werden. Hiervon ist bei Straf- und Jugendstrafgefangenen abzusehen, soweit dies die Erreichung des Vollzugsziels, insbesondere die Eingliederung, behindert. 
	(2) Ausführungen zur Befolgung einer gerichtlichen Ladung sind zu ermöglichen, soweit darin das persönliche Erscheinen angeordnet ist. 
	(3) Vor der Gewährung einer Ausführung Untersuchungsgefangener ist dem Gericht und der Staatsanwaltschaft Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.
	(4) Straf- und Jugendstrafgefangenen kann gestattet werden, außerhalb der Anstalt einer regelmäßigen Beschäftigung unter ständiger Aufsicht oder unter Aufsicht in unregelmäßigen Abständen (Außenbeschäftigung) nachzugehen. § 46 Absatz 2 gilt entsprechend.
	(5) Auf Ersuchen eines Gerichts werden Gefangene vorgeführt, sofern ein Vorführungsbefehl vorliegt. Über Untersuchungsgefangene betreffende Vorführungsersuchen in anderen als dem der Inhaftierung zugrunde liegenden Verfahren sind das Gericht und die Staatsanwaltschaft unverzüglich zu unterrichten.
	(6) Gefangene dürfen befristet dem Gewahrsam eines Gerichts, einer Staatsanwaltschaft oder einer Polizei-, Zoll- oder Finanzbehörde auf Antrag überlassen werden (Ausantwortung). Absatz 3 gilt entsprechend.
	Vorbereitung der Eingliederung, Entlassung und nachgehende Betreuung
	Vorbereitung der Eingliederung
	(1) Die Maßnahmen zur sozialen und beruflichen Eingliederung sind auf den Zeitpunkt der voraussichtlichen Entlassung in die Freiheit abzustellen. Die Straf- und Jugendstrafgefangenen sind bei der Ordnung ihrer persönlichen, wirtschaftlichen und sozialen Angelegenheiten zu unterstützen. Dies umfasst auch die Vermittlung in nachsorgende Maßnahmen. 
	(2) Die Anstalt arbeitet frühzeitig mit den Kommunen, den Agenturen für Arbeit, den Trägern der Sozialversicherung und der Sozialhilfe, den Hilfeeinrichtungen anderer Behörden, den forensischen Ambulanzen, den Verbänden der freien Wohlfahrtspflege und weiteren Personen und Einrichtungen außerhalb des Vollzugs zusammen, insbesondere um zu erreichen, dass die Straf- und Jugendstrafgefangenen nach ihrer Entlassung über eine geeignete Unterbringung und eine Arbeits- oder Ausbildungsstelle verfügen. Bewährungshilfe und Führungsaufsichtsstellen beteiligen sich frühzeitig an der sozialen und beruflichen Eingliederung der Straf- und Jugendstrafgefangenen. § 12 Absatz 6 gilt entsprechend.
	(3) Um die Eingliederung vorzubereiten, sollen die Straf- und Jugendstrafgefangenen in eine Eingliederungsabteilung verlegt werden.
	(4) Den Straf- und Jugendstrafgefangenen können Aufenthalte in Einrichtungen außerhalb des Vollzugs (Übergangseinrichtungen) gewährt werden, wenn dies zur Vorbereitung der Eingliederung erforderlich ist. Die Vollstreckungsleiterin oder der Vollstreckungsleiter ist zu hören. Haben sich die Straf- und Jugendstrafgefangenen mindestens sechs Monate im Vollzug befunden, kann ihnen auch ein zusammenhängender Langzeitausgang bis zu sechs Monaten, zur Unterbringung in einer Einrichtung freier Träger auch darüber hinaus, gewährt werden, wenn dies zur Vorbereitung der Eingliederung erforderlich ist. § 46 Absatz 2 und 3 sowie § 48 gelten entsprechend.
	(5) In einem Zeitraum von sechs Monaten vor der voraussichtlichen Entlassung sind den Straf- und Jugendstrafgefangenen die zur Vorbereitung der Eingliederung erforderlichen Lockerungen zu gewähren, sofern nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist, dass die Straf- und Jugendstrafgefangenen sich dem Vollzug der Freiheits- oder Jugendstrafe entziehen oder die Lockerungen zu Straftaten missbrauchen werden.
	(6) Die Beratung der Straf- und Jugendstrafgefangenen, die voraussichtlich nicht unter Bewährung oder Führungsaufsicht gestellt werden und bei denen nach ihrer Entlassung ein Hilfebedarf besteht, soll die Vermittlung des Kontaktes zu Stellen und Einrichtungen außerhalb der Anstalt umfassen, die die Eingliederung der Straf- und Jugendstrafgefangenen am Wohnort begleiten und fördern können. Insbesondere sind die regionalen freien Träger frühzeitig in die Vorbereitung der Eingliederung einzubinden, um die Straf- und Jugendstrafgefangenen nach der Entlassung an ihrem Wohnort unverzüglich unterstützen zu können.
	Entlassung der Straf- und Jugendstrafgefangenen 
	(1) Die Straf- und Jugendstrafgefangenen sollen am letzten Tag ihrer Strafzeit möglichst frühzeitig, jedenfalls noch am Vormittag, entlassen werden. 
	(2) Fällt das Strafende auf einen Sonnabend oder Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag, den ersten Werktag nach Ostern oder Pfingsten oder in die Zeit vom 22. Dezember bis zum 6. Januar, so können die Straf- und Jugendstrafgefangenen an dem diesem Tag oder Zeitraum vorhergehenden Werktag entlassen werden, wenn dies gemessen an der Dauer der Strafzeit vertretbar ist und fürsorgerische Gründe nicht entgegenstehen. 
	(3) Der Entlassungszeitpunkt kann bis zu zwei Tage vorverlegt werden, wenn die Straf- und Jugendstrafgefangenen zu ihrer Eingliederung hierauf dringend angewiesen sind. 
	(4) Bedürftigen Straf- und Jugendstrafgefangenen kann eine Entlassungsbeihilfe in Form eines Reisekostenzuschusses, angemessener Kleidung oder einer sonstigen notwendigen Unterstützung gewährt werden. 
	Nachgehende Betreuung
	Mit Zustimmung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters können Bedienstete an der nachgehenden Betreuung entlassener Straf- und Jugendstrafgefangener mit deren Einverständnis mitwirken, wenn ansonsten die Eingliederung gefährdet wäre. Die nachgehende Betreuung kann auch außerhalb der Anstalt erfolgen. In der Regel ist sie auf die ersten sechs Monate nach der Entlassung begrenzt.
	Verbleib oder Aufnahme auf freiwilliger Grundlage
	(1) Sofern es die Belegungssituation zulässt, können die Straf- und Jugendstrafgefangenen auf Antrag ausnahmsweise vorübergehend in der Anstalt verbleiben oder wieder aufgenommen werden, wenn die Eingliederung gefährdet und ein Aufenthalt in der Anstalt aus diesem Grunde gerechtfertigt ist. 
	(2) Die Jugendstrafgefangenen können ausnahmsweise nach ihrer Entlassung im Vollzug begonnene Ausbildungs- oder Behandlungsmaßnahmen fortführen, soweit diese nicht anderweitig durchgeführt werden können. Hierzu können sie vorübergehend in der Anstalt untergebracht werden. 
	(3) Die Unterbringung erfolgt auf vertraglicher Basis. Gegen die in der Anstalt untergebrachten Entlassenen dürfen Maßnahmen des Vollzugs nicht mit unmittelbarem Zwang durchgesetzt werden. 
	(4) Bei Störung des Anstaltsbetriebes durch die Entlassenen oder aus vollzugsorganisatorischen Gründen können die Unterbringung und die Maßnahme jederzeit beendet werden.
	Entlassung der Untersuchungsgefangenen
	(1) Auf Anordnung des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft entlässt die Anstalt die Untersuchungsgefangenen unverzüglich aus der Haft, es sei denn, es ist in anderer Sache eine richterlich angeordnete Freiheitsentziehung zu vollziehen. 
	(2) Aus fürsorgerischen Gründen kann den Untersuchungsgefangenen der freiwillige Verbleib in der Anstalt bis zum Vormittag des zweiten auf den Eingang der Entlassungsanordnung folgenden Werktages gestattet werden. Der freiwillige Verbleib setzt das schriftliche Einverständnis der Untersuchungsgefangenen voraus, dass die bisher bestehenden Beschränkungen aufrechterhalten bleiben.
	(3) § 51 Absatz 4 gilt entsprechend. 
	Grundversorgung und Freizeit
	Einbringen von Gegenständen
	Gegenstände dürfen durch oder für die Gefangenen nur mit Zustimmung der Anstalt eingebracht werden. Die Anstalt kann die Zustimmung verweigern, wenn die Gegenstände geeignet sind, die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder die Erreichung des Vollzugsziels zu gefährden, oder ihre Aufbewahrung nach Art oder Umfang offensichtlich nicht möglich ist.
	Gewahrsam an Gegenständen
	(1) Die Gefangenen dürfen Gegenstände nur mit Zustimmung der Anstalt in Gewahrsam haben, annehmen oder abgeben. 
	(2) Ohne Zustimmung dürfen sie Gegenstände von geringem Wert an andere Gefangene weitergeben und von anderen Gefangenen annehmen; die Abgabe und Annahme auch dieser Gegenstände und der Gewahrsam daran können von der Zustimmung der Anstalt abhängig gemacht werden.
	Ausstattung des Haftraums
	Die Gefangenen dürfen ihren Haftraum in angemessenem Umfang mit eigenen Gegenständen ausstatten oder diese dort aufbewahren. Gegenstände dürfen nicht in den Haftraum eingebracht werden oder werden aus dem Haftraum entfernt, wenn sie geeignet sind,
	1. die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt, insbesondere die Übersichtlichkeit des Haftraums, zu gefährden oder 
	2. bei den Straf- und Jugendstrafgefangenen die Erreichung des Vollzugsziels zu gefährden. 
	Aufbewahrung und Vernichtung von Gegenständen
	(1) Gegenstände, die die Gefangenen nicht im Haftraum aufbewahren dürfen oder wollen, werden von der Anstalt aufbewahrt, soweit dies nach Art und Umfang möglich ist. 
	(2) Den Gefangenen wird Gelegenheit gegeben, ihre Gegenstände, die sie während des Vollzugs und für ihre Entlassung nicht benötigen, zu versenden. § 45 Absatz 6 gilt entsprechend.
	(3) Werden Gegenstände, deren Aufbewahrung nach Art oder Umfang nicht möglich ist, von den Gefangenen trotz Aufforderung nicht aus der Anstalt verbracht, so darf die Anstalt diese Gegenstände auf Kosten der Gefangenen außerhalb der Anstalt verwahren, verwerten oder vernichten. Für die Voraussetzungen und das Verfahren der Verwertung und Vernichtung gilt § 27 des Brandenburgischen Polizeigesetzes entsprechend.
	(4) Aufzeichnungen und andere Gegenstände, die Kenntnisse über Sicherungsvorkehrungen der Anstalt vermitteln oder Schlussfolgerungen auf diese zulassen, dürfen vernichtet oder unbrauchbar gemacht werden.
	Religiöse Schriften und Gegenstände
	Die Gefangenen dürfen grundlegende religiöse Schriften sowie in angemessenem Umfang Gegenstände des religiösen Gebrauchs besitzen. Diese dürfen ihnen nur bei grobem Missbrauch entzogen werden.
	Zeitungen und Zeitschriften 
	(1) Die Gefangenen dürfen auf eigene Kosten Zeitungen und Zeitschriften in angemessenem Umfang durch Vermittlung der Anstalt beziehen. Ausgeschlossen sind lediglich Zeitungen und Zeitschriften, deren Verbreitung mit Strafe oder Geldbuße bedroht ist. 
	(2) Den Straf- und Jugendstrafgefangenen können einzelne Ausgaben vorenthalten oder entzogen werden, wenn deren Inhalte die Erreichung des Vollzugsziels oder die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erheblich gefährden würden.
	(3) Den Untersuchungsgefangenen können Zeitungen oder Zeitschriften vorenthalten werden, wenn dies zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung erforderlich ist. Für einzelne Ausgaben gilt dies auch dann, wenn deren Inhalte die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erheblich gefährden würden.
	Rundfunk, Informations- und Unterhaltungselektronik
	(1) Der Zugang zum Rundfunk ist zu ermöglichen.
	(2) Eigene Hörfunk- und Fernsehgeräte werden zugelassen, wenn nicht Gründe des § 57 Satz 2 oder bei jungen Gefangenen erzieherische Gründe entgegenstehen. Andere Geräte der Informations- und Unterhaltungselektronik können unter diesen Voraussetzungen zugelassen werden. Die Gefangenen können auf Mietgeräte oder auf ein Haftraummediensystem verwiesen werden. § 44 bleibt unberührt.
	(3) Der Rundfunkempfang kann vorübergehend ausgesetzt oder einzelnen Gefangenen untersagt werden, wenn dies zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt, bei einzelnen Untersuchungsgefangenen auch zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung unerlässlich ist.
	Kleidung
	(1) Im geschlossenen Vollzug tragen die Straf- und Jugendstrafgefangenen Anstaltskleidung. Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann eine abweichende Regelung treffen.
	(2) Die Untersuchungsgefangenen dürfen eigene Kleidung tragen. Dieses Recht kann eingeschränkt oder ausgeschlossen werden, soweit es zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung oder zur Gewährleistung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erforderlich ist.
	(3) Für Reinigung und Instandsetzung eigener Kleidung haben die Gefangenen auf ihre Kosten zu sorgen. Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann anordnen, dass Reinigung und Instandhaltung nur durch Vermittlung der Anstalt erfolgen dürfen.
	Verpflegung und Einkauf
	(1) Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsverpflegung entsprechen den Anforderungen an eine gesunde Ernährung und werden ärztlich überwacht. Auf ärztliche Anordnung wird besondere Verpflegung gewährt. Den Gefangenen ist zu ermöglichen, Speisevorschriften ihrer Religionsgemeinschaft zu befolgen oder sich fleischlos zu ernähren.
	(2) Den Gefangenen wird ermöglicht einzukaufen. Die Anstalt wirkt auf ein Angebot hin, das auf Wünsche und Bedürfnisse der Gefangenen Rücksicht nimmt. Das Verfahren des Einkaufs regelt die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter. Straf- und Jugendstrafgefangene können Nahrungs-, Genuss- und Körperpflegemittel nur vom Haus- und Taschengeld, andere Gegenstände in angemessenem Umfang auch vom Eigengeld einkaufen. 
	Annehmlichkeiten im Vollzug der Untersuchungshaft
	Die Untersuchungsgefangenen dürfen sich auf ihre Kosten von den §§ 57 sowie 59 bis 63 nicht umfasste Annehmlichkeiten verschaffen, soweit und solange die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt nicht gefährdet wird.
	Freizeit
	(1) Zur Ausgestaltung der Freizeit hat die Anstalt insbesondere Angebote zur sportlichen und kulturellen Betätigung und Bildungsangebote vorzuhalten. Die Anstalt stellt eine angemessen ausgestattete Mediathek zur Verfügung.
	(2) Dem Sport kommt bei der Gestaltung des Vollzugs der Jugendstrafe und der Untersuchungshaft an jungen Untersuchungsgefangenen besondere Bedeutung zu. Für die jungen Gefangenen sind ausreichende und geeignete Angebote vorzuhalten, um ihnen eine sportliche Betätigung von mindestens vier Stunden wöchentlich zu ermöglichen. 
	(3) Im Vollzug der Jugendstrafe dient der Sport auch der Erreichung des Vollzugsziels und kann zur Diagnostik und gezielten Behandlung eingesetzt werden. 
	Vergütung, Gelder der Gefangenen und Kosten
	Vergütung
	(1) Die Gefangenen erhalten eine Vergütung in Form von
	1. Arbeitsentgelt für Arbeit,
	2. Ausbildungsbeihilfe für die Teilnahme an schulischen und beruflichen Qualifizierungsmaßnahmen, arbeitstherapeutischen Maßnahmen und Arbeitstraining oder
	3. finanzieller Anerkennung für die Teilnahme an Maßnahmen nach § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 bis 11 und Satz 2, soweit sie für die Strafgefangenen nach § 15 Absatz 2 als zwingend erforderlich, für die Jugendstrafgefangenen nach § 15 Absatz 3 als erforderlich erachtet wurden oder Teil des Behandlungsprogramms der sozialtherapeutischen Abteilung sind.
	(2) Der Bemessung der Vergütung sind 9 Prozent der Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch zugrunde zu legen (Eckvergütung). Ein Tagessatz ist der 250. Teil der Eckvergütung; die Vergütung kann nach einem Stundensatz bemessen werden. 
	(3) Die Vergütung kann je nach Art der Maßnahme und Leistung der Gefangenen gestuft werden. Sie beträgt mindestens 75 Prozent der Eckvergütung. Das für den Justizvollzug zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Vergütungsstufen zu regeln.
	(4) Soweit Beiträge zur Bundesagentur für Arbeit zu entrichten sind, kann vom Arbeitsentgelt oder der Ausbildungsbeihilfe ein Betrag einbehalten werden, der dem Anteil der Gefangenen am Beitrag entsprechen würde, wenn sie diese Bezüge als Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer erhielten.
	(5) Die Höhe der Vergütung ist den Gefangenen schriftlich bekannt zu geben.
	(6) Die Gefangenen, die an einer Maßnahme nach § 29 teilnehmen, erhalten hierfür nur eine Ausbildungsbeihilfe, soweit kein Anspruch auf Leistungen zum Lebensunterhalt besteht, die außerhalb des Vollzugs aus solchem Anlass gewährt werden.
	Eigengeld
	(1) Das Eigengeld besteht aus den Beträgen, die die Gefangenen bei der Aufnahme in die Anstalt mitbringen und die sie während der Haftzeit erhalten, und der Vergütung, soweit diese nicht im Vollzug der Freiheits- und Jugendstrafe als Hausgeld oder Eingliederungsgeld und im Vollzug der Freiheitsstrafe als Haftkostenbeitrag in Anspruch genommen wird.
	(2) Die Gefangenen können über das Eigengeld verfügen. § 63 Absatz 2 sowie die §§ 70 und 71 bleiben unberührt.
	Taschengeld
	(1) Bedürftigen Straf- und Jugendstrafgefangenen wird auf Antrag Taschengeld gewährt. Bedürftig sind sie, soweit ihnen aus Hausgeld (§ 70) und Eigengeld (§ 67) monatlich ein Betrag bis zur Höhe des Taschengeldes voraussichtlich nicht zur Verfügung steht. Finanzielle Anerkennungen nach § 66 Absatz 1 Nummer 3 bleiben bis zur Höhe des Taschengeldbetrags unberücksichtigt.
	(2) Straf- und Jugendstrafgefangene gelten als nicht bedürftig, wenn ihnen ein Betrag nach Absatz 1 Satz 2 deshalb nicht zur Verfügung steht, weil sie eine ihnen zumutbare Arbeit nicht angenommen oder eine ausgeübte Arbeit verschuldet verloren haben. Das gilt auch dann, wenn Jugendstrafgefangene eine nach § 15 Absatz 3 als erforderlich erachtete Arbeit verschuldet nicht aufgenommen oder verloren haben. 
	(3) Bedürftigen Untersuchungsgefangenen wird auf Antrag Taschengeld gewährt. Bedürftig sind sie, soweit ihnen im laufenden Monat ein Betrag bis zur Höhe des Taschengeldes voraussichtlich nicht aus eigenen Mitteln zur Verfügung steht.
	(4) Das Taschengeld beträgt 14 Prozent der Eckvergütung (§ 66 Absatz 2). Es wird zu Beginn des Monats im Voraus gewährt. Gehen den Gefangenen im Laufe des Monats Gelder zu, wird zum Ausgleich ein Betrag bis zur Höhe des gewährten Taschengeldes einbehalten. 
	(5) Die Gefangenen dürfen über das Taschengeld im Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes verfügen. Im Vollzug der Freiheits- und Jugendstrafe wird es dem Hausgeldkonto gutgeschrieben.
	Konten, Bargeld
	(1) Für die Straf- und Jugendstrafgefangenen werden Hausgeld- und Eigengeldkonten, für die Untersuchungsgefangenen nur Eigengeldkonten in der Anstalt geführt.
	(2) Der Besitz von Bargeld in der Anstalt ist den Gefangenen nicht gestattet. Über Ausnahmen entscheidet die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter.
	(3) Geld in Fremdwährung wird zur Habe genommen.
	Hausgeld
	(1) Das Hausgeld wird aus drei Siebteln der in diesem Gesetz geregelten Vergütung gebildet.
	(2) Für Straf- und Jugendstrafgefangene, die aus einem freien Beschäftigungsverhältnis, aus einer Selbstbeschäftigung oder anderweitig regelmäßige Einkünfte haben, wird daraus ein angemessenes monatliches Hausgeld festgesetzt.
	(3) Für Straf- und Jugendstrafgefangene, die über Eigengeld (§ 67) verfügen und keine hinreichende Vergütung nach diesem Gesetz erhalten, gilt Absatz 2 entsprechend.
	(4) Die Straf- und Jugendstrafgefangenen dürfen über das Hausgeld im Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes verfügen. Der Anspruch auf Auszahlung ist nicht übertragbar.
	Zweckgebundene Einzahlungen
	Für Maßnahmen der Eingliederung, insbesondere Kosten der Gesundheitsfürsorge und der Aus- und Fortbildung, und für Maßnahmen der Pflege sozialer Beziehungen, insbesondere Telefonkosten und Fahrtkosten anlässlich Lockerungen, kann zweckgebunden Geld eingezahlt werden. Das Geld darf nur für diese Zwecke verwendet werden. Der Anspruch auf Auszahlung ist nicht übertragbar.
	Haftkostenbeitrag, Kostenbeteiligung
	(1) Die Anstalt erhebt von den Strafgefangenen, die sich in einem freien Beschäftigungsverhältnis befinden oder über anderweitige regelmäßige Einkünfte verfügen, für diese Zeit einen Haftkostenbeitrag. Vergütungen nach diesem Gesetz bleiben unberücksichtigt. Den Strafgefangenen muss täglich ein Tagessatz gemäß § 66 Absatz 2 Satz 2 verbleiben. Von der Geltendmachung des Anspruchs ist abzusehen, soweit die Wiedereingliederung der Strafgefangenen hierdurch gefährdet würde. 
	(2) Der Haftkostenbeitrag wird in Höhe des Betrages erhoben, der nach § 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch durchschnittlich zur Bewertung der Sachbezüge festgesetzt ist. Bei Selbstverpflegung entfallen die für die Verpflegung vorgesehenen Beträge. Für den Wert der Unterkunft ist die festgesetzte Belegungsfähigkeit maßgebend. 
	(3) Die Gefangenen können an den Betriebskosten der in ihrem Gewahrsam befindlichen Geräte beteiligt werden. 
	Eingliederungsgeld
	(1) Die Strafgefangenen dürfen für Zwecke der Eingliederung nach der Entlassung ein Guthaben in angemessener Höhe bilden (Eingliederungsgeld). Die Jugendstrafgefangenen sind hierzu verpflichtet. Der Anspruch auf Auszahlung ist nicht übertragbar.
	(2) Die Straf- und Jugendstrafgefangenen dürfen bereits vor der Entlassung für Zwecke des Absatzes 1 Satz 1 über das Eingliederungsgeld verfügen. Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann ihnen gestatten, das Eingliederungsgeld zur Entschädigung der Opfer ihrer Straftaten in Anspruch zu nehmen.
	Gesundheitsfürsorge
	Art und Umfang der medizinischen Leistungen, Kostenbeteiligung
	(1) Die Gefangenen haben einen Anspruch auf notwendige, ausreichende und zweckmäßige medizinische Leistungen unter Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und unter Berücksichtigung des allgemeinen Standards der gesetzlichen Krankenversicherung. Der Anspruch umfasst auch Vorsorgeleistungen, ferner die Versorgung mit medizinischen Hilfsmitteln, soweit diese mit Rücksicht auf die Dauer des Freiheitsentzugs nicht ungerechtfertigt ist und die Hilfsmittel nicht als allgemeine Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens anzusehen sind. 
	(2) An den Kosten nach Absatz 1 können die Gefangenen in angemessenem Umfang beteiligt werden, höchstens jedoch bis zum Umfang der Beteiligung vergleichbarer gesetzlich Versicherter. Für Leistungen, die über Absatz 1 hinausgehen, können den Gefangenen die gesamten Kosten auferlegt werden.
	(3) Erhalten die Gefangenen Leistungen nach Absatz 1 infolge einer mutwilligen Selbstverletzung, sind sie in angemessenem Umfang an den Kosten zu beteiligen. Bei den Straf- und Jugendstrafgefangenen unterbleibt die Kostenbeteiligung, wenn hierdurch die Erreichung des Vollzugsziels, insbesondere die Eingliederung, gefährdet würde.
	(4) Den Untersuchungsgefangenen soll die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter nach Anhörung des ärztlichen Dienstes der Anstalt auf ihren Antrag hin gestatten, auf ihre Kosten externen ärztlichen Rat einzuholen. Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn die Untersuchungsgefangenen die gewählte ärztliche Vertrauensperson und den ärztlichen Dienst der Anstalt nicht wechselseitig von der Schweigepflicht entbinden oder wenn es zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung oder zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erforderlich ist. Die Konsultation soll in der Anstalt stattfinden.
	Durchführung der medizinischen Leistungen, Forderungsübergang
	(1) Medizinische Diagnostik, Behandlung und Versorgung kranker und hilfsbedürftiger Gefangener erfolgen in der Anstalt, erforderlichenfalls in einer hierfür besser geeigneten Anstalt oder einem Vollzugskrankenhaus, ausnahmsweise auch außerhalb des Vollzugs. Erfolgt eine Behandlung junger Gefangener außerhalb der Anstalt, sind die Personensorgeberechtigten und das Jugendamt, im Vollzug der Jugendstrafe ist auch die Vollstreckungsleiterin oder der Vollstreckungsleiter zu unterrichten. Im Vollzug der Untersuchungshaft ist dem Gericht und der Staatsanwaltschaft im Falle einer Behandlung außerhalb der Anstalt nach Möglichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.
	(2) Wird die Strafvollstreckung während einer Behandlung von Straf- oder Jugendstrafgefangenen unterbrochen oder beendet oder werden Untersuchungsgefangene während einer Behandlung aus der Haft entlassen, so hat das Land nur diejenigen Kosten zu tragen, die bis zur Unterbrechung oder Beendigung der Strafvollstreckung oder bis zur Entlassung angefallen sind.
	(3) Gesetzliche Schadensersatzansprüche, die Gefangenen infolge einer Körperverletzung gegen Dritte zustehen, gehen insoweit auf das Land über, als den Gefangenen Leistungen nach § 74 Absatz 1 zu gewähren sind. Von der Geltendmachung der Ansprüche ist im Interesse der Straf- oder Jugendstrafgefangenen abzusehen, wenn hierdurch die Erreichung des Vollzugsziels, insbesondere die Eingliederung, gefährdet würde.
	Ärztliche Behandlung zur sozialen Eingliederung
	Mit Zustimmung der Straf- oder Jugendstrafgefangenen soll die Anstalt ärztliche Behandlungen, insbesondere Operationen oder prothetische Maßnahmen, durchführen lassen, die ihre soziale Eingliederung fördern. Die Kosten tragen die Straf- oder Jugendstrafgefangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen. 
	Gesundheitsschutz und Hygiene
	(1) Die Anstalt unterstützt die Gefangenen bei der Wiederherstellung und Erhaltung ihrer körperlichen, geistigen und seelischen Gesundheit. Sie fördert das Bewusstsein für gesunde Ernährung und Lebensführung. Die Gefangenen haben die notwendigen Anordnungen zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene zu befolgen. 
	(2) Den Gefangenen wird ermöglicht, sich täglich mindestens eine Stunde im Freien aufzuhalten.
	Krankenbehandlung während Lockerungen
	(1) Die Straf- und Jugendstrafgefangenen haben während Lockerungen einen Anspruch auf medizinische Leistungen gegen das Land nur in der für sie zuständigen Anstalt. § 47 Absatz 1 bleibt unberührt.
	(2) Der Anspruch auf Leistungen ruht, solange die Straf- und Jugendstrafgefangenen aufgrund eines freien Beschäftigungsverhältnisses krankenversichert sind. 
	Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet der Gesundheitsfürsorge
	(1) Medizinische Untersuchung und Behandlung sowie Ernährung sind unbeschadet der Rechte der Personensorgeberechtigten zwangsweise nur bei Lebensgefahr, bei schwerwiegender Gefahr für die Gesundheit der Gefangenen oder bei Gefahr für die Gesundheit anderer Personen zulässig; die Maßnahmen müssen für die Beteiligten zumutbar und dürfen nicht mit erheblicher Gefahr für Leben oder Gesundheit der Gefangenen verbunden sein. Zur Durchführung der Maßnahmen ist die Anstalt nicht verpflichtet, solange von einer freien Willensbestimmung der Gefangenen ausgegangen werden kann.
	(2) Zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene ist die zwangsweise körperliche Untersuchung außer im Fall des Absatzes 1 zulässig, wenn sie nicht mit einem körperlichen Eingriff verbunden ist.
	(3) Die Maßnahmen dürfen nur von der Anstaltsleiterin oder vom Anstaltsleiter auf der Grundlage einer ärztlichen Stellungnahme angeordnet werden. Durchführung und Überwachung unterstehen ärztlicher Leitung. Unberührt bleibt die Leistung erster Hilfe für den Fall, dass eine Ärztin oder ein Arzt nicht rechtzeitig erreichbar und mit einem Aufschub Lebensgefahr verbunden ist.
	Benachrichtigungspflicht
	Erkranken Gefangene schwer oder versterben sie, werden Angehörige und Personensorgeberechtigte sowie gegebenenfalls Verteidigerinnen und Verteidiger und Beistände nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes benachrichtigt. Dem Wunsch der Gefangenen, auch andere Personen zu benachrichtigen, soll nach Möglichkeit entsprochen werden.
	Religionsausübung
	Seelsorge
	Den Gefangenen darf religiöse Betreuung durch eine Seelsorgerin oder einen Seelsorger nicht versagt werden. Auf Wunsch ist ihnen zu helfen, mit einer Seelsorgerin oder einem Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. 
	Religiöse Veranstaltungen
	(1) Die Gefangenen haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltungen ihres Bekenntnisses in der Anstalt teilzunehmen.
	(2) Die Zulassung zu den Gottesdiensten oder religiösen Veranstaltungen einer anderen Religionsgemeinschaft bedarf der Zustimmung der Seelsorgerin oder des Seelsorgers der Religionsgemeinschaft. 
	(3) Gefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder an anderen religiösen Veranstaltungen ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung, bei Untersuchungsgefangenen auch zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung geboten ist; die Seelsorgerin oder der Seelsorger soll vorher gehört werden.
	Weltanschauungsgemeinschaften
	Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 59, 81 und 82 entsprechend.
	Sicherheit und Ordnung
	Grundsatz
	(1) Sicherheit und Ordnung der Anstalt bilden die Grundlage des Anstaltslebens und tragen dazu bei, dass in der Anstalt ein gewaltfreies Klima herrscht. 
	(2) Die Pflichten und Beschränkungen, die den Gefangenen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt auferlegt werden, sind so zu wählen, dass sie in einem angemessenen Verhältnis zu ihrem Zweck stehen und die Gefangenen nicht mehr und nicht länger als notwendig beeinträchtigen. 
	Allgemeine Verhaltenspflichten
	(1) Die Gefangenen sind für das geordnete Zusammenleben in der Anstalt mitverantwortlich und müssen mit ihrem Verhalten dazu beitragen. Auf eine einvernehmliche Streitbeilegung ist hinzuwirken.
	(2) Die Gefangenen haben die Anordnungen der Bediensteten zu befolgen, auch wenn sie sich durch diese beschwert fühlen. 
	(3) Die Gefangenen haben ihren Haftraum und die ihnen von der Anstalt überlassenen Sachen in Ordnung zu halten und schonend zu behandeln. 
	(4) Die Gefangenen haben Umstände, die eine Gefahr für das Leben oder eine erhebliche Gefahr für die Gesundheit einer Person bedeuten, unverzüglich zu melden.
	Absuchung, Durchsuchung
	(1) Die Gefangenen, ihre Sachen und die Hafträume dürfen mit technischen Mitteln oder sonstigen Hilfsmitteln abgesucht und durchsucht werden. Die Durchsuchung der männlichen Gefangenen darf nur von Männern, die Durchsuchung weiblicher Gefangener darf nur von Frauen vorgenommen werden. Das Schamgefühl ist zu schonen.
	(2) Nur bei Gefahr im Verzug oder auf Anordnung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters im Einzelfall ist es zulässig, eine mit einer Entkleidung verbundene körperliche Durchsuchung vorzunehmen. Sie darf bei männlichen Gefangenen nur in Gegenwart von Männern, bei weiblichen Gefangenen nur in Gegenwart von Frauen erfolgen. Sie ist in einem geschlossenen Raum durchzuführen. Andere Gefangene dürfen nicht anwesend sein.
	(3) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann allgemein anordnen, dass die Gefangenen in der Regel bei der Aufnahme, nach Kontakten mit Besucherinnen und Besuchern sowie nach jeder unbeaufsichtigten Abwesenheit von der Anstalt nach Absatz 2 zu durchsuchen sind. 
	(4) Die Anordnung ist zu begründen. Anordnung, Durchführung und Ergebnis der Durchsuchungen nach den Absätzen 2 und 3 sind aktenkundig zu machen.
	Sichere Unterbringung
	Gefangene können in eine Anstalt verlegt werden, die zu ihrer sicheren Unterbringung besser geeignet ist, wenn in erhöhtem Maße die Gefahr der Entweichung oder Befreiung gegeben ist oder sonst ihr Verhalten oder ihr Zustand eine Gefahr für die Sicherheit der Anstalt darstellt. § 24 Absatz 4 und 5 gilt entsprechend.
	Maßnahmen zur Feststellung von Suchtmittelgebrauch
	(1) Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt kann die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter allgemein oder im Einzelfall Maßnahmen anordnen, die geeignet sind, den Gebrauch von Suchtmitteln festzustellen. Diese Maßnahmen dürfen nicht mit einem körperlichen Eingriff verbunden sein. 
	(2) Verweigern Gefangene die Mitwirkung an Maßnahmen nach Absatz 1 ohne hinreichenden Grund, ist davon auszugehen, dass Suchtmittelfreiheit nicht gegeben ist. 
	(3) Wird verbotener Suchtmittelgebrauch festgestellt, können die Kosten der Maßnahmen den Gefangenen auferlegt werden. 
	Festnahmerecht
	Gefangene, die entwichen sind oder sich sonst ohne Erlaubnis außerhalb der Anstalt aufhalten, können durch die Anstalt oder auf deren Veranlassung festgenommen und zurückgebracht werden. Führt die Verfolgung oder die von der Anstalt veranlasste Fahndung nicht alsbald zur Wiederergreifung, so sind die weiteren Maßnahmen der Vollstreckungsbehörde zu überlassen.
	Besondere Sicherungsmaßnahmen
	(1) Gegen Gefangene können besondere Sicherungsmaßnahmen angeordnet werden, wenn nach ihrem Verhalten oder aufgrund ihres seelischen Zustandes in erhöhtem Maße die Gefahr der Entweichung, von Gewalttätigkeiten gegen Personen oder Sachen, der Selbsttötung oder der Selbstverletzung besteht.
	(2) Als besondere Sicherungsmaßnahmen sind zulässig:
	1. der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegenständen,
	2. die Beobachtung der Gefangenen, auch mit optisch-elektronischen Einrichtungen,
	3. die Trennung von allen anderen Gefangenen (Absonderung),
	4. die Beschränkung des Aufenthalts im Freien,
	5. die Unterbringung in einem besonders gesicherten Haftraum ohne gefährdende Gegenstände und
	6. die Fesselung.
	(3) Maßnahmen nach Absatz 2 Nummer 1 und 3 bis 5 sind auch zulässig, wenn die Gefahr einer Befreiung oder eine erhebliche Störung der Ordnung anders nicht vermieden oder behoben werden kann, nach Absatz 2 Nummer 4 jedoch nicht bei jungen Gefangenen.
	(4) Eine Absonderung von mehr als 24 Stunden Dauer ist nur zulässig, wenn sie zur Abwehr einer in der Person des Gefangenen liegenden Gefahr unerlässlich ist. 
	(5) In der Regel dürfen Fesseln nur an den Händen oder an den Füßen angelegt werden. Im Interesse der Gefangenen kann die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter eine andere Art der Fesselung anordnen. Die Fesselung wird zeitweise gelockert, soweit dies notwendig ist.
	(6) Besteht die Gefahr der Entweichung, dürfen die Gefangenen bei einer Ausführung, Vorführung oder beim Transport gefesselt werden.
	Anordnung besonderer Sicherungsmaßnahmen, Verfahren
	(1) Besondere Sicherungsmaßnahmen ordnet die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter an. Bei Gefahr im Verzug können auch andere Bedienstete diese Maßnahmen vorläufig anordnen; die Entscheidung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters ist unverzüglich einzuholen.
	(2) Werden die Gefangenen ärztlich behandelt oder beobachtet oder bildet ihr seelischer Zustand den Anlass der besonderen Sicherungsmaßnahme, ist vorher eine ärztliche Stellungnahme einzuholen. Ist dies wegen Gefahr im Verzug nicht möglich, wird die Stellungnahme unverzüglich nachträglich eingeholt.
	(3) Die Entscheidung wird den Gefangenen von der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter mündlich eröffnet und mit einer kurzen Begründung schriftlich abgefasst. Die Anordnung ist aktenkundig zu machen. 
	(4) Besondere Sicherungsmaßnahmen dürfen nur so weit aufrechterhalten werden, wie es ihr Zweck erfordert. Sie sind in angemessenen Abständen daraufhin zu überprüfen, ob und in welchem Umfang sie aufrechterhalten werden müssen. Das Ergebnis der Überprüfungen und die Durchführung der Maßnahmen einschließlich der Beteiligung des ärztlichen Dienstes sind aktenkundig zu machen.
	(5) Absonderung, Unterbringung im besonders gesicherten Haftraum und Fesselung sind der Aufsichtsbehörde, im Vollzug der Untersuchungshaft auch dem Gericht und der Staatsanwaltschaft, unverzüglich mitzuteilen, wenn sie länger als zwei Tage aufrechterhalten werden. Absonderung und Unterbringung im besonders gesicherten Haftraum von mehr als 20 Tagen Gesamtdauer innerhalb von zwölf Monaten bedürfen der Zustimmung der Aufsichtsbehörde.
	(6) Während der Absonderung und Unterbringung im besonders gesicherten Haftraum sind die Gefangenen in besonderem Maße zu betreuen. Sind die Gefangenen darüber hinaus gefesselt, sind sie durch Bedienstete ständig und in unmittelbarem Sichtkontakt zu beobachten.
	Ärztliche Überwachung
	(1) Sind die Gefangenen in einem besonders gesicherten Haftraum untergebracht oder gefesselt, sucht sie die Ärztin oder der Arzt alsbald und in der Folge täglich auf. Dies gilt nicht bei einer Fesselung während einer Ausführung, Vorführung oder eines Transports sowie bei Bewegungen innerhalb der Anstalt.
	(2) Die Ärztin oder der Arzt ist regelmäßig zu hören, solange Gefangene länger als 24 Stunden abgesondert sind. 
	Unmittelbarer Zwang
	Begriffsbestimmungen
	(1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf Personen oder Sachen durch körperliche Gewalt, ihre Hilfsmittel oder durch Waffen. 
	(2) Körperliche Gewalt ist jede unmittelbare körperliche Einwirkung auf Personen oder Sachen. 
	(3) Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind namentlich Fesseln. Waffen sind Hieb- und Schusswaffen. 
	(4) Es dürfen nur dienstlich zugelassene Hilfsmittel und Waffen verwendet werden.
	Allgemeine Voraussetzungen
	(1) Bedienstete dürfen unmittelbaren Zwang anwenden, wenn sie Vollzugs- und Sicherungsmaßnahmen rechtmäßig durchführen und der damit verfolgte Zweck auf keine andere Weise erreicht werden kann. 
	(2) Gegen andere Personen als Gefangene darf unmittelbarer Zwang angewendet werden, wenn sie es unternehmen, Gefangene zu befreien oder widerrechtlich in die Anstalt einzudringen, oder wenn sie sich unbefugt darin aufhalten. 
	(3) Das Recht zu unmittelbarem Zwang aufgrund anderer Regelungen bleibt unberührt. 
	Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
	(1) Unter mehreren möglichen und geeigneten Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs sind diejenigen zu wählen, die den Einzelnen und die Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigen. 
	(2) Unmittelbarer Zwang unterbleibt, wenn ein durch ihn zu erwartender Schaden erkennbar außer Verhältnis zu dem angestrebten Erfolg steht. 
	Androhung
	Unmittelbarer Zwang ist vorher anzudrohen. Die Androhung darf nur dann unterbleiben, wenn die Umstände sie nicht zulassen oder unmittelbarer Zwang sofort angewendet werden muss, um eine rechtswidrige Tat, die den Tatbestand eines Strafgesetzes erfüllt, zu verhindern oder eine gegenwärtige Gefahr abzuwenden. 
	Schusswaffengebrauch
	(1) Der Gebrauch von Schusswaffen durch Bedienstete innerhalb der Anstalt ist verboten. Das Recht zum Schusswaffengebrauch aufgrund anderer Vorschriften durch Polizeivollzugsbedienstete bleibt davon unberührt. 
	(2) Außerhalb der Anstalt dürfen Schusswaffen durch Bedienstete nur nach Maßgabe der folgenden Absätze und nur dann gebraucht werden, wenn andere Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs bereits erfolglos waren oder keinen Erfolg versprechen. Gegen Personen ist ihr Gebrauch nur zulässig, wenn der Zweck nicht durch Waffenwirkung gegen Sachen erreicht werden kann. 
	(3) Schusswaffen dürfen nur die dazu bestimmten Bediensteten gebrauchen und nur, um angriffs- oder fluchtunfähig zu machen. Ihr Gebrauch unterbleibt, wenn dadurch erkennbar Unbeteiligte mit hoher Wahrscheinlichkeit gefährdet würden.
	(4) Der Gebrauch von Schusswaffen ist vorher anzudrohen. Als Androhung gilt auch ein Warnschuss. Ohne Androhung dürfen Schusswaffen nur dann gebraucht werden, wenn dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben erforderlich ist.
	(5) Gegen Gefangene dürfen Schusswaffen gebraucht werden,
	1. wenn sie eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug trotz wiederholter Aufforderung nicht ablegen,
	2. wenn sie eine Meuterei (§ 121 des Strafgesetzbuches) unternehmen oder
	3. um ihre Entweichung zu vereiteln oder um sie wieder zu ergreifen. 
	Satz 1 Nummer 2 und 3 findet auf minderjährige Gefangene keine Anwendung. Satz 1 Nummer 3 findet keine Anwendung auf Gefangene, die im offenen Vollzug untergebracht sind. 
	(6) Gegen andere Personen dürfen Schusswaffen gebraucht werden, wenn sie es unternehmen, Gefangene gewaltsam zu befreien.
	Erzieherische Maßnahmen, Einvernehmliche Streitbeilegung, Disziplinarmaßnahmen
	Erzieherische Maßnahmen
	(1) Verstöße der jungen Gefangenen gegen Pflichten, die ihnen durch oder aufgrund dieses Gesetzes auferlegt sind, sind unverzüglich im erzieherischen Gespräch aufzuarbeiten. Daneben können Maßnahmen angeordnet werden, die geeignet sind, den jungen Gefangenen ihr Fehlverhalten bewusst zu machen (erzieherische Maßnahmen). Als erzieherische Maßnahmen kommen namentlich in Betracht die Erteilung von Weisungen und Auflagen, die Beschränkung oder der Entzug einzelner Gegenstände für die Freizeitbeschäftigung und der Ausschluss von gemeinsamer Freizeit oder von einzelnen Freizeitveranstaltungen bis zur Dauer einer Woche. 
	(2) § 99 Absatz 1 findet entsprechende Anwendung. Erfüllen die jungen Gefangenen die Vereinbarung, ist die Anordnung erzieherischer Maßnahmen ausgeschlossen.
	(3) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter legt fest, welche Bediensteten befugt sind, erzieherische Gespräche zu führen und erzieherische Maßnahmen anzuordnen. 
	(4) Es sollen solche erzieherischen Maßnahmen angeordnet werden, die mit der Verfehlung in Zusammenhang stehen. 
	Einvernehmliche Streitbeilegung
	(1) Verstoßen Gefangene gegen Pflichten, die ihnen durch oder aufgrund dieses Gesetzes auferlegt sind, können in geeigneten Fällen zur Abwendung von Disziplinarmaßnahmen im Wege einvernehmlicher Streitbeilegung Vereinbarungen getroffen werden. Insbesondere kommen die Wiedergutmachung des Schadens, die Entschuldigung beim Geschädigten, die Erbringung von Leistungen für die Gemeinschaft und das vorübergehende Verbleiben im Haftraum in Betracht. Die Vereinbarungen sind in der Gefangenenpersonalakte zu dokumentieren.
	(2) Erfüllen die Gefangenen die Vereinbarungen, so ist die Durchführung eines Disziplinarverfahrens unzulässig.
	Disziplinarmaßnahmen
	(1) Disziplinarmaßnahmen können angeordnet werden, wenn die Gefangenen rechtswidrig und schuldhaft
	1. andere Personen verbal oder tätlich angreifen,
	2. Lebensmittel oder fremde Sachen zerstören oder beschädigen,
	3. in sonstiger Weise gegen Strafgesetze verstoßen oder eine Ordnungswidrigkeit begehen, 
	4. verbotene Gegenstände in die Anstalt einbringen, sich an deren Einbringung beteiligen, sie besitzen oder weitergeben,
	5. unerlaubt Betäubungsmittel oder andere berauschende Stoffe herstellen oder konsumieren, 
	6. entweichen oder zu entweichen versuchen,
	7. gegen Weisungen im Zusammenhang mit der Gewährung von Lockerungen verstoßen,
	8. gegen eine Anordnung nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung verstoßen,
	9. wiederholt oder schwerwiegend gegen sonstige Pflichten verstoßen, die ihnen durch dieses Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes auferlegt sind, und dadurch das geordnete Zusammenleben in der Anstalt stören oder
	10. im Vollzug der Jugendstrafe sich zugewiesenen Aufgaben entziehen.
	(2) Disziplinarmaßnahmen dürfen gegen junge Gefangene nur angeordnet werden, wenn erzieherische Maßnahmen nicht nach § 98 Absatz 2 Satz 2 ausgeschlossen sind oder nicht ausreichen, um ihnen das Unrecht ihrer Handlung zu verdeutlichen.
	(3) Zulässige Disziplinarmaßnahmen sind
	1. der Verweis,
	2. die Beschränkung oder der Entzug des Fernsehempfangs bis zu drei Monaten, 
	3. die Beschränkung oder der Entzug der Gegenstände für die Freizeitbeschäftigung, mit Ausnahme des Lesestoffs, bis zu drei Monaten,
	4. die Beschränkung oder der Entzug des Aufenthalts in Gemeinschaft oder der Teilnahme an einzelnen Freizeitveranstaltungen bis zu vier Wochen,
	5. die Beschränkung des Einkaufs bis zu zwei Monaten,
	6. die Beschränkung oder der Entzug von Annehmlichkeiten nach § 64 bis zu drei Monaten,
	7. die Kürzung des Arbeitsentgelts um 10 Prozent bis zu drei Monaten.
	Auf junge Gefangene findet Satz 1 Nummer 1 keine Anwendung; Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 2, 3, 6 und 7 sind nur bis zu zwei Monaten, die Maßnahme nach Satz 1 Nummer 5 ist nur bis zu vier Wochen zulässig. Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 4 sind auf die Teilnahme an gemeinschaftlicher Freizeit und einzelne Freizeitveranstaltungen begrenzt.
	(4) Mehrere Disziplinarmaßnahmen können miteinander verbunden werden. 
	(5) Disziplinarmaßnahmen sind auch zulässig, wenn wegen derselben Verfehlung ein Straf- oder Bußgeldverfahren eingeleitet wird. 
	(6) Bei der Auswahl der Disziplinarmaßnahmen im Vollzug der Untersuchungshaft sind Grund und Zweck der Haft sowie die psychischen Auswirkungen der Untersuchungshaft und des Strafverfahrens auf die Untersuchungsgefangenen zu berücksichtigen. Durch die Anordnung und den Vollzug einer Disziplinarmaßnahme dürfen die Verteidigung, die Verhandlungsfähigkeit und die Verfügbarkeit der Untersuchungsgefangenen für die Verhandlung nicht beeinträchtigt werden.
	Vollzug der Disziplinarmaßnahmen, Aussetzung zur Bewährung
	(1) Disziplinarmaßnahmen werden in der Regel sofort vollstreckt. Die Vollstreckung ist auszusetzen, soweit es zur Gewährung eines effektiven Rechtsschutzes erforderlich ist.
	(2) Disziplinarmaßnahmen können ganz oder teilweise bis zu sechs Monaten zur Bewährung ausgesetzt werden. Die Aussetzung zur Bewährung kann ganz oder teilweise widerrufen werden, wenn Gefangene die ihr zugrunde liegenden Erwartungen nicht erfüllen. 
	(3) Im Vollzug der Untersuchungshaft angeordnete Disziplinarmaßnahmen können ganz oder zum Teil auch während einer der Untersuchungshaft unmittelbar nachfolgenden Haft vollstreckt werden.
	Disziplinarbefugnis
	(1) Disziplinarmaßnahmen ordnet die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter an. Bei einer Verfehlung auf dem Weg in eine andere Anstalt zum Zweck der Verlegung ist die Leiterin oder der Leiter der Bestimmungsanstalt zuständig. 
	(2) Die Aufsichtsbehörde entscheidet, wenn sich die Verfehlung gegen die Anstaltsleiterin oder den Anstaltsleiter richtet. 
	(3) Disziplinarmaßnahmen, die in einer anderen Anstalt angeordnet worden sind, werden auf Ersuchen vollstreckt. § 101 Absatz 2 bleibt unberührt. 
	Verfahren
	(1) Der Sachverhalt ist zu klären. Hierbei sind sowohl belastende als auch entlastende Umstände zu ermitteln. Die betroffenen Gefangenen werden gehört. Sie werden darüber unterrichtet, welche Verfehlungen ihnen zur Last gelegt werden. Sie sind darauf hinzuweisen, dass es ihnen freisteht sich zu äußern. Die Erhebungen werden in einer Niederschrift festgelegt; die Einlassung der Gefangenen wird vermerkt. 
	(2) Mehrere Verfehlungen, die gleichzeitig zu beurteilen sind, werden durch eine Entscheidung geahndet.
	(3) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter soll sich vor der Entscheidung mit Personen besprechen, die an der Vollzugsgestaltung mitwirken. Bei Schwangeren, stillenden Müttern oder bei Gefangenen, die sich in ärztlicher Behandlung befinden, ist eine Ärztin oder ein Arzt zu hören.
	(4) Vor der Entscheidung über eine Disziplinarmaßnahme erhalten die Gefangenen Gelegenheit, sich zu dem Ergebnis der Ermittlungen zu äußern. Die Entscheidung wird den Gefangenen von der Anstaltsleiterin oder vom Anstaltsleiter mündlich eröffnet und mit einer kurzen Begründung schriftlich abgefasst.
	Aufhebung von Maßnahmen, Beschwerde
	Aufhebung von Maßnahmen
	(1) Die Aufhebung von Maßnahmen zur Regelung einzelner Angelegenheiten auf dem Gebiet des Vollzugs richtet sich nach den nachfolgenden Absätzen, soweit dieses Gesetz keine abweichende Bestimmung enthält.
	(2) Rechtswidrige Maßnahmen können ganz oder teilweise mit Wirkung für die Vergangenheit und die Zukunft zurückgenommen werden. 
	(3) Rechtmäßige Maßnahmen können ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, wenn
	1. aufgrund nachträglich eingetretener oder bekannt gewordener Umstände die Maßnahmen hätten unterbleiben können,
	2. die Maßnahmen missbraucht werden oder 
	3. Weisungen nicht befolgt werden.
	(4) Begünstigende Maßnahmen dürfen nach Absatz 2 oder Absatz 3 nur aufgehoben werden, wenn die vollzuglichen Interessen an der Aufhebung in Abwägung mit dem schutzwürdigen Vertrauen der Betroffenen auf den Bestand der Maßnahmen überwiegen. Davon ist auszugehen, wenn eine Maßnahme unerlässlich ist, um die Sicherheit der Anstalt zu gewährleisten. 
	(5) Der gerichtliche Rechtsschutz bleibt unberührt.
	Beschwerderecht
	(1) Die Gefangenen erhalten Gelegenheit, sich mit Wünschen, Anregungen und Beschwerden in vollzuglichen Angelegenheiten, die sie selbst betreffen, an die Anstaltsleiterin oder den Anstaltsleiter zu wenden. 
	(2) Besichtigen Vertreterinnen oder Vertreter der Aufsichtsbehörde die Anstalt, so ist zu gewährleisten, dass die Gefangenen sich in vollzuglichen Angelegenheiten, die sie selbst betreffen, an diese wenden können. 
	(3) Die Möglichkeit der Dienstaufsichtsbeschwerde bleibt unberührt. 
	Kriminologische Forschung
	Evaluation, kriminologische Forschung, Berichtspflicht
	(1) Behandlungsprogramme für Straf- und Jugendstrafgefangene sind auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse zu konzipieren, zu standardisieren und auf ihre Wirksamkeit hin zu überprüfen.
	(2) Der Vollzug der Freiheits- und der Jugendstrafe, insbesondere seine Aufgabenerfüllung und Gestaltung, die Umsetzung seiner Leitlinien sowie die Behandlungsprogramme und deren Wirkungen auf die Erreichung des Vollzugsziels, soll regelmäßig von dem kriminologischen Dienst, von einer Hochschule oder von einer anderen Stelle wissenschaftlich begleitet und erforscht werden. 
	(3) Das für den Justizvollzug zuständige Mitglied der Landesregierung berichtet dem Rechtsausschuss des Landtages erstmals im Jahr 2014 und sodann im zweiten und im vierten Jahr der jeweiligen Legislaturperiode unter Einbeziehung der sich aus den wissenschaftlichen Untersuchungen nach den Absätzen 1 und 2 ergebenden Erkenntnisse zum Stand des Justizvollzugs im Land Brandenburg.
	Aufbau und Organisation der Anstalten
	Anstalten
	(1) Es werden Anstalten und Abteilungen eingerichtet, die den unterschiedlichen vollzuglichen Anforderungen Rechnung tragen. Für den Vollzug der Freiheits- und Jugendstrafe sind insbesondere sozialtherapeutische Abteilungen und Eingliederungsabteilungen vorzusehen. 
	(2) Es sind bedarfsgerechte Einrichtungen für therapeutische Maßnahmen, schulische und berufliche Qualifizierung, Arbeitstraining, Arbeitstherapie und Arbeit vorzusehen. Gleiches gilt für Besuche, Freizeit, Sport und Seelsorge. 
	(3) Haft- und Funktionsräume sind zweckentsprechend auszustatten. 
	(4) Unterhalten private Unternehmen Betriebe in Anstalten, kann die technische und fachliche Leitung ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern übertragen werden.
	Festsetzung der Belegungsfähigkeit, Verbot der Überbelegung
	(1) Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungsfähigkeit der Anstalt so fest, dass eine angemessene Unterbringung der Gefangenen gewährleistet ist. § 107 Absatz 2 ist zu berücksichtigen.
	(2) Hafträume dürfen nicht mit mehr Gefangenen als zugelassen, höchstens jedoch mit zwei Gefangenen, belegt werden. 
	(3) Ausnahmen von Absatz 2 sind nur vorübergehend und nur mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde zulässig. 
	(4) Ein für eine Belegung mit zwei Gefangenen zugelassener Haftraum muss über eine Grundfläche von mindestens 14 Quadratmetern verfügen.
	Anstaltsleitung
	(1) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter trägt die Verantwortung für den gesamten Vollzug und vertritt die Anstalt nach außen. Sie oder er kann einzelne Aufgabenbereiche auf andere Bedienstete übertragen. Die Aufsichtsbehörde kann sich die Zustimmung zur Übertragung vorbehalten. 
	(2) Für jede Anstalt ist eine Beamtin oder ein Beamter des höheren Dienstes zur hauptamtlichen Leiterin oder zum hauptamtlichen Leiter zu bestellen. Aus besonderen Gründen kann eine Anstalt auch von einer Beamtin oder einem Beamten des gehobenen Dienstes geleitet werden. 
	Bedienstete
	(1) Die Anstalt wird mit dem für die Erreichung des Vollzugsziels und die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Personal, insbesondere im medizinischen, psychologischen, pädagogischen und sozialen Dienst, im allgemeinen Vollzugsdienst und im Werkdienst, ausgestattet. Die im Vollzug der Jugendstrafe und der Untersuchungshaft an jungen Untersuchungsgefangenen tätigen Bediensteten müssen für die erzieherische Gestaltung geeignet und qualifiziert sein. 
	(2) Für die Betreuung von Strafgefangenen mit angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung und Jugendstrafgefangenen mit vorbehaltener Sicherungsverwahrung nach § 66c Absatz 2 des Strafgesetzbuches ist besonders qualifiziertes Personal vorzusehen und eine fachübergreifende Zusammenarbeit zu gewährleisten. Soweit erforderlich, sind externe Fachkräfte einzubeziehen.
	(3) Fortbildung sowie Praxisberatung und -begleitung werden regelmäßig durchgeführt. 
	Anstaltsseelsorgerinnen, Anstaltsseelsorger 
	(1) Die Anstalt wird mit der für die religiöse Betreuung der Gefangenen erforderlichen Anzahl von Seelsorgerinnen oder Seelsorgern (Anstaltsseelsorgerinnen, Anstaltsseelsorger) ausgestattet. Anstaltsseelsorgerinnen und Anstaltsseelsorger werden von der jeweiligen Religionsgemeinschaft im Einvernehmen mit der Aufsichtsbehörde berufen. Sie wirken in enger Zusammenarbeit mit den anderen im Vollzug Tätigen eigenverantwortlich an der Erreichung des Vollzugsziels mit.
	(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach Absatz 1 nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulassen. 
	(3) Mit Zustimmung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters darf die Anstaltsseelsorgerin oder der Anstaltsseelsorger sich freier Seelsorgehelferinnen und Seelsorgehelfer bedienen und diese für Gottesdienste sowie für andere religiöse Veranstaltungen von außen zuziehen. 
	Medizinische Versorgung
	(1) Die ärztliche Versorgung ist sicherzustellen. 
	(2) Die Pflege der Kranken soll von Bediensteten ausgeführt werden, die eine Erlaubnis nach dem Krankenpflegegesetz besitzen. Solange diese nicht zur Verfügung stehen, können auch Bedienstete eingesetzt werden, die eine sonstige Ausbildung in der Krankenpflege erfahren haben.
	Interessenvertretung der Gefangenen
	Den Gefangenen soll ermöglicht werden, Vertretungen zu bilden. Diese können in Angelegenheiten von gemeinsamem Interesse, die sich ihrer Eigenart nach für eine Mitwirkung eignen, Vorschläge und Anregungen an die Anstalt herantragen. Diese sind mit der Vertretung zu erörtern. 
	Hausordnung
	Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter erlässt zur Gestaltung und Organisation des Vollzugsalltags eine Hausordnung auf der Grundlage dieses Gesetzes. Die Aufsichtsbehörde kann sich die Genehmigung vorbehalten. Die Hausordnung ist in die am häufigsten benötigten Fremdsprachen zu übersetzen.
	Aufsicht, Beirat
	Aufsichtsbehörde
	(1) Das für den Justizvollzug zuständige Mitglied der Landesregierung führt die Aufsicht über die Anstalten (Aufsichtsbehörde). 
	(2) An der Aufsicht über die Gesundheitsfürsorge sowie die Betreuung und Behandlung der Gefangenen sind pädagogische, sozialpädagogische, psychologische, psychiatrische und medizinische Fachkräfte zu beteiligen.
	(3) Die Aufsichtsbehörde kann sich Entscheidungen über Verlegungen und Überstellungen vorbehalten. 
	Vollstreckungsplan, Vollzugsgemeinschaften
	(1) Die Aufsichtsbehörde regelt die örtliche und sachliche Zuständigkeit der Anstalten in einem Vollstreckungsplan.
	(2) Im Rahmen von Vollzugsgemeinschaften kann der Vollzug auch in Vollzugseinrichtungen anderer Länder vorgesehen werden. 
	Beirat
	(1) Bei der Anstalt ist ein Beirat zu bilden. Auf eine ausgewogene Besetzung mit Frauen und Männern wird hingewirkt. Bedienstete dürfen nicht Mitglieder des Beirats sein. 
	(2) Die Mitglieder des Beirats wirken beratend bei der Gestaltung des Vollzugs und der Eingliederung der Gefangenen mit. Sie fördern das Verständnis für den Vollzug und seine gesellschaftliche Akzeptanz und vermitteln Kontakte zu öffentlichen und privaten Einrichtungen. 
	(3) Der Beirat steht der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter, den Bediensteten und den Gefangenen als Ansprechpartner zur Verfügung. 
	(4) Die Mitglieder des Beirats können sich über die Unterbringung der Gefangenen und die Gestaltung des Vollzugs sowie die Arbeitsbedingungen der Bediensteten unterrichten und die Anstalt besichtigen. Sie können die Gefangenen in ihren Räumen aufsuchen. Unterhaltung und Schriftwechsel werden nicht überwacht.
	(5) Die Mitglieder des Beirats sind verpflichtet, außerhalb ihres Amtes über alle Angelegenheiten, die ihrer Natur nach vertraulich sind, besonders über Namen und Persönlichkeit der Gefangenen, Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt auch nach Beendigung ihres Amtes. 
	Verhinderung von Mobilfunkverkehr
	Verbot und Störung des Mobilfunkverkehrs
	(1) Der Besitz und die Benutzung von Geräten zur funkbasierten Übertragung von Informationen sind auf dem Anstaltsgelände des geschlossenen Vollzugs verboten. Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann abweichende Regelungen treffen.
	(2) Die Anstalt darf technische Geräte betreiben, die
	1. das Auffinden von Geräten zur Funkübertragung ermöglichen,
	2. Geräte zur Funkübertragung zum Zwecke des Auffindens aktivieren können oder
	3. Frequenzen stören oder unterdrücken, die der Herstellung oder Aufrechterhaltung unerlaubter Funkverbindungen auf dem Anstaltsgelände dienen.
	Sie hat die von der Bundesnetzagentur gemäß § 55 Absatz 1 Satz 5 des Telekommunikationsgesetzes festgelegten Rahmenbedingungen zu beachten. Frequenznutzungen außerhalb des Anstaltsgeländes dürfen nicht erheblich gestört werden.
	Vollzug des Strafarrests
	Grundsatz
	(1) Für den Vollzug des Strafarrests in Anstalten gelten die die Strafgefangenen betreffenden Bestimmungen dieses Gesetzes entsprechend, soweit § 120 nicht Abweichendes bestimmt. 
	(2) § 120 Absatz 1 bis 3, 7 und 8 gilt nicht, wenn Strafarrest in Unterbrechung einer anderen freiheitsentziehenden Maßnahme vollzogen wird.
	Besondere Bestimmungen
	(1) Strafarrestanten sollen im offenen Vollzug untergebracht werden.
	(2) Eine gemeinsame Unterbringung ist nur mit Einwilligung der Strafarrestanten zulässig.
	(3) Besuche, Telefongespräche und Schriftwechsel dürfen nur untersagt oder überwacht werden, wenn dies aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt notwendig ist.
	(4) Den Strafarrestanten soll gestattet werden, einmal wöchentlich Besuch zu empfangen.
	(5) Strafarrestanten dürfen eigene Kleidung tragen und eigenes Bettzeug benutzen, wenn Gründe der Sicherheit nicht entgegenstehen und sie für Reinigung, Instandsetzung und regelmäßigen Wechsel auf eigene Kosten sorgen.
	(6) Sie dürfen Nahrungs- und Genussmittel sowie Mittel zur Körperpflege in angemessenem Umfang durch Vermittlung der Anstalt auf eigene Kosten erwerben.
	(7) Eine mit einer Entkleidung verbundene körperliche Durchsuchung ist nur bei Gefahr im Verzug zulässig.
	(8) Zur Vereitelung einer Entweichung und zur Wiederergreifung dürfen Schusswaffen nicht gebraucht werden.
	Datenschutz
	Anwendung des Brandenburgischen Datenschutzgesetzes
	Das Brandenburgische Datenschutzgesetz findet Anwendung, soweit in diesem Gesetz nicht Abweichendes geregelt ist.
	Grundsatz, Begriffsbestimmungen
	(1) Die Anstalt und die Aufsichtsbehörde dürfen personenbezogene Daten verarbeiten, soweit deren Kenntnis für vollzugliche Zwecke erforderlich ist.
	(2) Vollzugliche Zwecke sind die Erreichung des Vollzugsziels, der Schutz der Allgemeinheit vor weiteren Straftaten der Gefangenen, die Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung der Anstalt sowie die Sicherung des Vollzugs.
	Erhebung von Daten über Gefangene bei Dritten
	Daten über Gefangene dürfen ohne deren Kenntnis bei Dritten nur erhoben werden, wenn
	1. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt, 
	2. die zu erfüllende Aufgabe nach Art oder Zweck eine Erhebung bei anderen Personen oder Stellen erforderlich macht oder 
	3. die Erhebung bei den Gefangenen einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde 
	und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass überwiegende schutzwürdige Interessen der Gefangenen beeinträchtigt werden.
	Erhebung von Daten über andere Personen
	Daten über andere Personen als die Gefangenen dürfen für vollzugliche Zwecke ohne deren Kenntnis nur erhoben werden, wenn dies unerlässlich ist und die Art der Erhebung schutzwürdige Interessen dieser Personen nicht beeinträchtigt. 
	Unterrichtungspflichten
	Die Betroffenen werden über eine ohne ihre Kenntnis vorgenommene Erhebung ihrer Daten unterrichtet, soweit vollzugliche Zwecke dadurch nicht gefährdet werden. Sind die Daten bei anderen Personen oder Stellen erhoben worden, kann die Unterrichtung unterbleiben, wenn
	1. die Daten nach einer Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, namentlich wegen des überwiegenden berechtigten Interesses Dritter, geheim gehalten werden müssen oder 
	2. der Aufwand der Unterrichtung außer Verhältnis zum Schutzzweck steht und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass überwiegende schutzwürdige Interessen der Betroffenen beeinträchtigt werden. 
	Besondere Formen der Datenerhebung
	(1) Zur Sicherung des Vollzugs und zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt, insbesondere zur Identitätsfeststellung, sind mit Kenntnis der Gefangenen folgende erkennungsdienstliche Maßnahmen zulässig:
	1. die Abnahme von Finger- und Handflächenabdrücken,
	2. die Aufnahme von Lichtbildern,
	3. die Feststellung äußerlicher körperlicher Merkmale,
	4. die elektronische Erfassung biometrischer Merkmale und
	5. Messungen.
	(2) Aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung ist die Beobachtung einzelner Bereiche des Anstaltsgebäudes einschließlich des Gebäudeinneren, des Anstaltsgeländes oder der unmittelbaren Umgebung der Anstalt mit optisch-elektronischen Einrichtungen (Videoüberwachung) zulässig. Eine Aufzeichnung der Videobilder darf nur im Bereich der unmittelbaren Außensicherung der Anstalt sowie darüber hinaus im Einzelfall auf Anordnung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters in besonders sicherheitsrelevanten Bereichen erfolgen. Die Videoüberwachung ist durch geeignete Maßnahmen erkennbar zu machen, soweit ihr Zweck dadurch nicht vereitelt wird. Eine Videoüberwachung von Hafträumen ist ausgeschlossen. § 90 Absatz 2 Nummer 2 bleibt unberührt. 
	(3) Das Betreten des Anstaltsgeländes durch vollzugsfremde Personen kann davon abhängig gemacht werden, dass diese zur Identitätsfeststellung
	1. ihren Vornamen, ihren Namen und ihre Anschrift angeben und durch amtliche Ausweise nachweisen und
	2. die Erfassung biometrischer Merkmale des Gesichts, der Augen, der Hände, der Stimme oder der Unterschrift dulden, soweit dies erforderlich ist, um eine verwechslungsbedingte Entlassung von Gefangenen zu verhindern.
	(4) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann das Auslesen von elektronischen Datenspeichern sowie elektronischen Geräten mit Datenspeichern anordnen, die Gefangene ohne Erlaubnis besitzen, wenn konkrete Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass dies für vollzugliche Zwecke erforderlich ist. Die Gefangenen sind bei der Aufnahme über die Möglichkeit des Auslesens von Datenspeichern zu belehren.
	Übermittlung und Nutzung für weitere Zwecke
	(1) Für eine Übermittlung oder Nutzung von personenbezogenen Daten stehen die Zwecke des gerichtlichen Rechtsschutzes den vollzuglichen Zwecken des § 122 Absatz 2 gleich.
	(2) Die Übermittlung und Nutzung von personenbezogenen Daten ist über Absatz 1 hinaus auch zulässig, soweit dies erforderlich ist
	1. zur Abwehr von sicherheitsgefährdenden oder geheimdienstlichen Tätigkeiten für eine fremde Macht oder von Bestrebungen im Geltungsbereich des Grundgesetzes, die durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen
	a) gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind, 
	b) eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung der Verfassungsorgane des Bundes oder eines Landes oder ihrer Mitglieder zum Ziel haben oder 
	c) auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland gefährden, 
	2. zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit, 
	3. zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte einer anderen Person, 
	4. zur Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten sowie zur Verhinderung oder Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten, durch welche die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefährdet werden oder 
	5. für Maßnahmen der Strafvollstreckung oder strafvollstreckungsrechtliche Entscheidungen sowie für die Anordnung von Maßnahmen nach § 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung. 
	Weitergehende Übermittlungspflichten gegenüber der Verfassungsschutzbehörde nach § 14 Absatz 1 des Brandenburgischen Verfassungsschutzgesetzes bleiben unberührt.
	Datenübermittlung an öffentliche Stellen
	(1) Den zuständigen öffentlichen Stellen dürfen personenbezogene Daten übermittelt werden, soweit dies erforderlich ist für
	1. die Vorbereitung und Durchführung von Maßnahmen der Gerichtshilfe, Jugendgerichtshilfe, Bewährungshilfe, Führungsaufsicht oder forensischen Ambulanzen, 
	2. Entscheidungen in Gnadensachen, 
	3. gesetzlich angeordnete Statistiken der Rechtspflege, 
	4. Maßnahmen der für Sozialleistungen zuständigen Leistungsträger, 
	5. die Einleitung von Hilfsmaßnahmen für Angehörige der Gefangenen im Sinne des § 11 Absatz 1 Nummer 1 des Strafgesetzbuches, 
	6. dienstliche Maßnahmen der Bundeswehr im Zusammenhang mit der Aufnahme und Entlassung von Soldaten,
	7. ausländerrechtliche Maßnahmen oder
	8. die Durchführung der Besteuerung.
	Eine Übermittlung für andere Zwecke ist auch zulässig, soweit eine andere gesetzliche Bestimmung dies vorsieht und sich dabei ausdrücklich auf Daten über Gefangene bezieht.
	(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn sich die öffentlichen Stellen zur Erfüllung ihrer Aufgaben nichtöffentlicher Stellen bedienen und deren Mitwirkung ohne Übermittlung der Daten unmöglich oder wesentlich erschwert würde.
	Verarbeitung besonders erhobener Daten
	(1) Bei der Überwachung der Besuche, der Telefongespräche, anderer Formen der Telekommunikation oder des Schriftwechsels sowie bei der Überprüfung des Inhalts von Paketen bekannt gewordene personenbezogene Daten dürfen für die in § 122 Absatz 2 und § 127 Absatz 1 genannten Zwecke verarbeitet werden.
	(2) Die aufgrund erkennungsdienstlicher Maßnahmen nach § 126 Absatz 1 gewonnenen Daten und Unterlagen werden zu den Gefangenenpersonalakten genommen oder in personenbezogenen Dateien gespeichert. Sie dürfen nur für die in § 126 Absatz 1, § 127 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 genannten Zwecke verarbeitet oder den Vollstreckungs- und Strafverfolgungsbehörden zum Zwecke der Fahndung und Festnahme der entwichenen oder sich sonst ohne Erlaubnis außerhalb der Anstalt aufhaltenden Gefangenen übermittelt werden.
	(3) Die zur Identifikation von vollzugsfremden Personen nach § 126 Absatz 3 erhobenen Daten dürfen ausschließlich verarbeitet werden
	1. zum Zweck des Abgleichs beim Verlassen der Vollzugsanstalt oder
	2. zur Verfolgung von während des Aufenthalts in der Anstalt begangenen Straftaten; in diesem Fall können die Daten auch an Strafverfolgungsbehörden ausschließlich zum Zwecke der Verfolgung dieser Straftaten übermittelt werden.
	(4) Die beim Auslesen von Datenspeichern nach § 126 Absatz 4 erhobenen Daten dürfen nur verarbeitet werden, soweit dies zu den dort genannten Zwecken erforderlich ist. Das gilt nicht, soweit sie zum Kernbereich der privaten Lebensgestaltung der Gefangenen oder Dritter gehören.
	(5) Nach § 124 erhobene Daten über Personen, die nicht Gefangene sind, dürfen nur zur Erfüllung des Erhebungszwecks oder für die in § 127 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 3 geregelten Zwecke oder zur Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten von erheblicher Bedeutung verarbeitet werden. 
	Mitteilung über Haftverhältnisse
	(1) Die Anstalt oder die Aufsichtsbehörde darf öffentlichen oder nichtöffentlichen Stellen auf schriftlichen Antrag mitteilen, ob sich eine Person in Haft befindet sowie ob und wann die Entlassung aus dem Vollzug einer Freiheits- oder Jugendstrafe voraussichtlich innerhalb eines Jahres bevorsteht, soweit
	1. die Mitteilung zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der öffentlichen Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist oder 
	2. von nichtöffentlichen Stellen 
	a) ein berechtigtes Interesse an dieser Mitteilung glaubhaft dargelegt wird und 
	b) die Gefangenen kein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung haben.
	(2) Die Mitteilung ist in der Gefangenenpersonalakte zu dokumentieren.
	(3) Den Verletzten einer Straftat sowie deren Rechtsnachfolgerinnen und Rechtsnachfolgern können darüber hinaus auf schriftlichen Antrag Auskünfte über die Entlassungsadresse oder die Vermögensverhältnisse von Straf- und Jugendstrafgefangenen erteilt werden, wenn die Erteilung zur Feststellung oder Durchsetzung von Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit der Straftat erforderlich ist. 
	(4) Die Gefangenen werden vor der Mitteilung gehört, es sei denn, es ist zu besorgen, dass dadurch die Verfolgung des Interesses der Antragstellerinnen und Antragsteller vereitelt oder wesentlich erschwert werden würde, und eine Abwägung ergibt, dass dieses Interesse das Interesse der Gefangenen an ihrer vorherigen Anhörung überwiegt. Ist die Anhörung unterblieben, werden die betroffenen Gefangenen über die Mitteilung nachträglich unterrichtet. 
	(5) Bei einer nicht nur vorläufigen Einstellung des Verfahrens, einer unanfechtbaren Ablehnung der Eröffnung des Hauptverfahrens oder einem rechtskräftigen Freispruch sind auf Antrag der betroffenen Untersuchungsgefangenen die Stellen, die eine Mitteilung nach Absatz 1 Nummer 1 erhalten haben, über den Verfahrensausgang in Kenntnis zu setzen. Die betroffenen Untersuchungsgefangenen sind bei der Anhörung oder nachträglichen Unterrichtung nach Absatz 4 auf ihr Antragsrecht hinzuweisen. 
	Überlassung von Akten
	(1) Akten dürfen nur 
	1. anderen Anstalten und Aufsichtsbehörden, 
	2. der Gerichtshilfe, der Jugendgerichtshilfe, der Bewährungshilfe, den Führungsaufsichtsstellen und den forensischen Ambulanzen,
	3. den für strafvollzugs-, strafvollstreckungs- und strafrechtliche Entscheidungen zuständigen Gerichten und 
	4. den Strafvollstreckungs- und Strafverfolgungsbehörden 
	überlassen oder im Falle elektronischer Aktenführung in Form von Duplikaten übermittelt werden. 
	(2) Die Überlassung an andere öffentliche Stellen und nichtöffentliche Stellen, denen Aufgaben nach Absatz 1 Nummer 2 gemäß § 128 Absatz 2 übertragen sind, ist zulässig, soweit die Erteilung einer Auskunft einen unvertretbaren Aufwand erfordert oder nach Darlegung der Akteneinsicht begehrenden Stellen für die Erfüllung der Aufgabe nicht ausreicht. Entsprechendes gilt für die Überlassung von Akten an die von einer Anstalt oder Aufsichtsbehörde, einer Strafvollstreckungsbehörde oder einem Gericht mit Gutachten beauftragten Stellen. 
	Kenntlichmachung in der Anstalt, Lichtbildausweise
	(1) Mit Ausnahme des religiösen oder weltanschaulichen Bekenntnisses, personenbezogener Daten über die ethnische Herkunft, sexuelle Identität, politische Meinungen, die Gewerkschaftszugehörigkeit und der personenbezogenen Daten von Gefangenen, die anlässlich ärztlicher Untersuchungen erhoben worden sind, dürfen Daten von Gefangenen in der Anstalt allgemein kenntlich gemacht werden, soweit dies für ein geordnetes Zusammenleben erforderlich ist. 
	(2) Die Anstalt kann die Gefangenen verpflichten, einen Lichtbildausweis mit sich zu führen, wenn dies aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erforderlich ist. Dieser ist bei der Verlegung in eine andere Anstalt oder bei der Entlassung einzuziehen oder zu vernichten.
	Offenbarungspflichten und -befugnisse der Berufsgeheimnisträger
	(1) Soweit in den folgenden Absätzen nicht Abweichendes geregelt ist, unterliegen 
	1. Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte oder Angehörige eines anderen Heilberufs, der für die Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert,
	2. Berufspsychologinnen und Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlussprüfung und
	3. staatlich anerkannte Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter oder staatlich anerkannte Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen 
	hinsichtlich der ihnen als Berufsgeheimnisträger von Gefangenen anvertrauten oder sonst über Gefangene bekannt gewordenen Geheimnisse auch gegenüber der Anstalt und der Aufsichtsbehörde der Schweigepflicht.
	(2) Die in Absatz 1 genannten Personen haben sich gegenüber der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter zu offenbaren, soweit dies für die Aufgabenerfüllung der Anstalt oder der Aufsichtsbehörde oder zur Abwehr von erheblichen Gefahren für Leib oder Leben von Gefangenen oder Dritten erforderlich ist. 
	(3) Ärztinnen und Ärzte sind gegenüber der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter zur Offenbarung im Rahmen der allgemeinen Gesundheitsfürsorge bekannt gewordener Geheimnisse befugt, soweit dies für die Aufgabenerfüllung der Anstalt oder der Aufsichtsbehörde unerlässlich oder zur Abwehr von erheblichen Gefahren für Leib oder Leben von Gefangenen oder Dritten erforderlich ist. Sonstige Offenbarungsbefugnisse und -pflichten bleiben unberührt. 
	(4) Die Gefangenen sind vor der Erhebung über die nach Absatz 2 und 3 bestehenden Offenbarungspflichten zu unterrichten. 
	(5) Die nach den Absätzen 2 und 3 offenbarten Daten dürfen nur für den Zweck, für den sie offenbart wurden oder für den eine Offenbarung zulässig gewesen wäre, und nur unter denselben Voraussetzungen verarbeitet oder genutzt werden, unter denen eine in Absatz 1 genannte Person selbst hierzu befugt wäre. Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann unter diesen Voraussetzungen die unmittelbare Offenbarung gegenüber bestimmten Bediensteten allgemein zulassen. 
	(6) Sofern Ärztinnen und Ärzte oder Psychologinnen und Psychologen außerhalb des Vollzugs mit der Untersuchung, Behandlung oder Betreuung von Gefangenen beauftragt werden, gilt Absatz 1 bis 3 mit der Maßgabe entsprechend, dass die beauftragten Personen auch zur Unterrichtung der oder des in der Anstalt tätigen Ärztin oder Arztes oder der oder des in der Anstalt mit der Behandlung oder Betreuung der Gefangenen betrauten Psychologin oder Psychologen befugt sind. 
	Schutz der Daten in Akten und Dateien
	(1) Die Bediensteten dürfen sich von personenbezogenen Daten nur Kenntnis verschaffen, soweit dies zur Erfüllung der ihnen obliegenden Aufgaben oder für die zur gemeinsamen Aufgabenerfüllung notwendige Zusammenarbeit erforderlich ist. 
	(2) Gesundheits- und Therapieakten, psychologische und pädagogische Testunterlagen und Krankenblätter sind getrennt von anderen Unterlagen zu führen und durch die erforderlichen technischen und organisatorischen Maßnahmen gegen unbefugten Zugang und unbefugten Gebrauch besonders zu sichern. 
	Auskunft an die Betroffenen, Akteneinsicht
	(1) Den Gefangenen wird Akteneinsicht gewährt, wenn eine Auskunft für die Wahrnehmung ihrer rechtlichen Interessen nicht ausreicht und sie hierfür auf die Einsichtnahme angewiesen sind. 
	(2) Die Auskunftserteilung und die Gewährung von Akteneinsicht unterbleiben, soweit die Auskunft oder die Einsichtnahme die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben der datenverarbeitenden Stelle oder die Erreichung des Vollzugsziels gefährden würde.
	Auskunft und Akteneinsicht für wissenschaftliche Zwecke
	§ 476 der Strafprozessordnung gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass auch elektronisch gespeicherte Daten übermittelt werden können.
	Löschung 
	Die in Dateien mit Ausnahme der in Gefangenenpersonalakten, Gesundheitsakten, Therapieakten, psychologischen und pädagogischen Testunterlagen und Krankenblättern sowie Gefangenenbüchern gespeicherten personenbezogenen Daten sind spätestens zwei Jahre nach der Entlassung oder der Verlegung der Gefangenen in eine andere Anstalt zu löschen. Hiervon können bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist nach § 140 die Angaben über Familienname, Vorname, Geburtsname, Geburtstag, Geburtsort, Eintritts- und Austrittsdatum der Gefangenen ausgenommen werden, soweit dies für das Auffinden der Gefangenenpersonalakte erforderlich ist. 
	Löschung besonders erhobener Daten
	(1) Erkennungsdienstliche Unterlagen mit Ausnahme von Lichtbildern und der Beschreibung von körperlichen Merkmalen der Straf- und Jugendstrafgefangenen, die nach § 126 Absatz 1 erkennungsdienstlich behandelt worden sind, sind nach ihrer Entlassung aus dem Vollzug unverzüglich zu löschen, sobald die Vollstreckung der richterlichen Entscheidung, die dem Vollzug zugrunde gelegen hat, abgeschlossen ist. Im Vollzug der Untersuchungshaft gilt dies bei einer nicht nur vorläufigen Einstellung des Verfahrens, einer unanfechtbaren Ablehnung der Eröffnung des Hauptverfahrens oder einem rechtskräftigen Freispruch.
	(2) Mittels optisch-elektronischer Einrichtungen nach § 126 Absatz 2 erhobene Daten sind spätestens nach 72 Stunden zu löschen, soweit nicht die weitere Aufbewahrung im Einzelfall zu Beweiszwecken unerlässlich ist.
	(3) Nach § 126 Absatz 3 Nummer 2 erhobene Daten sind unverzüglich zu löschen, nachdem die Personen die Anstalt verlassen haben.
	(4) Nach § 126 Absatz 4 erhobene Daten sind unverzüglich zu löschen, soweit eine Verarbeitung nach § 129 Absatz 4 unzulässig ist. Die Daten sind spätestens 72 Stunden nach dem Ende des Auslesens zu löschen, soweit nicht die weitere Aufbewahrung im Einzelfall zu Beweiszwecken unerlässlich ist.
	Sperrung und Verwendungsbeschränkungen
	(1) Personenbezogene Daten in den in § 137 Satz 1 genannten Dateien sind nach Ablauf von zwei Jahren seit der Entlassung oder der Verlegung der Gefangenen in eine andere Anstalt zu kennzeichnen, um ihre weitere Verarbeitung oder Nutzung einzuschränken (Sperrung). 
	(2) Die nach Absatz 1 gesperrten Daten dürfen nur übermittelt oder genutzt werden, soweit dies unerlässlich ist:
	1. zur Verfolgung von Straftaten, 
	2. für die Durchführung wissenschaftlicher Forschungsvorhaben gemäß § 106, 
	3. zur Behebung einer bestehenden Beweisnot oder 
	4. zur Feststellung, Durchsetzung oder Abwehr von Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit dem Vollzug einer Jugend- oder Freiheitsstrafe oder einer Untersuchungshaft. 
	(3) Die Sperrung nach Absatz 1 endet, wenn die Gefangenen erneut zum Vollzug einer Jugend- oder Freiheitsstrafe oder einer Untersuchungshaft aufgenommen werden oder die Betroffenen eingewilligt haben.
	Aufbewahrungsfristen, Fristberechnung
	(1) Bei der Aufbewahrung der nach § 139 gesperrten Daten darf eine Frist von 30 Jahren nicht überschritten werden. 
	(2) Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem auf das Jahr der aktenmäßigen Weglegung folgenden Kalenderjahr. 
	(3) Die Bestimmungen des Brandenburgischen Archivgesetzes bleiben unberührt.
	Schlussbestimmungen
	Einschränkung von Grundrechten
	Durch dieses Gesetz werden die Rechte auf körperliche Unversehrtheit und Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 des Grundgesetzes, Artikel 8 Absatz 1 und Artikel 9 Absatz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg), auf Unverletzlichkeit des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 Absatz 1 des Grundgesetzes, Artikel 16 Absatz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg), auf Meinungsfreiheit (Artikel 19 Absatz 1 der Verfassung des Landes Brandenburg) und auf Datenschutz (Artikel 11 der Verfassung des Landes Brandenburg) eingeschränkt.
	Übergangsregelung
	Bis zum 31. Dezember 2016 ist § 25 Absatz 2 in folgender Fassung anzuwenden: „Strafgefangene, die wegen einer Straftat nach den §§ 174 bis 180 oder 182 des Strafgesetzbuches zu zeitiger Freiheitsstrafe von mehr als zwei Jahren verurteilt worden sind oder bei denen Sicherungsverwahrung angeordnet oder vorbehalten ist, sowie Jugendstrafgefangene, bei denen Sicherungsverwahrung vorbehalten ist, sind in einer sozialtherapeutischen Abteilung unterzubringen, wenn ihre Teilnahme an den dortigen Behandlungsprogrammen angezeigt ist.“
	Inkrafttreten, Außerkrafttreten
	(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 1. Juni 2013 in Kraft. Gleichzeitig treten das Brandenburgische Untersuchungshaftvollzugsgesetz vom 8. Juli 2009 (GVBl. I S. 271) und das Brandenburgische Jugendstrafvollzugsgesetz vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 348), das durch Artikel 15 des Gesetzes vom 3. April 2009 (GVBl. I S. 26, 59) geändert worden ist, außer Kraft.
	(2) § 66 Absatz 3 Satz 3 tritt am Tag nach der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft.
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